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hat § 17

eine pädagogische öerechtigung !
Der § 17 des Reichsvereinsgesetzes , der jugendlichen Personen

unter 18 Jadren die Beteiligung an politischen Vereinen und Vcr

sammlungen verbietet , wird von seinen Freunden gern und oft als
eine pädagogische Notwendigkeit bezeichnet . Inwieweit hierbei die

Kbsicht mitspielt , politische Zwecke mit pädagogisch schilleinden
Worten zu verdunkeln , soll hier nicht näher untersucht werden , wie

wohl ein solcher Versuch verlockend ist und politisch wertvoll wäre .
Denn es ist ausfällig , datz das pädagogische Gewissen der

Jugendfreunde , das gegenüber der vermeintlichen Gefahr einer

sozialistischen Beeinflussung der Jugend so überaus empfindlich
ist , durch die nun fast zwei Jahre anhallende Aufierkrastsetzui . g
wichtiger geietzticher Jugcndschutzbestimmungen nicht verletzt
wurde . Ist dock für die arbeitende Jugend ausgiebiger Schutz vor

wirtschaftlicher Ausnutzung das erste pädagogische Erfordernis .

Trotzdem wollen wir durchaus nicht allen Gegnern der Aufhebung
des Z 17 den guten Glauben absprechen . Wir möchten bielmehr an -

nebmen , daß viele von ihnen aus Unkenntnis der Arbeiterverhälb

nisse und der tatsäcklichen Wirkung des 8 17 zu ihrem Schlüsse ge¬
kommen sind , den wir gerade vom pädagogischeu Standpunkte aus

betrachtet als einen Fehlschluß bedauern .
Die Befürworter des 8 17 stellen es als eine Selbstverständlichkeit

hin , daß er die Jugend vor den ungünstigen Einflüsse » des poli -
tischen Kampfes bewahren könne . Diese Mackt besitzt er aber nickt .

Jeder , der sich dem öffenilicken Leben nicht verschließt , ist guten und

schlechten politiscken Einwirkungen ausgesetzt . In Zeilen hoch «

gehender Wogen politischer Meinungskämpfe . wie wir sie
während des Krieges erlebt haben , wird jeder oft gegen
seinen Willen w den pol iliscken Streit hineingezogen und zur
Stellungnahme gedrängt . Selbst das Kind im zarten Alter bleibt

von solchen Einflüfien nicht ganz verschont . Dafür hat die vom

Zentralinstiiut für Erziehung und Unterricht veranstaltete Aus -

stellung : . Schule und Kriegs dokumentarische Nachweise ge -
liefert , die , beiläufig bemerkt , für die Jugendpsychologie außer -
ordentlich wertvoll sind . Da finden wir , um nur einige Beispiele

zu nennen , Aussätze von Volksschülern der ersten Klaffe über . Die
Ursachen des jetzigen Krieges " , Scküler der 2. Klasse haben es unter -

nommen . den Krieg mit dem fünften Gebot in Einklang zu bringen :
Primaner und Sekundaner behandeln die für den Berufspolitiker so
heiklen Fragen der auswärtigen Politik : . Was dürfen wir in unserem

Volkskrieg mit Recht von den neutralen Staaten verlangen ? " , „Nicht -
linien der deutschen Orientpolitik " . „ Der russische Panslawismus ,
«ine der Ursachen des Weltkrieges " u. a. Sofern die Aufsatzthemata
den Schülern aufgezwungen worden sind , könnte man von päda -

gogischen Mißgriffen reden . Aber solche Mißgriffe sind leider keine

Seltenheit . Sie kommen täglich massenhaft vor und dürften in er -

regten Zeiten auch kaum gänzlich zu vermeiden sein , weil Denken

und Fühlen aller Menschen von den mächtigen politischen Wirkungen
stark in Mitleidenschaft gezogen werden . Jedenfalls beweist die Aus -

stellung . daß die Schulkinder in erschreckendem Maße politischer Be «

einfluffung unterliegen .
In noch weit stärkerem Maße gilt die » von den jungen Ar -

heitern und Arbeiterinnen ; denn sie stehen inmitten des Erwerbs -

lebens . Täglich sind sie in der Familie und Arbeitsstätten Zeugen
von Unterhaltungen erwachsener Arbeiter und Arbeiterinnen , die in

der Hauptsache einen politischen Inhalt haben . Das Ringen um
die wirtschaftliche Existenz , zu dem die jungen Arbeiter und Arbeite -

rinnen verurteilt sind , ihr Streben nach Verbefferung der materiellen

Lage weckt bei ihnen viel früher als bei der nicht erwerbstätigen
bürgerlichen Jugend ein lebhaftes Jntereffe für wirtschaftliche und

politische Angelegenheilen . Die Beschäftigung mit diesen Fragen .
die ihre Lebensballung bestimmen , ist für die jungen Arbeiter und

Arbeilerinnen ein Lebensbedürfnis . Alle scharfsinnigen theoretischen
Tifteleien über pädagogische Gefabren , die für eine politisierende

Jugend bestehen , können diese Talsachen nicht wegdisputieren .
Sie erfahren eine grelle Beleucktung durch die Wirkung , die

die Anwendung des 8 i . 7 ausgeübt hat . Er konnte

nicht verhüten , daß in der vorburgfriedlichen Zeit jede größere
Partei einen frisch - fröhlichen Kampf um die Jugend führte ,
der noch gegenwärtig , wenn auch nicht öffentlich und in einem ge -

mäßigten Tone fortgesetzt wird . Das Zentrum hat feine
katholischen Jugendvereine , die Konservativen die evangelischen

Jünglingsvereine , die Freisinnigen ihre besonderen Vereine der

Jugend und schließlich ist der Jungdeutschlandbund zu einem

ausgesprochenen politischen Zweck gegründet worden , wie neuerdings
wieder Ministerialdirektor Dr . Lewald im Reichstage erklärt hat .
Den Nackweis für die politische Tätigkeit dieser Vereine im einzelnen

zu erbringen , können wir uns heute ersparen . Viele ihrer Führer

haben selbst offenherzig eingestanden , daß sie mit ihren Jugend -
vereinen politische Bestrebungen bezwecken , ohne daß der 8 17 auf

sie auch nur ein einziges Mal zur Anwendung gekommen fei . An -

dererfeitS hat der Politikparagraph sich als gefährlicher Stören -

stied der proletarischen Jugendbewegung erwiesen . Vorträge über

Themata wie „ Sport und Körperpflege " , „ Meine Englandreise " ,

. Gefahren des Alkohols " , „ Schundliteratur " , „ Die wahren und die

falschen Freunde der arbeitenden Jugend " , . Jugendideale " , „ Jung -
deutichland " , „Proletarische und bürgerliche Jugendbewegung " , „ Pflege
und Entwicklung der Seidenraupe " , Vorträge über Schubert und Mozart
wurden au ! Grund des 8 17 verboten . Rezitationen von Gedichten ,
Wie Schillers „ Bürgschaft " . Goethes „Faust " . Theateraufführungeu

von Schillers „Tell " , Halbes „ Jugend " , ganze UnterhaltungSabende
und Konzerte wurden unter Berufung auf den 8 1? inhibiert . Wenn
nun aber gar ein Gericht fdaS Landgericht in Elberfelds die Ent -

scheidung fällen konnte : „Alle Zusammenkünfte der Arbeiterjugend ,

ganz gleich zu welchem Zweck <also auch geselligem ) , sind als öffent -
liche politische Versammlungen zu betrachten , da die Tendenz dieser

Veranstaltungen letzten Endes eine politische ist ", so kann man wohl
nicht mehr gut davon reden , daß bei der Anwendung deS § 17 der

Zweck maßgebend sein soll , die Jugend von der Teilnahme am

politischen Kampfe fernzuhalten . Wie die oben angeführten Stich
proben bezeugen , hat er im Gegenteil die erzieherische Bildungsarbcit
der freien Jugendbewegung schwer geschädigt . In jede harmlose

Jugendveranstaltung hat er den Schutzmann gelockt , er hatJugendliche in
einer ihrer Erziehung wenig dienlichen Weise mit der Polizeiwache , den

Gerichten , ja den Polizeizellen bekannt gemacht . Sogar Jugend -
Wanderungen wurden im Namen des § 17 von Polizeibeamten ge -
stört und die Teilnehmer in einigen Fällen verhaftet . Dieses

schwarze Kapitel unserer Jugendbewegung soll indessen hier nicht
weiter entrollt werden ; wer sich darüber informieren will , mag die

Jahresberickte der Zentralstelle für die arbeilende Jugend Deutsch -
lands über die Zeit von 1811 bis 1913 nachlesen .

Die neue Reichs - Vereinsgesetznovelle , deren

UnVollkommenheit hier des öfteren dargelegt wurde , bietet leider

nickt die Gewähr , daß dergleichen Uebergriffe der Verwaltungsorgane
sich nicht wiederholen . Ein Danaergeschenk an die Ge -

w erksch aften , berührt sie d i e B i l d un g S ar b e it d er

allgemeinen Jugendbewegung überhaupt nicht ,

obgleich nachgewiesenermaßen gerade sie des

Schutzes vor dem in Erziehungsfragen unsach -

verständigen Schutzmann dringend bedarf . Dazu
halten wir nur die formelle Aufhebung des 8 � für ge¬
eignet , die wir nicht nur aus politischen , sondern noch den an -

geführten Tatsachen auch aus pädagogischen Gründen fordern . Wir

teilen nicht die Befürchtung , daß die Aufhebung deS 8 17 für die Er -

zicbung der Jugend und für das politische Leben eine Gefahr herauf -
besckwören könnte . Daß der 8 17 die Jugendlichen vom politischen

Kampfe nicht fernhallen konnte , ja . viele sogar erst Wider ihren
Willen in ihn hineingezogen hat , haben wir bereit « dargelegt . Die

Jugendlichen werden , auch wenn der 8 17 geiallen ist , immer nur

eine mehr rezeptive Teilnahme am politischen Leben nehmen . Dafür
würde schon daS Element der Erwachsenen sorgen , das in allen

Parteien und im gesamten politischen Leben vorherrschend ist . Zu -
dem läßt die herbe Kritik , der jeder , der aktiven Anteil am politi «
scken Kampfe nimmt , auSgesetzi ist , immer nur verschwindend wenige

öffentlich hervorwagen . Diese Kritik der großen Masse hätte gerade
für unsere Jugendlichen einen hohen erzieherischen Wert , da sie die

Selbstkritik und das Verantwortlichkeitgesühl des einzelnen ent -

wickelt . Die Eingliederung der jungen Arbeiter und Arbeiterinnen

in die großen Organisationen , die ihre wirtschaftlichen und öffent -

lichen Interessen wahren , würde somit auf die Entwicklung einen

weit günstigeren als ungünstigeren Einfluß ausüben . Ist doch in

der Kriegszeit die hohe soziolpädagogiscke Bedeutung der Arbeiter -

organiiationen für jedermann offenbar geworden .
Für eine das Interesse der Allgemeinheit erheischende Dämpfung

jugendlichen Ueberschwangs wäre ebenfalls durch die Vorherrschaft
der Erwachsenen in den Parteien und im öffenilichen Leben ge -
nügend borgesorgt . Luch die Sorge darüber , daß die Politik nicht
von unreifen Elementen beherrscht wird , kann man zuversichtlich
den Parteien selbst überlassen . Liegt nickt überdies in der

Befürchtung , unreife Köpfe könnten die Führung des deutschen

Volkes erlangen , ein an Beleidigung grenzender Vorwurf gegenüber
den politisch reifen Volksgenossen und «genossinnen ? Auch im freien

Kampfe der politischen Geister wird , wie in den übrigen Wissen -

schaften und Künsten , nur der sich Anerkennung erringen und

dauernd Gefolgschaft besitzen , der sich, als ein Meister und Führer
erwiesen hat . Schließlich aber bietet unser dickleibiges Strafgesetz -
buch hinreichenden Schutz vor wirklich gefährlichen Scharlatanen . Es

ist aber auch nötig zu betonen , daß politische Reife nicht allein mit

den Jahren errungen wird , und daß auch das Alter nicht vor Tor -

heiten in der Politik schützt .
Mit dem 25. Lebensjahre werden bekanntlich die männlichen Deut -

schen , nachdem der Kriegsdienst sie 2 — 3Jahrejcderpolilischen Betätigung

entzogen hat , vollberechtigte Staatsbürger . Wann sollen sie für den

Gebrauch ihrer politischen Rechte vorgebildet werden , wenn nicht in

ihrer Jugend ? Für ihre politische Erziehung braucht die Jugend
auch die Freiheit zum Besuch von Vorträgen und Versammlungen ,
die nun einmal wichtige Faktoren der politischen Erziehung find .
So wenig die Gewährung politischer Rechte von einem politischen
Befähigungsnachweis abhängig gemacht werden kann , so wenig darf

hierfür ollein das Alter bestimmend fein . Staatsbürgerliche Rechte
werden verliehen auf Grund übernommener staatsbürgerlicher Pflichten .
Der Gebrauch der Rechte muß Sache ihrer Nutznießer selbst sein . Die

junge Arbeiterschaft erfüllt aber dank ihrer aktiven Teilnahme am

Produktionsprozeß staatsbürgerliche Pflichten im selben Maße wie
die erwachsene Generation . Und darf man den Siebzehnjährigen ,
die ihr Leben für die Erhaltung des Staates eingesetzt haben , die

Möglichkeit , ihr Jntereffe an der Staatsverwaltung weiterhin zu be -

künden , noch länger vorenthalten ? Durch Erfüllung staatsbürger -
sicher Pflichten hat die arbeitende Jugend die Berechtigung zum
Besitz der staatsbürgerlichen Rechte bereits erbracht . Hoffentlich ent -

täuscht der Reichstag die Jugend nicht .

Hreps /intwort
an öethmann Hollweg .

London , 2. Mai . ( W. T. B. ) Unterhaus . Die Abgeord -
neten P o n f o n b y und Ramfay Macdonald lenkten die Auf -
merkfamkeit des Hauses auf die Unterredungen , die Staatssekretär
Grey und der deutsche Reichskanzler jüngst amerikanischen
Journalisten gewährt haben , und folgerten , daß in dem deutschen
Interview nichts mit den Erklärungen Greys in Widerstreit stehe und
daß keine unüber steigbare Schranke Friedens -
Verhandlungen verhindere .

Staatssekretär G r e h erwiderte , wenn er der Ansicht wäre , daß
die deutsche Regierung , die deutsche öffentliche Meinung und der
Krieg so weil vorgeschritten seien , daß die alliierten Regierungen
einen Frieden , der mit ihren Zielen vereinbar sei ,
durch Reden über den Frieden näher bringen könnten , so würde er
Dutzende von Reden halten . Aber die Zeit sei dazu noch
nicht gekommen . Alle Alliierten seien verpflichtet ,
Friedensbedingungen nur gemeinsam vorzubringen , und eine Er -
kläiung über Friedensbedingungen , die England und den
Alliierten annehmbar seien , könne nur nach einer Beratschlagung
mit den Alliierten abgegeben werden . Grey wies ferner daraus hin ,
daß sein Interview keine neue Erklärung enthalten habe , und fuhr
fort : Ponsonby betonte , daß der deutsche Reichskanzler und ich uns
nicht in Beschulsigungen über die Ursachen ergehen sollten . Ich
scheue mich nicht , immer wieder zu sagen : Dieser Krieg hätte ver -
mieden werden können durch die Annahme der Konferenz , die vor -
geschlagen wurde . sBeifall . ) Warum wurde die Konferenz nicht
angenommen ? Weil kein guter Wille vorhanden war . Erst kurz
vorher war ihr die Balkankonserenz vorangegangen . I ch
wünschte , daß die deutsche und die ö ' sterreichisch -
ungarische Regierung ihre Berichte veröffent -
lichen würden über die Rolle , die wir in dieser
Konferenz gespielt haben . Ich habe sie niemals ge -
sehen , aber ich bin ganz sicher , daß niemand diese Konferenz mit -
gemacht hat , der nicht bereit wäre , die Tatsache zu bezeugen , daß
die Haltung der englischen Regierung durchaus und vollkommen von
gutem Glauben beseelt war .

Grey fuhr fort : Wenn der Reichskanzler sagt , daß eine zweite
Konferenz gegen Deutschland ausgenutzt und daß dieser Vorteil
zur Vorbereitung auf den Krieg angewandt worden sein würde und
so iort sDinge , von denen wir zu jener Zeit nicht geredet haben ) ,
so sage ick, daß die Haltung , welche wir während der gerade be -
endigten Konferenz beobachtet hatten , uns berechtigt zu sagen ,
daß eine Konferenz , wie sie am - Vorabend des Krieges vorgeschlagen
wurde , so geartet gewesen wäre , daß diejenigen , welche die Er -
fahrung der vorhergegangenen halten , sie mit Vertrauen und gutem
Willen hätten annehmen sollen . fBeifall . ) Ich kann nicht mit
Ponsonby darin übereinstimmen , daß die ver -
öffenlsichte Unterredung mit dem Reichskanzler oder seine Rede
im vorigen Monat die Bereitschaft zum Frieden zeige ,
welche er darin zu finden schien , wenn Deutschland zu allen
Bedingungen bereit ist , die der Abgeordnete angibt , warum sagt
es das nicht ? Ich kann in dieser Unterredung des Reichs -
kanzlers nichts Neues hinsichtlich der Friedensbedingungen sehen .
Ich finde eine Sache darin neu , nämlich die Aeußerung , daß
unsere Haltung in den Verhandlungen betreffend Bosnien damals ,
als Ocsterreich - Ungarn Bosnien annektierte , kriegerisch ge -
wesen sei . Das ist neu , und es ist eine Lüge erster Klasse .
Die Idee , daß wir versucht härten , Rußland zum Kriege
zu drängen , daß wir gesagt hätten , unser Land würde
bereit sein , in einen Krieg wegen Bosniens einzutreten , daß
dieS unsere Haltung gewesen sei, das ist das gerade Gegen -
teil der Wahrheit . fBeifall . ) Wenn Sie davon reden , an die
Vernunft zu appellieren , oder davon , die Vernunft zum Siege über
die Macht zu bringen , und davon , dem deutschen Volke Vernunft zu
predigen , — Sie können mit dem deutschen Volke nicht vernünftig
reden , solange es mit Lügen gefüttert wird und nichts von der
Wahrheit weiß . Grey fuhr fort , der deutsche Reichskanzler sagte in
seinem Interview , diejenigen seien für die Fortdauer des Krieges
verantwortlich , die Deutschlands Bedingungen nicht annehmen wollten ,
und die Karte , die die augenblickliche militärische
Lage zeig « , würde uns sagen , worin diese Be -
dingungen bestünden . Wir haben auch die früheren Reden
des Reichskanzlers über den Charakter der deutschen Bedingungen .
Das sind

vedingungen eines siegreichen Deutschland ,

die die deutschen Jntercffen beschützen , auf die Interessen
der anderen Völker keine Rücksicht nehmen , und
die , wenn sie angenommen würden , die anderen europäischen Staaten
Deutschland auf Gnade und Ungnade ausliefer -
ten , wenn eS seine Angriffspolitik gegen sie wiederaufnehmen
sollte . ES ist kindisch zu sagen : weil Deutschlands Feinde die
Friedensbedingungen , die Deutschland genehm sind , ohne Rücksicht
auf ihre eigenen Interessen nicht annehmen wollen , deshalb seien
sie verantwortlich für die Fortdauer des Krieges . Das , was
tatsächlich in diesem Augenblick mehr als irgend
etwas anderes für die Fortdauer des Krieges
verantwortlich ist , ist der Umstand , daß die deutsche
Regierung immer wieder sagt , sie habe den Krieg ge -
Wonnen , oder sie werde ihn in nächster Woche gewinnen , und
die Alliierten seien geschlagen . Tatsache ist , daß

daß die Alliierten nicht geschlagen sind ,

( Langer lauter Beifall ) ; sie werden auch nicht geschlagen werden .
und der er sie Schritt zum Frieden würde sein , wenn die
deutsche Regierung beginnt , diese Tatsache zu
erkennen . Wenn einer der Alliierten in diesem Augenblick ein
besonderes Recht hat , über den Frieden zu sprechen , so ist es die
Regierung Frankreichs , auf das feit einigen Wochen die
konzentrierte Wut des deutschen Angriffs gefallen ist . Die Tapfer -
keit der französischen Armee während der langen Scklacht
von Verdun rettet Frankreich und rettet auch seine Alli -
ierten . Ist das für uns ein Augenblick , um etwas anderes zu tun , als



uns auf den Ausdruck unserer Entschlossenheit flu beschränken , diesem
Alliierien die vollste Unterstützung zu gewähren , die in unserer
Ntacbt liegt . sBcifall . ) Wenn jemand in diesem Augenblick ein
Recht hat , von Frieden zu sprechen , so ist das die französische Re -
gierung . Der französische Premiermini st er hat ge -
s p r o ch e n , und wenn die Zeitungsberichte richtig sind , hat er ge «
sagt : was werden die folgenden Generationen sagen , wenn wir die
Gelegenheit entschlüpfen lassen , einen festen dauernden Frieden für
Frankreich zu schaffen . Das ist auch unsere Empfindung , und wir
wünschen mir unseren Alliierten die Früchte dieses Krieges
in einem Frieden begründet zu sehen , der nicht nur einige
ivenige Jahre und nicht nur für ein oder zwei
Generationen Daner hat , sondern der für alle Zukunft
die Welt vor einer solchen Kata st rophe wie dieser
Krieg bewahren soll . In diesem Empfinden halte ich es
im gegenwärtigen Augenblick für die Aufgabe der Diplomatie , die
Solidarität der Alliierten angesichts des Feindes auf -
rechtzuerhalten , wie sie denn auch vollständig aufrecht -
erhalten wird und die notwendigen militärischen und
maritimen Maßregeln im vollsten Maße zu unter -
stützen , die von den Alliierten gemeinsam unter -
nomnien werden , um diesen Krieg zu einem Punkt
zubringen , der noch nicht erreicht ist , aber wo die
Aussicht auf einen sicheren dauerhaften Frieden zur Wirklichkeit
werden könnte . ( Lauter Beifall . )

«

Auch G r e y hat es für nötig gehalten , den größten Teil

seiner Ausführungen den in der Vergangenheit liegen -
den Ereignissen zu widmen . Wahrscheinlich , um die ent -

sprechenden Darlegungen Bethmann Hollwegs nicht unwider -

sprachen zu lassen . Solche Darstellungen werden , von welcher
Seite sie auch kommen , im feindlichen Ausland wenig Ein -
druck machen . Aber man erwartet offenbar eine solche Wir -

kung auch kaum , wohl aber , daß derartige Ausführungen im
neutralen Ausland Stimmung machen werden . Was
nur eine offizielle Bestätigung unserer oft geäußerten Auf -
fassung bedeutet , daß die Meinung des neutralen Auslandes

sür den Verlauf des Krieges und den Charakter des kommenden

Friedens keineswegs gleichgültig ist .
Dennoch wird man auch im neutralen Ausland , das ,

von gewissen , durch Kriegslieferungcn und skrupellose Wucher -
geschäfte sich bereichernden Fabrikanten - und Händlerschichtcn
abgesehen , gleichfalls je länger je mehr unter dem endlos sich
hinschleppenden Kriege leidet und deshalb leidenschaftlich den

Friedensschluß herbeisehnt , der Meinung sein , daß der Sache
der Völker lediglich durch deutliches Aussprechen
der erhofften Friedensbedingungen gedient
werden kann , weil nur dadurch eine Verkürzung des Krieges
herbeizuführen ist . Leider aber hat sich Grey über diese Frage
völlig auSgeschWiegcn .

Die Gründe , die Grey für dieS Schweigen vorbrachte ,
vermögen wir als stichhaltig nicht anzusehen .

Denn wenn Grey sich darauf beruft , daß England seine
Friedcnszicle nur im Einvernehmen mit seinen Verbündeten

aussprechen könne , so wird das jeder anerkennen , der nicht die

völlig vage Hoffnung auf einen möglichen Separatfrieden hegt ;
aber man sollte doch meinen , daß auch die Entente nach
22 Monaten Krieg Zeit und Gelegenheit genug gefunden
hätte , um unter sich über die Grundbedingungen des Friedens
einig zu werden I Sollte das aber dennoch noch nicht der

Fall gewesen sein , so wäre es wirklich allerhöchste Zeit , daß
die Vierverbandsmächte sich über diese Frage endlich einmal

zu verständigen suchten . Es läge das sür sie um so näher ,
als der Krieg auch für sie wahrhaftig kein Idyll ist , sondern
eine so furchtbare Heimsuchung , daß deren Abkürzung um auch
? . ur einen Monat , ja eine Woche alle Völker der Entente von
einer Vergeslast befreien würde .

In Wirklichkeit wird freilich dies Argument auch nur ein
Borwand für Herrn Grey gewesen sein , um einem klaren

politischen Bekenntnis auszuweichen . Ist doch offenbar
auch Grey noch in dem verhängnisvollen Irrtum befangen ,
daß man die Karten nicht „vorzeitig - aufdecken dürfe , sondern
dem anderen Spieler die Vorhand lassen müsse . Eine Methode ,
die freilich weder zur Verkürzung des Krieges noch zur Er¬

langung besserer Bedingungen beizutragen vermag , da die

Gegenseite ebenso zäh zurückhält .
Mehr scheint das andere Argument für sich zu haben , daS

Grey geltend mache . Bethmann Holllweg , sagte er , habe in

Wahrheit ja gar kein Friedensangebot gemacht , denn die von

ihm angedeuteten Bedingungen setzten den deutschen
Sieg und die militärische Niederlage der

Entente voraus . Der Vierverband fühle sich aber

keineswegs geschlagen ! Da das Deutschland absolut
nicht begreifen wolle , müsse eben der Krieg solange fortgesetzt
werden , bis Deutschland zu einer anderen Ueberzeugung von
der Widerstandskraft seiner Gegner gelangt und demgemäß
auf Friedcnsbcdingungcn einzugehen bereit sei , die den

Ententemächten die gleichen Garantien eines

dauernden , gesicherten Friedens böten , wie sie
Deutschland für sich in Anspruch nehme .

Wie wir über diese Dinge denken , brauchen wir nicht
erst darzulegen . Aber darum können wir dennoch nicht Greys
Ansicht zustimmen , daß erst durch die Verlängerung des

Krieges die Bahn sür Friedensverhandlungen frei gemacht
werden könne . Gerade dadurch , daß die Entente ihre
Friedensbcdingungcn klar formulierte , würde sich ja erst
ergeben , ob sich nicht zwischen den Kriegführenden eine
mittlere Linie der Verständigung finden ließe .

Wir hoffen deshalb , daß die englischen Parlamentskreise ,
die Grey durch ihre Interpellation zu dieser Rede veranlaßt ,

energisch fortfahren werden , ihre Regierung zu weiteren und
konkreteren Erklärungen zu drängen ; ebenso , wie wir die

Herbeiführung einer gleichen Aussprache auch in Deutschland
erwarten . Das Eis ist gebrochen : Aufgabe des
Volkes und der Volksvertretungen in allen
Ländern ist es . die Aussprache nicht wieder

einschlafen zu lassen !
Auch das neutrale Ausland sollte sich durch die

noch so vieldeutigen , unbestimmten und ausweichenden Reden
der Staatsmänner der kriegführenden Mächte in seinen Be -

mühungen um Herbeiführung einer Verständigung nicht ab -

schrecken lassen . Das gilt namentlich von Wilson , indessen
Hand ein ungeheures historisches Gewicht gelegt zu sein
scheint . _

ßrieöensbewegung in Englanü .
Eine Friedensadresse .

Unter Mitwirkung der Unabhängigen Arbeiterpartei hat sich in
London ein „ Komitee zugunsten von Friedensverhandlungen ' kon -
siituiert , das folgende Adresse ausgearbeitet hat :

„ Der Unterzeichnete fordert S . M. Regierung dringend auf . die
erste Gelegenheit zur Eröffnung von Verhandlungen über einen ge -
rechten und dauernden Frieden zu ergreifen . '

Die dem Komitee angeschlossenen Organisationen werden in der

nächsten Zeit daran gehen , Unterschriften zu sammeln , u. a. auch
mittels Hausbesuchen . Der . Labour Leader ' bemerkt dazu : „ Wir
glauben , das Ergebnis wird überraschend sein , denn die öffentliche

Mng des UM » SmkWlliers .
Amtlich . Großes Hauptquartier , den

25 . Mai 1916 . ( 33 . T. B. )

Westlicher Kriegsschauplatz .

Englische Torpedo - und Patrouillenboote wurden an
der flandrischen Küste von deutschen Flugzeugen angegriffen .

Westlich der Maas scheiterten drei Angriffe des

Feindes gegeu daS von ihm verlorene Dorf CumiercS .

Ocstlich deS FluffeS stießen unsere Regimenter unter

Ausnutzung ihrer vorgestrigen Erfolge weiter vor und

eroberte » feindliche Gräben südwestlich und südlich der

Feste Donaumout . — Der Steinbruch südlich des Gehöftes
Haudromont ist wieder in unserem Besitz .

Im Caillette - Wald lief der Feind während deS ganzen

Tageö gegen unsere Stellung völlig vergeblich au . Außer
sehr schweren blutigen Verlusten büßten die Franzosen über

850 Mann au Gefangeneu ein . 14 Maschinengewehre
wurden erbeutet . Bei St . Sonplet « nd über dem Herbe
BoiS wurde je ein feindlicher Doppeldecker abgeschossen .

Oestlicher Kriegsschauplatz .
Keine besonderen Ereignisse .

Balkan - Kriegsschauplatz .
Uesleb « ud Gjevgeli wurden von feindlichen Fliegern

erfolglos beworfen .

Oberste Heeresleitung .
«

Deutscher Zliegerangrift im /legäijchen
Meere .

Amtlich . B e r l i n , 25 . Mai . Deutsche Seeflug -
zeuge haben am 22 . Mai im nördlichen Aegäischen Meer

zwischen Dedeagatsch und Samothraki einen feindlichen
Verband von vier Schiffe « angegriffen und auf einem

Flugzeugmutterschiff zwei Volltreffer erzielt . Die feiud -
licheu Schiffe entfernten sich darauf in der Richtung »ach
JmbroS .

DerChefdeSAdmiralstabeSderMarine .
« »

«

fler SilmelMe MmlWsSerW .
Wir « , 25 . Mai . ( W. T. B. ) Amtlich wird verlautbart :

Russischer Kriegsschauplatz .
In Wolhyuien unternahmen unsere StreistommanboS an

mehrere » Stellen erfolgreiche Ucderfälle . Lage unverändert .

Italienischer Kriegsschauplatz .
Die Kampftätig kcit im Abschnitte von Dobcrdo , bei Flltsch

und am Ploeckcn war lebhafter als in den letzte « Tagen .

Wiederholte feindliche Angriffsvrrsuche bei Pcutclstein wurden

abgewiesen .
Nördlich des SuganataleS nahmen nnsrrr Truppen die Eima

Cista , überschritten an einzelne » Stelleu den Masobach und
rückten in Striege » ( Strigno ) ein . Südlich deS Tales breitete

sich die über den Kempelberg vorgerückte Gruppe unter Ucber -

Windung großer Geländeschwierigkeiten und deS feindlichen Wider¬

standes nach Osten und Süden aus . Der Cor » » di Camp » verde

ist in ihrem Besitz . Italienische Abteilungen wurden sofort zurück -

geworfen .
Im Brandtal ( Lalarsa ) « ahme « unsere Truppen Chief « in

Besitz . Die Nachlese im Angriffsran « erhöhte unserr Beute noch
um zehn Geschütze .

Eines unserer Sccflugzeuggrschwader belegte den Bahnhof
und die militärische « Anlagen von Latisana mit Bomben .

Südöstlicher Kriegsschauplatz .
Keine besondere » Ereignisse .

Der Stellvertreter deS Chefs des GeneralstabcS .
v. H o e f r r , Feldmarschalleutnant .

*

Ereignisse zur See .

Am 24 . Mai nachmittags hat ein Geschwader von

Serflugzeugen Bahnhof , Postgcbäude , Kasernen und

Kastell in Bari auSgicdig und mit sichtbar gutem Erfolge bom «
barbiert und in die Festesfreude der reich beflaggten Stadt

deutlich erkennbare Störung gebracht . DaS Abwehrfeuer der
Batterie war ganz wirkungslos . Alle Flugzeuge sind unversehrt
eingerückt .

F l » t t r n k » m m a n b ».

Meinung wechselt rasch zu unseren Gunsten . ' DaS Blatt fordert
die Parteimitglieder auf . ihre ganze Kraft für diese Unternehmung
einzusetzen .

»

Friedensdemonstrationen in Schottland .
Der , Labour Leader ' bericbtet über die glänzende Maifeier in

vielen schottischen Städten . Sie stand überall im Zeichen der
Friedensidee und des internationalen Sozialismus . Besonders groß -
artig verlief die Feier in Glasgow . Ueber 200 Organisationen
nahmen an ihr teil und marschierten mit Fahnen und Musik nach
dem für daS Meeting bestimmten Platz Glasgow Green . Dort der -
sammelten sich 30 000 Personen um 14 Rednertribünen . Es war
die größte Kundgebung , die die Stadt gesehen hat . Sie verlief
ohne jede Störung . Einen besonders regen Anteil nahmen die
Frauen , die einen Blumentag zugunsten der Partei organisierten .
Die Zahl der von den weiblichen Mitgliedern der Unabhängigen
Arbeiterpartei verkauften roten Blumen betrug an 50 000 .

Der Verlauf der Kundgebungen im ganzen Lande hat gezeigt ,
daß Schottland für eine mächtige FriedeuSkampagne
reif ist .

Kriegsfeinöliche Kunügebungen in Moskau .
Nach einer Stockholmer telegraphischen Meldung de » „ Lokal -

Anzeigers ' fand Sonntag in Moskau auf dem Roten Play eine
gewaltige Teue run g s kun d g eb un g statt . 10000
Menschen , vornehmlich Arbeiter , waren zusammen «
geströmt . Allgemein wurde geschrien : „ Nieder mit dem
Kriegl Wir hungernl ' Die Mehrzahl der Geschäfte schloß
sofort . Trotzdem stürmte die Menge eine Anzahl Läden und
plünderte sie aus . Die Polizei hielt sich den Krawallen fern . Der
Moslauer Stadthauptmann ließ am nächsten Tage ein B e «

ruhigungsmanifefi anschlagen , worin es heißt : „ Ich sehe
mit Kummer , daß die Moskauer die ernste Lage Rußlands nicht
verstehen . Eine allgemeine Unzufriedenheit herrscht vor ! Lebens «
mittel fehlen ! Alles schreit : Möge derKrieg enden !
Bergeßt nicht , alle Entbehrungen sind fürs
Vaterland ! Statt euren Aerger auszutoben , bedenkt : Auch
der Feind enlbehrt l Erinnert euch des Wortes eines der tüchtigsten
Generale , die besseren Nerven siegen ! Die schweren Tage werden
bald vorbei sein , und Moskau hat wieder alles in Fülle . Moskau

gebe der Welt ein Beispiel heißer Vaterlandsliebe ! '

Der italienisthe Krieg .
Von Richard Gädke .

Ter italienisch «. Ministerrat hat beschlossen , von der anfänglich
geplanten Feier des Jahrestages der Kriegserklärung abzusehen
in Anbetracht der inzwischen eingetretenen Umstände . Es war ja
ohnehin ein besonderer Geschmack , den Jahrestag einer Kriegs -
erklärung durch Reden verherrlichen zu wollen , der so viel blutige
Greuel in seinem Gefolge , so viel Opfer besten Menschenlebens ge -
kostet , so viel Wohlstand vernichtet hat und dessen Ende noch un -
absehbar ist . Man feiert sonst wohl glückliche Friedensschlüsse , man
schließt wie in Rom den Tempel des Janus mit besonderen Fest -
lichkeiten — und Rom wußte doch wahrhaftig , was Kriegführcn be .
deutet — , aber eS ist wohl noch niemals dagewesen , daß ein Volk
noch mitten im Verwüstendelt Kriege den Tag verherrlicht , an dem
es sich freiwillig entschlossen hatte , ohne dringenden Grund an ihm
teilzunehmen . Schon diese Absicht allein müßte abstoßend auf
jedes sittliche Gefühl wirken , wenn man den italienischen Staats -
männern nicht den Milderungsgrund zugestände , daß es galt , das
eigene böse Gewissen durch lärmende Kundgebungen zu betäuben
und durch das Gift der Rede wie den Jubel der Gosse das Feuer
der Kriegsbegeisterung — le feu sacre de la patrie — von neuem
zu schüren , das im Grunde in seinen breiten Schichten nie vor .
Händen gewesen ist . Es galt , das Volk darüber hinwegzutäuschen ,
daß das verflossene Jahr ihm wahrlich keine kriegerischen Lor -
beeren gebracht , es militärisch und politisch den Zielen nicht ge -
nähert hatte , die man ihm mit soviel rednerischem Schwünge in
Aussicht gestellt hatte . Im Gegenteil , das ganze erste Jahr des
Krieges war ein Fahr ununterbrochener , von Monat zu Monat
wachsender Enttäuschung gewesen .

Als man am 23. Mai 1915 dem langjährigen Bundesgenossen
die Kriegserklärung übersandte , mochte man wohl hoffen , gerade
den allergünstigsten Augenblick gewählt zu haben und durch den
Beitritt Italiens den Stoß ins Herz , zunächst Oesterreich - Ungarns ,
in weiterer Folge aber auch Deutschlands führen zu können . Tat -
sächlich war der allergünstigste militärische Moment allerdings be .
reits verstrichen — er wäre das Ende des März gewesen ; die
schlauen Politiker haben sich acht Wochen zu lange hinhalten lassen .
In ihrem Interesse hätte es gelegen einzugreifen , solange die Kar .
pathenstürme des Großfürsten noch nicht gescheitert waren . Am
23. Mai hatte bereits die siegreiche Offensive der Verbündeten ein -
gesetzt und zu glänzenden Ergebnissen , zur Zertrümmerung zweier
russischer Heere geführt .

Immerhin mochte man hoffen , ihren weiteren Fortschritt im
Osten sofort hemmen , die großen Angriffe der Franko - Engländer
im Westen tatkräftig unterstützen , selbst aber einen raschen Sieges -
zag gegen Wien antreten und dort im Verein mit Serben , Rumänen
und Russen einen Frieden von überwältigender Großartigkeit er -
zwingen zu können .

Man hatte sich in der Stärke und Entschlossenheit der Gegner ,
bor allen Dingen aber in der eigenen Bereitschaft empfindlich ge -
täuscht . Der Staat , der seinen Verrat zehn Monate hindurch bor -
bereitet und durch Gesetze wie durch Verwaltungsmatznahmen
sein zurückgebliebenes Heerwesen zu kräftigen und zu vermehren
gesucht hatte , war tatsächlich nicht imstande , alsbald mit der Kriegs -
erklärung überwältigende Massen an seiner Ostfront entwickeln zu
können . Er ließ dem Gegner Zeit , die geringen , aus Vorsicht an

der italienischen Grenze belassenen Kräfte zu verstärken und durch
Befestigungen einigermaßen zu sichern . Kleine Vorstöße seiner
Vortruppen brachen sich überall an dem Widerstande der Oester -
reich - Ungarn , die nur die äußeren Grenzbezirke freiwillig ge -
räumt hatten . Erst 5 Wochen nach der Kriegserklärung erfolgt «
der erste große Angriff gegen die Jsonzofront und auch er noch nicht
mit gesamter Kraft . Die gegen die Verbindungslinien des italieni -
scheu Heeres weit vorspringende Lage Südtirols , die im Beginn
eines übersallartig begonnenen Krieges wenig bedenklich gewesen
wäre , machte es später und je länger je mehr notwendig , Verhältnis -
mäßig starke Streitkräfte mit einer Ncbcnoffensive in jener Rich -
tung zu betrauen , die dem Kampfe in der allein entscheidenden
Richtung entzogen werden mußten . Von der überlegenen Tüchtig .
keit der österreichisch - ungarischen Truppen wurde der erste Angriff
am 5. Juli , der zweite am 18. Juli beginnende am 10. August
unter blutigen Verlusten abgewiesen .

Inzwischen war die Offensive Josfres im Westen überall ge -
scheitert , während der gewaltige Angriff der verbündeten Heere
gegen Polen und Litauen bereits zu ungeahnten Erfolgen der
Mittelmächte geführt hatte . DaS Eingreifen Italiens in den Welt -
krieg hatte nach keiner Richtung hin die große Wirkung gehabt , die
man drei Monate vorher bei unseren Gegnern erhofft hatte . Es
war eine große Enttäuschung gewesen und hatte im wesentlichen
nur die Hinausschiebung der endgültigen Entscheidung zur Folge
gehabt .

Die italienische Armee war zunächst derart geschwächt , daß ste
die neue Offensive der Franzosen und Engländer im Westen vom
25 . September ab , die der Russen unter Iwanow gegen Wolhynien
und Ostgalizien rechtzeitig nicht unterstützen konnte , sondern ihren
dritten Angriff gegen die Jsonzofront erst am 18. Oktober
begann . Am 31 . war auch er unter dem Verluste von 150 000
Mann gescheitert , und dem am 10. November einsetzenden vierten
Angriffe blühte kein besseres Schicksal . Am 8. Dezember wurde
auch er abgeibrochen , nachdem die fruchtlosen Stürme die Heere
Cadornas abermals um 7000 Mann geschwächt hatten . Man be -
greift , daß der italienische Feldherr sich mit zäher Beharrlichkeit
weigerte , irgendwelche Truppen , sei es nach dem Westen , sei es
nach Gallipoli und später nach Saloniki abzugeben . Er sah gelassen
zu , wie Serbien vernichtet wurde und wie die Engländer und
Franzosen aus Gallipoli sieglos und ruhmlos abzogen . Nur mit
Mühe setzte das Ministerium es durch , daß zur Behauptung Va -
lonas eine stärkere Macht über das Adriatische Meer entsandt
wurde . Nachdem die große Widerstandskrast der Mittelmächte in
überzeugenden «e- chlägen klargemacht worden war , fürchtete Ca -
dorna mit Recht den Gegenstoß unserer österreich - ungarischcn
Freunde mit um so größerer Berechtigung , als auch alle seine Ver -
suche , gegen die Tiroler und Kärnter Front nur zu ganz gering -
fügigen Erfolgen geführt und ihre befestigte Front nirgends ange -
tastet hatten . Doch raffte er sich am 9. März nochmals zu einem
Angriff gegen die Jsonzofront auf , nachdem die Oesterreichcr dort
bereits begonnen hatten , ihre Stellungen durch glückliche Stöße zu
erweitern . Auch dieser Versuch scheiterte bereits am 13. März ,
noch « he die russische Offensive gegen Hindenburg an der Düna
und gegen Wilna blutig zusammengebrochen war . Ob er hoffte ,
die deutsche Offensive in der Maasgegend aufzuhalten , die am
21 . Februar mit gewaltiger Kraft losgebrochen war , mag dahin -
gestellt bleiben ; jedenfalls wäre es dann eine neue Enttäuschung
gewesen . Die „einheitliche Front ' unserer Gegner kam nicht zu -
stände , mft wie heißem Bemühen sie danach strebten . Es lagen
dafür innere Gründe vor ; die Hauptsache aber blieb , daß die beiden
Mittelmächte sich das stolze Vorrecht der Vorhand nicht nehmen
ließen . Indem sie die Gunst ihrer zentralen Lage entschlossen aus -
nutzten , gelang eS ihnen dauernd , den getrennten Gegnern das Ge »
setz des Handelns aufzuzwingen . Nachdem Franzosen und Eng -
länder , Russen und Serben sich dem hatten beugen müssen , kam am
Ende ihres ersten Kriegsjahrcs auch für die Italiener diese Stunde
der Erkenntnis . Das , was ihr Feldherr lange befürchtet und doch
rechtzeitig nicht zu bekämpfen gewußt hatte , trat ein : verstärkt ,
brachen die Armeekorps unserer Verbündeten an der Südostecke
Tirols , zwischen Etsch und Erenta , am 15. Mai los und warfen
in schwierigstem Gelände die Scharen Cadornas auf einer 55 Kilo -
meter langen Front im unwiderstehlichen Ansturm zurück . Die
letzten acht Tage werden für immer ein Ruhmesblatt in der Ge »
schichte der österreich - ungarischen Armee sein . Was dem Italiener
in zwölf Monaten nicht geglückt war , erreichten sie in einem un -
unterbrochenen Ansturm von sieben Tagen : die Durchbrechung der
ersten und zweiten Verteidigungslinie , das Vordringen bis in die
Stellungen der schweren Geschütze , die Erstürmung starker , durch
ständige Werke geschützter GebirgSsperren , während noch der
Schnee die Gipfel bedeckte , um die gekämpft wurde . DaS bisherig «



Ergebnis de ? Angriffes waren 24 000 Gefangene tmd 172 Geschütze ,
eine sehr große Beute und ein herber Verlust für die Italiener .
Bisher riefen ihre Freunde dringend nach ihrer Hilfe , jetzt wenden
sie selbst sich bereits suchend um , wer ihnen Unterstützung leihen
möchte . Aber Joffre hat selbst seine Kräfte bis zum äußersten an -
gespannt , und die Engländer ? Wenn die helfen könnten oder
wollten , wäre Joffre noch immer der Nächste dazu .

Das ist denn freilich kein Zeitpunkt , um Feste zu feiern , fon -
dern um Einkehr zu halten . ( z)

Der französische Tagesbericht .
Paris , 24 . Mai . <W. T. B. ) Amtlicher Bericht von

Mittwoch nachmittag . In der Champagne versuchten die

Deutschen mit Hilfe eines Gasangriffes unsere Linien in der Gegend
westlich von Ravarin zu erreichen . Sperrfeuer warf sie in ihre
Gräben zurück . Auf dem linken Ufer der Maas versuchten die
Deutsiben im Laufe der Nacht eine kräftige Offensive östlich
des . Toten Mannes " . Nach einem Kampfe Mann gegen Mann drang
der Feind um den Preis bedeutender Opfer in das Dorf Cumieres
und einen unserer Gräben unmittelbar westlich davon ein . Aus

neucingetroffenen Nachrichten gebt hervor , daß die in der Gegend
am . Toten Mann " seit dem 21 . Mai eingesetzten feindlichen Streit -
kräste mehr als drei Divisionen betragen . Rechts der Maas folgten
Wrlilleriekämpfe und Angriffe einander mit der gleichen Heftigkeit
in der Gegend von Haudromont und Douaumont . Trotz der Er -

bitterung eines Feindes , der Menschenleben einsetzt , ohne sie zu
zählen , gelang es ihm nur an einigen Punkten östlich des Forts
Fuß zu fasten . Alle gegen unsere Stellungen im Westen des Forts
und in demselben gerichteten Angriffe wurden durch unser Feuer
gebrochen . In der Woevre Bombardement m den Abschnitten von

Eix und Moulainville .

Paris , 25 . Mai . ( 53. T. B. ) Amtlicher Bericht von

gestern abend . Auf dem linken Maasufer haben die Infanterie -
kämpfe östlich vom Toten Mann angedauert . Wiederholt hat unser
Artilleriefeuer den Feind aufgehalten , welcher aus dem Dorfe
Cumieres vorzubrechen versuchte . Im Laufe des Nachmittags hat
uns ein lebhafter Gegenangriff unserer Truppen zur Wiedereinnähme
der Gräben am Südrande des Dorfes verholfen . Auf dem rechten
Maasufer bat sich die Heftigkeit des Feuergefechts in der

Gegend der Feste Douaumont verdoppelt , in welche der Feind sich
ganz besonders verbisten hat ; wütende Angriffe mit zwei neuerdings
an dieser Front angelangten bayerischen Divisionen sind einander den

ganzen Tag hindurch gefolgt . Nach mehreren vergeblichen Versuchen
und ungeheuren Verlusten hat der Feind eS erreicht , die Trümmer
der Feste wieder zu besetzen , deren unmittelbare Zugänge unsere
Truppen halten . Ein gleichzeitiger Versuch , unsere Stellungen
im Cailleite - Walde zu überflügeln , ist in unserem Sperrfeuer und
unserem Jnfanteriefeuer vollständig gescheitert . Von der übrigen
Front ist kein Ereignis von Wichtigkeit zu melden .

Belgischer Bericht : Beiderseitiges schwaches Geschütz -
fever in der Gegend von Dixmuiden , wo wir ein zerstörendes Feuer
auf deutsche Verteidigungsanlagen unterhalten haben .

Die englisihe Meldung .
London , 24. Mai . ( W. T. B. ) Amtlicher Bericht .

Die Lage auf dem Rücken von Vimy ist unverändert . Kleine
englische Abteiluv gen stießen vorwärts in einem Kampfe von Mann

gegen Mann . Sckweres gegenseitiges Artilleriefeuer auf beiden
Seiten des Souchezfluffes . _

Der russische Kriegsbericht .
Petersburg , 25 . Mai . ( W. T. B. ) Amtlicher Bericht

vom IS . Mai . Westfront : In der Gegend der Insel
Dalcn versuchten die Deutschen unsere vorgeschobenen Gräben an -

zugreifen , wurden aber durch Feuer mit erheblichen Verlusten zurück -
geworfen . — In der Gegend von Baszlyki nördlich de § Bahnhofs
von Olyka wurden unsere Aufklärer durch eine österreichische Feld -
wache angegriffen , machten aber einen Gegenangriff mit Hand -
granaten und zwangen den Feind zur Flucht . — Auf der übrigen
Front vom Rigaischen Meerbusen bis zur rumänischen Grenze ist die

Lage unverändert . — KaukasuLfront : Nichts von Bedeutung
zu melden .

Eine neue russische Offensive !
Kopenhagen , 25 . Mai . ( W. T. B. ) In den letzten drei Tagen

ist wieder einmal jede Post aus Rußland ausgeblieben . Auch die
amtliche telegraphische Berichterstattung hat in der letzten Zeit alle

Mitteilungen über die innere politische Lage in Rußland beschränkt
auf Nachrichten allgemeiner Art . nämlich auf die Wiedergabe von
Unterredungen mit den französischen Ministern Viviani und Thomas ,
die jetzt in Rußland weilten . In Kreisen der hiesigen russischen
Kolonie wird diese vorübergehende Verkehrsabschneidung von der
Außenwelt mit wichtigen Ereignissen in Rußland in Verbindung ge -
bracht . Viele Anzeichen deuten darauf hin , daß große Truppenmassen
nach dem nördlichen Teil der Westfront geschafft wurden . Es sei
nicht unwahrscheinlich , daß diese Truppenverstärkungen eine neue
russische Offensive einleiten .

_

Meldung der italienischen Heeresleitung .
Rom , 25 . Mai . ( W. T. B. ) Amtlicher Bericht vom

Mittwoch . Im Lagarinatal am gestrigen Nachmittag heftiges
Bombardement gegen unsere ganze Front auf beiden Ufern der

Etsch . Eine feindliche Abteilung , die in kleinen Gruppen von

Lizzana gegen Marco vorzugehen versuchte , wurde durch das Feuer
unserer Artillerie aufgehalten . Ein Angriff längs des Brandtales

( Ballarsa ) in Richtung auf Monte di Mezzo wurde durch
unsere Truppen angehalten . Zwischen den Tälern deL

Terragnolo und des Astico das gewöhnliche Bombarde -
ment . Die Räumung deS oberen Beckens von

Posina und deS Llftico ist jetzt regelrecht voll -

zogen . Die Truppen verschanzen sich auf einer geschützten Linie
de « Beckens von Arsiero . Die Geschütze , die nicht mit zurück «

genommen werden konnten , wurden zerstört . Zwischen dem Astico
und der Brenta unternahm der Feind gestern einen starken Druck

gegen unsere Stellungen im östlichen Astatale . Im Suganer -
tale ging gestern der Rückzug unserer Truppen
auf die Hauptwider st andslinie , der am 22 . Mai

begonnen hat , langsam und in guter Ordnung
weiter vorsich . In Carnien heftiges Artillerieduell im oberen

Buttale . Auf der übrigen Front kein wichtiges Ereignis . Feind -
liche Flieger warfen Bomben auf die Bahnhöfe in Carnien . Sie

forderten leine Menschenopfer und verursachten nur einigen Sach «

schaden . _

Dericht öes türkischen Hauptquartiers .
Konstantiuopel , 24 . Mai . ( W. T. B. ) Amtlicher

Bericht . An der I r a k f r o n t keine Veränderung . Die

russischen Streitkräfte , deren Vormarsch in der Richtung Kasri
Schirin auf Kankin ( Hanikin ?) gemeldet worden war , sind
gezwungen worden , ihr Vordringen in der Gegend der Grenze
einzustellen . In einem Gefecht mit russischen Abteilungen ,
die an der persischen Grenze gerade nördlich von Suleimanieh
bemerkt worden waren , brachten wir diesen einen Verlust von

mehr als 200 Mann bei .

An der K a u k a s u s f r o n t auf dem rechten Flügel im

Abschnitt von Bitlis unbedeutende Patrouillengefechte . Im
Zentrum und auf dem linken Flügel wurden Ueberfalls -
versuche des Feindes gegen unsere Vorhutstellungen in der

Nacht zum 23 . Mai mühelos abgewehrt .
An der Halbinsel Gallipoli wurde ein Torpedoboot ,

welches sich Kütschük - Kemilli zu nähern versuchte , durch unser
Geschützfcuer in die Flucht gejagt .

Eines unserer Wasserflugzeuge warf auf einem Fluge in
der Richtung auf Jmbros erfolgreich Bomben auf einen

Monitor , den es im Hafen von Kephalo bemerkt hatte , auf
die Einrichtungen im Hafen und auf Flugzeugschuppen
und rief dort einen Brand hervor , welcher genau festgestellt
wurde .

Auf den anderen Fronten keine Veränderung .

Meldung öes bulgarischen Hauptquartiers .
Sofia , 24 . Mai . ( W. T. B. ) Bericht des Haupt -

quartiers über die Lage auf dem mazedonischen Kriegs -
schauplatz . Seit zwei Monaten haben die englisch - französischen
Truppen begonnen , das befestigte Lager von Saloniki zu ver -

lassen und sich unserer Grenze zu nähern . Die Hauptstreit -
kräfte der Engländer und Franzosen sind im Wardartal

ausgestellt und breiten sich ostwärts über Dova Tepe bis

zum Strumatal und westwärts über die Gegend
von Subotsko und von Vodena bis nach Lenne

( Florina ) aus . Ein Teil der wiederhergestellten serbi -
schen Armee ist schon in Saloniki gelandet . Seit einem

Monat ungefähr herrscht fast täglich Geschützfeuer an der

Front Doiran —Gewgheli , aber die Engländer und Franzosen
haben bis jetzt noch an keiner Stelle die Grenze überschritten .
Vorgestern wurde eine französische Aufklärungsabteilung von

unseren Patrouillen im Dorfe Gornigarbale unter Feuer
genommen . Die Reiter ergriffen die Flucht und ließen ihre
Pferde im Stich , die von unseren Soldaten eingefangen
wurden .

Lebhaste Scharmützel am Varöar .

Bcru , 26 . Mai . ( W. T. B. ) Der Mailänder » Secolo " meldet
aus Saloniki , daß rechts des Wardar zahlreiche und sehr
lebhafte Scharmützel und links des Wardar heftige Ar -

tilleriekämpfe stattgefunden haben . ES fei aber nicht anzunehmen ,
daß eine umfasfoide und entscheidend « Aktion in nächster Zeit
bevorstehe . _

vom U- Hootskrleg .
Bern , 25. Mai . ( W. T. B. ) „ TempS " meldet aus Madrid , daß

in Barcelona die Besatzung der Brigg . H e r m i n i a " landete , die

vou einem Tauchboot auf der Fahrt nach Baltimore versenkt wurde .

Anmerkung des W. T. B. : Eine Brigg . Hevmrnia " steht
nicht in Lloyds Register .

London , 25 . Mai . ( W. T. B. ) Lloyd ? meldet : Der italienische
Dampfer . Teresa " wurde von einem U- Boot beschädigt , der

Dampfer . Washington " ( 281g Tonnen ) von einem U- Boot

versenkt .

Zur Versenkung öes Dampfers �Langel ! " .
Kristiania , 24 . Mai . ( W. T. B. ) Das deutsche AuS -

wärtige Amt hat der norwegischen Gesandtschaft in Berlin mit -

geteilt , daß die dienstlichen Berichte sämtlicher UnterseebootSkomman -
danten keinen Anhaltspunkt dafür ergeben , daß der n o r -

wegische Dampfer . Langel ! " von einem deutschen
Unterseeboot versenkt worden sei .

Ein V- Soot überfahren .
Berlin , 25. Mai . ( W. T. B. ) Der schwedische Dampfer . An -

germanland " hatte am 23. Mai in der Nähe von Svartkluppe
ein plötzlich vor seinem Bug auftauchendes U - Boot überfahren ,
das nicht wieder auftauchte und nach Ansicht der Besatzung deS

Dampfers gesunken ist . Von schwedischer Seite wird es als aus -

geschloffen bezeichnet , daß es sich dabei um ein schwedisches

Unterseeboot gehandelt habe . Von zuständiger Stelle erfahren wir ,

daß ein deutsch « ? Unterseeboot ebenfalls nicht in Frage
kommt ,

Eine Erklärung Nikitas .

Bordeaux , 25. Mai . ( W. T. B. ) Meldung der Agence HabaS .
Der König von Montenegro hat an den montenegrinischen Minister -
Präsidenten Radowitsch folgenden Brief gerichtet : Herr Präsident I
Um zu vermeiden , daß der Aufenthalt meines SohneS , des Prinzen
Mirko , in Wien , der sich nach Blättermetdungen wegen seiner Er -

krankung dort zur Pflege aufhält , in übler Weise ausgelegt werde ,
erachte ich es für notwendig , den Regierungen unserer mächtigen
Alliierten durch Vermittlung ihrer bei uns beglaubigten Vertreter

zur Kenntnis zu bringen , daß ich sehr entschieden diese Reise miß -
billige und streng jedes etwaige Vorgehen verdamme , welches dahin
zielen würde , Montenegro unseren Feinden gegenüber zu verpflichten .
Wollen Sie überdies erklären , daß Prinz Mirko kraft unserer Ver «

faffungsgcsetze und besonders des Artikels 16 unserer Ver -

fassung keinen offiziellen Rang bekleidet und keinerlei

gesetzmäßigen Einfluß in Montenegro auszuüben vermag .
Ueberdies hören die in Montenegro verbliebenen Minister
nach der Bildung deS neuen Kabinetts auf , zur Regierung zu ge -
hören . Uebrigens hatten sie vor meiner Abreise von mir keine der
Vollmachten erhalten , die in dem oben erwähnten Artikel 16 ange -
führt sind . Sie kehren jetzt in den Rahmen einfacher Beamter
unseres teuren Vaterlandes zurück , das mit der Hilfe Gottes und
unserer tapferen und ruhmreichen Verbündeten bald den Augen «
blick seiner so sehr erhofften Wiedererstehung herankommen sehen
wird .

Tennant über öie Dehanölung
englischer Gefangener in Deutfchlanö .

Loudo » , 24. Mai . ( W. T. B. ) Meldung des Reuterschen Bureau ?
Unterhaus . Major Whaler fragte den Kriegsuntersekretär
Tennant . ob er in Anbetracht der gemeldeten Knappheit an Fleisch
und anderen Nahrungsmitteln in Deutschland eine Erklärung über
die den britischen Kriegsgefangenen in Deutsch -
l a n d verabreichten täglichen Rationen abgeben könne .

Tennant antwortete : Am 3. Mai habe ich gesagt , daß das
Maß der Rationen für die britischen Gefangenen in Deutschland in
sehr freigebiger Weise durchgeführt worden sei . Seitdem habe ich
weitere Nachrichten von zurückgekehrten Gefangenen erhalten , welche
zeigen , daß das Maß in der Praxis nicht zur Ausführung kommt ,
was für die Gefangenen ernste Folgen hat . Ich bin dahin unter «
richtet , daß , wenn nicht die von England gesandten Pakete mit
Lebensmitteln wären , die Gefangene » in vielen Fällen hungern

würden . Man sollte in der Absendung von Unterstützungen an die
Gefangenen nicht nachlassen .

Oberst Burn schlug Vergeltungsmaßnahmen an den deutschen
Gefangenen in England vor in Anbetracht der brutalen und grau -
samen Art , in der die englischen Gefangenen in Deutschland be -
handelt würden . ( Hört I hört )>

Tennant forderte das Haus auf , sehr ernstlich zu bedenken ,
welche Wirkung durch ein solches Verfahren hervorgerufen werden
würde . Selbst wenn die Deutschen die englischen Gefangenen in der
Weise behandelten , so könne man daraus nicht folgern , daß man in
England ebenso handeln solle .

Aus eine andere Anfrage antwortete der Unterstaatssekretär im
Auswärtigen Amt Lord R o b e r t C e c i l , seines Wissens hätten
fast alle Parete die Gefangenen erreicht , aber die Frage müsse mit
großer Besorgnis tm Auge behalten werden , da er nicht wisse was
sich in der Zukunft ereignen könnte .

Der Prozeß gegen Eafement .
London , 25 . Mai . ( W. T . B. ) Die große Jury hat die

Entscheidung des Polizeirichters , daß gegen Casement das

Hauptverfahren eröffnet werden soll , bestätigt . Als Termin
der Verhandlung wurde der 26 . Juni festgesetzt .

Lohnbewegung in Lancashire .
Mit überwältigender Mehrheit haben die Arbeiter , dem „ Eco -

nomist " vom 13. Mai zufolge , die Forderung der Gewerkvereins »
sührer nach einer Lohnerhöhung gutgeheißen . Da die Arbeitgeber
sich ablehnend verhalten , werden Aufforderungen zur ArbeitScin -
stellung ergehen , und dann würden die Spinncreirn am 27. Mai
stillstehen . Das Blatt hält ein untätiges Abwarten der Regierung
für unwahrscheinlich und erwartet ein Eingreifen deS Handelsamts ,
das den Arbeitern wohl außer der bereits erreichten Kriegszulage
von 5 Proz . eine weitere Erhöhung um 5 Proz , sichern würde .

Ein neuer Streik in Frankreich .
Im » Populaire du Centre " berichtet Genossin Marcelle

C a p y , daß in V i e n n e im Departement I s ö r e ein großer
Streik der Weberinnen ausgebrochen sei , der sich würdig dem
vor Wochen siegreich ausgefochtenen Lohnkampfe der Pariser
Schneiderinnen anschließe . Da die Unternehmer von Vienne den

hundertfach berechtigten Forderungen der Arbeiterinnen nicht ent -

sprechen wollen , legten diese auf einmal und einhellig die Arbeit
nieder . Es sei zu erwarten , daß auch diese Arbeiterinnen ihren
Kampf mit einem vollen Erfolg gekrönt sehen werden .

Die seit einiger Zeit sich häufenden Klagen der Arbeiterinnen
der französischen Munitionsindustrie haben den Unterftaatsfekrelär
für Artillerie und Munition , Albert Thomas , veranlaßt , eine Unter -

suchung über ihre Arbeitsverhältnisse zu veranstalten .

Amerika unö England .
Washington , 24 . Mai . ( Funkspruch vom Vertreter des W. T. 23. )

Der Senatsausschuß für auswärtige Angelegenheiten sprach sich zu -
gunsten des Antrages des Senators Korn aus , in dem der Staats -

sekretär aufgefordert wird , eine Untersuchung über die Sicherheit
der amerikanischen Bürger in den unter dem

Kriegsgesetz stehenden Bezirken Irlands einzu -
leiten . Der Ausschuß befürwortete ferner die Annahme des Antrages
des Senators Hitchcock , den Staatssekretär zu ersuchen , den Senat
über die Haltung der britischen Regierung betreffend die Verschiffung
von Lebensmitteln für die Bevölkerung Polens zu
unterrichten . Der Antrag fragt , ob England die Sendung von Le -
bensmitteln für Polen seitens der Vereinigten Staaten über neu -
trale Häfen gestatten würde . Hitchcock beabsichtigt , die Bewilligung
von zwei Millionen Dollar für die Unterstützung Polens zu fordern ,
wenn der Weg für das zu unternehmende Werk freigemacht werden

kann .
New Jork , 23. Mai . ( Funkspruch des Vevtreters von W. T. B. )

Mit Bezug auf die zu erwartende amerikanische Note

gegen die britische Einmischung in die Post , heißt es

in einer Blättermeldung aus Washington : Seitdem die deutsche

Regierung ihre Zustimmung zu der amerikanischen Auffassung über

die Unters eebootkriegführung zum Ausdruck gebracht hat , besteht eine

wachsende Strömung für ein kräftiges Vorgehen gegen England .
Das britische Vorgehen in Irland hat diese Strömung beträchtlich

gestärkt . Besonders aber erkennt die Regierung in Washington , daß
der Vorwurf , sie bewahre nicht eine gleichmäßige Neutralität , in der

Tat in weiten Kreisen der Vereinigten Staaten Glauben finden
würde , wenn nicht Schritte gegen die britischen Gesetzwidrigkeiten
unternommen werden . Die Note wegen der Post ist ein vorläufiger

Schritt . Späterhin mögen weitere Entwickelungen in der Streit -

frage über die Blockade kommen . Amtliche Kreise bezeichnen die

Note als stark .
New Uork , 23. Mai . ( Funkspruch deS Vertreters von 23. T. 23. )

Associated Preß berichtet aus Washington : Der spanische Botschafter

hat mit dem Hilfssekretär Phillips im Staatsdepartement über Mög -

lichkeiten , die Sendungen des Roten Kreuzes nach

Deutschland hineinzubringen , beraten . Spanien will mit den

Vereinigten Staaten zusammen vorgehen , um zu versuchen , die Zu -

lassung der Sendungen zu erreichen unter einem Modus , der ihre

bestimmungsgemäße Verwendung sicherstellt . Amtliche Stellen im

Staatsdepartement erklärten , sie glaubten , daß diese Schiffsladungen

schließlich die Erlaubnis «rhalten würden , nach Deutschland zu ge -

langen , und es wurde darauf hingewiesen , daß eine Mitteilung über

diese Frage m einigen Tagen erfolgen könnte .

Ueberreichung einer amerikanischen Note

an England und Frankreich .
Washington , 25 . Mai . ( W. T. B. ) Meldung des Reuter -

schen Bureaus . Das Staatsdepartement hat gestern dem

britischen und dem französischen Botschafter eine identische
Note überreicht , in der die Vorstellungen gegen die An -

Haltung der rechtsmäßigen amerikanischen
Post durch Großbritannien und Frankreich wiederholt werden .

Die Mexikaner fordern Räumung ihres
Landes .

New Uork , 24. Mai . ( W. T. B. ) Meldung des Reuterschen
Bureaus . Dem Korrespondenten des . New Aork America ' in

Stadt Mexiko zufolge , hat die mexikanische Negierung eine Note an

die Vereinigten Staaten gerichtet , in der sie zum letzten Male den

Rückzug der amerikanischen Truppen fordert . Die Note erklärt ,
wie der Korrespondent meldet , die fortgesetzte Anwesenheit
einer so großen ausländischen Streitmacht aus mexikanischem
Boden berühre die Ehre und Souveränität Mexikos . Die

Mexikaner wollten keinen Krieg , aber das ganze Land sei

bereit , für seine Rechte zu kämpfen . In Washington herrscht be -

trächtliche Sorge über einen Bericht , daß Carranza dreißigtausend
Mann zur Berfügung VillaS auSgesandt habe anstatt zehntausend ,
wie ausgemacht war .



Gewerkschaftliches .
Kn' egsfürjorge im Säckergewerbe .

Der Verband der Bäcker bemühte sich schon seit längerer
Zeit mit den Unternehmerverbänden des Gewerbes , um eine
gemeinsame Fürsorge für die zurückkehrenden Kriegsteil -
nehmer , vor allem für die Kriegsbeschädigten , zu treffen .
Bekanntlich waren solche Vereinbarungen für die in Ge -
nossenschaftsbetrieben beschäftigt gewesenen Bäcker und Kon -
ditoren bereits mit dem Zentralverbande deutscher Konsum -
vereine zustande gekommen , an denen auch andere GeWerk -
schaften beteiligt sind . Dann trat die Organisationsleitung
auch an den Zentralverband Deutscher Bäckerinnungen „ Ger -
mania " , an den Verband Deutscher Brotfabrikanten , an den
Verband Deutscher Schokoladenfabrikanten , an die Verein ! -

gung Deutscher Zuckerwaren - und Schokoladenfabrikanten
und an den Verband der Bisguit - , Keks - , Zwieback - und
Waffelfabrikanten mit dem gleichen Ersuchen heran . Es ist
äußerst bezeichnend für den auch heute in diesen Unterneh -
merverbänden noch herrschenden Geist , daß nur der Zen -
tralverband der Bäckerinnungen „ Germania " sich zu gemein -
samen Verhandlungen in dieser Frage bereit erklärte , wäh -
rend die anderen sich damit begnügten , es als selbstverständ -
lich zu erklären , daß die Industrie sich bemühen werde , ihre
alten Leute wieder einzustellen . Am abweisendsten verhielt
sich der Vorsitzende des Brotfabrikantenverbandes , Herr
Joachim - Leipzig , und der Vorsitzende des Verbandes der

Bisquit - , Keks - , Zwieback - und Waffelfabrikanten , Herr Se¬

nator Trüller - Celle . Die Geschäftsstelle der Einigungsbestre -
bungen Deutscher Konditoren unterließ überhaupt jode Ant -
wort . Die „ Germania " war dagegen sofort bereit , mit dem

Zentralverband unter Hinzuziehung aller anderen Gehilfen -
organisationen in eine Negelung der Frage einzutreten . Die

Verhandlungen haben am 4. Mai stattgefunden und ergaben
auch ein weiteres gemeinsames Vorgehen .

Hervorzuheben ist aus den Verhandlungen , daß der Vor -

sitzende der „ Germania " es als Ehrenpflicht des Staates

bezeichnete , daß er sich nach Kräften der Kriegsbeschädigten

annehme , daß aber auch die moralische Unterstützung von

allen Berufsangehörigen den Zurückkehrenden zuteil werden

müsse . Der Referent zu dem Punkte selbst , Herr Rabsahl -

Berlin , führte aus , daß man im Vorstand des Germania -

Verbandes zu dem Vorschlag gekommen sei , den aus dem

Kriege zurückkehrenden Gesellen den Vorzug bei der Arbeits -

Vermittlung vor allen anderen Arbeitslosen zu geben . Man

dürfe auch nicht warten , bis der Krieg vorüber sei und

dann die Kriegsteilnehmer in großen Scharen kommen .

Der Hamburger Obermeister machte den Vorschlag , daß

für die Zeit nach dem Kriege zunächst die Bestimmungen in

den Jnnungsstahiten über die Jnnungsnachweise _ außer

Kraft gesetzt werden sollen , und zwar so lange , bis die mei -

sten Kriegsteilnehmer wieder in Stellung gebrocht sind .

Man müsse sich in dieser Frage an die Behörden um Geneh -

migung eines solchen Vorschlags wenden . Energisch trat

dieser Herr auch dafür ein , daß nach dem Kriege oder schon

jetzt dahin gearbeitet werde , daß die weiblichen Arbeitskräfte

wieder aus der Bäckerei herauskommen , da die Arbeit durch -

aus zu schwer und auch aus anderen Gründen ungeeignet
für den weiblichen Organismus sei . In kleinen Bäckereien

Kriegsbeschädigte unterzubringen werde wohl schwer halten .
Die Vertreter des Zentrawerbandes konnten sich diesen

Vorschlägen im großen anschließen . Angeführt wurde von

ihnen , daß im Zentralverband schon nach gelegentlichen Mel -

düngen zu verzeichnen sind : drei vollständig Erblindete ,

38 haben je ein Auge verloren , einer hat beide Beine ver -

loren , 23 haben je ein Bein oder Fuß verloren , 27 haben

je einen Arm und einer hat beide Arme verloren . Die Tat -

fache , daß schon jetzt immer mehr Kollegen zur Entlassung

kommen , haben den Zentralverband bewogen , sofort zu der

Frage Stellung zu nehmem Die Gelegenheit müsse wahr -

genommen werden� durch Beschlüsse Richtlinien für das

ganze Gewerbe zu schaffen und dann müssen neben einer

Zentralstelle für die Kriegsbeschädigtenfürsorge in Berlin

Bezirkskommissionen von Unternehmern und Arbeitern und

am Sitze größerer Innungen ebenfalls in gleiche� Weise zu¬

sammengesetzte Kommissionen gebildet werden , die
�für die

Durchführung der Richtlinien zu sorgen haben . Die Kom -

Missionen sollen außerdem den Kriegsbeschädigten mit Rat

und Tat zur Seite stehen und sie auf alle Fälle davor

schützen, daß sie als Lohndrücker verwendet werden .

Beschlossen wurde , nachdem sich auch die anderen Ge -

sellenvertreter im allgemeinen zustimmend geäußert hatten .

eine Kommission von vier Meistern und vier Gesellen ein -

zusetzen , die die vorgeschlagenen Richtlinien ausarbeiten sol -

len : die baldige Aufnahme der Beratungen wurde in Aus -

ficht genomnre » . _

Serlin und Umgegenö .
Teuerungszulage und Brauereiarbeiter .

Die Gewährung einer Teuerungszulage an die in den Groß «
Berliner Brauereibetrieben beschäftigten Arbeiter bildet seit Beginn
des vorigen JabreS den Gegenstand von fortgesetzten Verhandlungen
unter den Beteiligten . Von den organisierten Brauereiarbeitern
wurde an die Leitungen der in den Brauereien vertretenen Organi -
sationen das Verlangen gestellt , mit Forderungen auf Ge -

Währung einer Teuerungszulage an die Unternehmer bezw .
an den Verein der Brauereien Berlins und der Umgegend

heranzutreten . Die Organisationsleitungen konnten im Hinblick
auf die bestehenden Tarifverträge diesem Verlangen nicht

stattgeben , erklärten sich aber bereit , die Arbeilerausschüsse
und Vertrauensmänner bei ihrem Bestreben zur Erlangung
einer Teuerungszulage auf das kräftigste zu unterstützen . Dies ge -
schah auch , und dieses vereinte Vorgehen hatte zur Folge , daß der
Verein der Brauereien Berlins und der Umgegend nach einigem
Widerstreben für die Monate Juni , Juli und August ISIS eine

Teuerungszulage von monatlich 10 M. an die Arbeiter gewährte .
Diese Teuerungszulage wurde nur an solche Arbeiter gezahlt , welche

während eines ganzen Monats in dem betreffenden Betrieb tätig
waren . Arbeiter , welche vor dem jeweiligen Zahltag die Be -

schäftigung freiwillig aufgaben , hatten keinen Anspruch auf diesen

Kriegszuschlag . Durch Verhandlungen der Organisationsleitungen mit

der Ärbeitgeberorganisation wurde erreicht , daß die Zulage von monat -

lich 10 M. bis Dezember ISIS weitergewährt , wobei vergeblich die

wöchentliche Auszahlung der Teuerungszulage gefordert wurde . Ende

Dezember 191S wurden neue Verhandlungen mit den Unternehmern
angebahnt zwecks Weitergewährung , Erhöbung und wöchentlicher

Auszahlung der Teuerungszulage . Der Verein der Brauereien

Berlins und der Umgegend gewährte für die Monate Januar , Fe -
bruar und März 1916 eine Teuerungszulage von IS M. pro
Monat ; die wöchentliche Auszahlung der Zulage wurde wiederum

abgelehnt . Im März d. I . , noch bevor die Organisationsleitungen

sich zwecks Erhöhung und Weitergewährung der Teuerungs -

zulage mit dem Verein der Brauereien in Verbindung gesetzt hatten ,
traten die Arbeiterausschüsse der Ringbrauercien in Aktion und über -
«ittelten dem Berein der Brauereien durch eine Kommisston Forde -

rungen auf Erhöhung der Teuerungszulage . Das Vorgehen der

Arbeiterausichüsie war erfolglos , da die Unternehmerorganisation
lich auf Verhandlungen mit dieser Kommission nicht einließ . Gleich «

zeitig setzte der Verein der Brauereien die Teuerungszulagen für
die Monate April —Juni auf monatlich IS M. fest . Angesichts der
immer unerträglicher werdenden Teuerung traten die Organisations -
leitungen erneut an den Verein der Brauereien heran mit dem An -
sinnen , trotz des bereits gefaßten Beschlusies die Teuerungszulage
für das zweite Quartal 1916 zu erhöhen und wöchentlich zur Aus -
zahlung zu bringen . Die Verhandlungen hatten den Erfolg , daß
der Verein der Brauereien Anfang Mai d. I . in seiner Plenarsitzung
folgende den Organisationen durch Schreiben vom 19. Mai 1916
mitgeteilte Beschlüsse gefaßt hat :

1. Die bisher gezahlte Teuerungszulage für den Monat Mai
zu erhöhen und rückwirkend am 2. Juni , als dem Zahltag für den
Monat Mai , anstatt M. 13, — bereits M. 20, — zu zahlen ;

2. vom 2. Juni 1916 ab eine Erhöhung der Teuerungszulage
auf rund M. 22,39 pro Monat vorzunehmen und die Teuerungs -
zulage vom 9. Juni d. I . ab wöchentlich mit M. S, — zur Aus¬
zahlung zu bringen ;

3. diese erhöhte Teuerungszulage unter dem Vorbehalt jeder «
zeitigen Widerruss bis aus weiteres fortzugewähren ;

4. die Teuerungszulage auch in Krankheilsfällen gemäß dem
Abkommen aus Z 616 BGB . Absatz 2 fortzuzahlen und auch bei
freiwilligem Ausscheiden die Teuerungszulage zu gewähren , wobei
als Teuerungszulage 9,83 M. pro Arbeitstag anzurechnen sind .

Somit ist ab Juni dieses Jahres die längst gestellte Forderung
auf wöchentliche Auszahlung der Teuerungszulage bewilligt : ebenso
bringt der Punkt 4 des Zugeständniffes eine wesentliche Verbefferuug
des gegenwärtigen Zustandes .

Den dem Verein der Brauereien Berlins und der Umgegend
nicht angehörenden Brauereien wurden die jedesmaligen Be -
willigungen des Vereins mitgeteilt mit dem Ersuchen , den Beschlüssen
des Vereins der Brauereien beizutreten . Bis auf ganz geringe Aus
nahmen ist dies auch jedesmal geschehen . Alle von den Organisations -
leitungen der zehn beteiligten Verbände unternommenen Schritte
wurden in Organisationskonferenzen durch Mehrheitsbeschluß fest
gelegt und zur Ausführung gebracht .

Laut Tarifvertrag ist den Faß - und Flaschenbierfahrern ein halb -
jährliches Gesamteinkommen garantiert . Die Abrechnungen finden am
31 . Juni und 31 . Dezember jeden Jahres statt . Beim Abschluß des
letzten Tarifvertrages wurde festgelegt , daß am 1. April 1916 über
eine anderweitige Regelung der Abrechnungsfristen in Verhandlung
getreten werden könne . Den Unternehmern wurde der Vorschlag
unterbreitet , die wöchentliche Abrechnung einzuführen und nach Ab-
lehnung derselben als zweiten Vorschlag : die wöchentliche Abrech
nung als Kriegsmaßnahme und nach Eintritt normaler Prodrrttions «
Verhältnisse in den Brauereien die vierwöchentliche festzusetzen . Der
Verein der Brauereien bewilligte die vierwöchentliche Abiechnungs -
frist als Kriegsmaßnahme und die vierteljährliche Abrechnung als
Dauerzustand . Damit erklärten sich die Fahrer einverstanden . Bei
den Verhandlungen über den vorstehenden Punkt machten die Ver -
treter des Vereins der Brauereien Berlins und der Umgegend den
Arbeitnehmern folgendes Angebot :

Der Verein der Brauereien ist bereit , den Ablösungssatz für
nicht genoffenen Haustrunk von 16 Pf . auf 24 Pf . pro Liter zu
erhöhen unter der Bedingung , daß die Arbeitnehmer sich dazu
bereit erklären , daß ein Teil des den Arbeitern tariflich zu
stehenden Haustrunkes zwangsweise abgelöst wird . Die zwangs -
weise Ablösung soll sich auf die Hälfte des täglich den Arbeit -
nehmern laut Tarifvertrag zustehenden Bierquantums erstrecken
mit der Maßgabe , daß jedem Arbeitnehmer pro ArbeilSschicht mm -
bestens 1 Liier Bier in navur » verbleiben soll .

Die Unternehmer erklärten weiter , daß . wenn sich gegen diesen
Vorschlag der zwangsweisen Bierablösung . welcher als Kriegsmaß -
nähme gedacht ist und unzweifelhaft eine Aenderung der zurzeit be -
stehenden tariflichen Bestimmungen darstelle , eine auch nur nennens -
werte Opposition bemerkbar mache , die zwangsweise Ablösung eines
Teiles deS HaustrunkeS unterbleiben muffe ; diese könne nur im
Einverständnis der beteiligten Arbeiter vorgenommen werden . Die
Mitglieder aller in den Brauereien Groß - Berlins vertretenen Ver -
bände lehnten nahezu einstimmig das Angebot der Unternehmer ab .

Die Erfüllung der tariflichen Bestimmung , wonach die
Brauereien allwöchentlich den Arbeitnehmern Seife zu liefern haben ,
stößt infolge der behördlichen Beschlagnahme der Seife auf
Schwierigkeiten .

I » der Küchenmöbeldranche der Maler haben Verhandlungen
wegen einer Teuerungszulage stattgefunden . Die Unternehmer haben
aber erklärt , daß sie den Malern allein nichts zulegen könnten , da
sonst auch die Tischler mit solchen Forderungen kämen . In mehreren
Betrieben ist aber doch bereits eine Teuerungszulage in Höhe von
S bis 10 Proz . gewährt worden . Damit ist jedoch die Frage noch
nicht für die gesamte Branche gelöst , es werden darum nunmehr
Verhandlungen gemeinsam mit den Tischlern aufgenommen weiden ,
um eine neue Basis zu finden , auf der zu einem befriedigenden
Resultat zu gelangen ist . Der Zeitpunkt dieser kommenden Ber -
Handlungen ist noch nicht festgesetzt . In der Versammlung , die sich
mit der Frage beschäftigte , wurden in der Debatte die Mitglieder
aufgefordert , vorerst einmal einzeln in den Betrieben vorzugehen .
um so schon zu Teilresultaten zu gelangen . Die jetzigen Verhält -
nisse rechtfertigen zur Genüge eine solche Zulage . Die Kommission
wurde beauftragt , neue Verhandlungen anzubahnen .

veutfches Reich .
Achtung , Fliesenleger ! Die Firma Friedrich T r a u d t in Nürn -

berg sucht im „ Vorwärts " Fliesenleger für dauernde Beschäftigung .
Die Filiale Nürnberg des Bauarbeiterverbandes teilt uns dazu mit .
daß dort ansässige Fliesenleger noch arbeitslos find . Warum diese
aus dauernde Beschäftigung bei der Firma Traudt verzichten oder
warum die Firma Traudt die arbeitslosen Fliesenleger Nürnbergs
nicht in erster Linie heranzieht , darüber besagt die Zuschrift der Filial -
leitung Nürnberg des Bauarbeiterverbandes an uns nichts .

flus der Partei .
Aus der italieuischeu Bruderpartei .

Wie die römischen Blätter melden , hat sich am Montag der

Vorstand der sozialistischen Partei versammelt und die Zusammen -
kunft und das Manifest von K i e n t a I besprochen . Er beschloß , den

Beilrag an die internationale Parteikommission in Bern zu
erhöhen , dagegen nicht für den Vorschlag des internationalen
Bureaus einzutreten , der dahin ging , nur die sozial -
demokratischen Parteien der neutralen Länder

einzuladen ; der Vorstand verlangt vielmehr die B e -

teiligung der Vertreter aller Länder .

Eine befremdeude Sache .
Unter dieser Epitzmarke schreibt die Mannheimer . Volks -

stimme " :
. Für fällig werdende Nachwahlen zum Reichstag wahren die

politischen Parteien gegenseitig ihren Besitzstand . Aufregende Wahl -
kämpfe lassen sich dadurch vermeiden . Die im Reichstagswahlkreise
Reichenbach - Neurode durch das Ableben des sozialdemo -
kratischen Abgeordneten Kühn - Langenbielau erforderlich gewordene
Ersatzwahl ist insofern von besonderer Bedeutung , als sie
die erste Ersatzwahl ist nach der Spaltung in
der sozialdemokratischen Reichstagsftaklion . Für die Ersatzwahl
ist Genoffe Müller vom Parteivorstand zum Kandidaten auf -
gestellt worden . Die bürgerlichen Parteien haben nun , wie die

Frankfurter Zeitung ' meldet , die Frage erwogen , ob sie ihrer -
seits auch in diesem Falle den Burgfrieden zu wahren hätten .
Sie sollen diese mit Ja beantwortet haben , da der Ge -
noffe Müller Anhänger der Fraktionsmehrheit und damit auch
bereit sei , für die Kriegskredite zu stimmen . Diese Meldung besagt
also , daß die bürgerlichen Parteien gegenüber der sozialdemokrati -
schen Fraktionsminderheit den Burgfrieden nicht wahren
wollen . Das verstößt aber gegen den burgfriedlichen Geist , denn
schließlich ist es ganz gleichgültig , unter welchen Voraussetzungen die

politischen Leidenschaften entfeffelt werden . Ist da ? erst einmal der
Fall , dann dürften sich die bürgerlichen Parteien wohl auch darüber
klar sein , was eS heißt , in der Zeit der Lebensmitlelnot und Teuerung
Wahlkämpfe auszufechten . So und so wird für diesen event . Fall die
sozialdemokratische Partei ihre Pflicht zu tun wiffen . "

Auch in dem uns zugegangenen Bericht war dieses Vorgehen der
bürgerlichen Parteien erwähnt , durch den Einspruch des Genossen
Scheidemann als Vorstandszensor waren wir verhindert , darüber zu
berichten .

Nochmals die Kandidateuaufstellung in Reichenbach - Neurode .
Vom Reichstagsabgeordnelen Genoffen Feldmann , dem

Leiter der Versammlung , erhalten wir eine Zuschrift , der wir ent «
nehmen , daß er sofort nach Kenntnisnahme der in der gestrigen
Nummer enthaltenen Berichtigung des Genossen Vogtherr einen von
dort zurückgekehrten Versammlungsteilnehmer , der streng aufdem Boden
der Minorität steht , aufgesucht Hobe . Diesem legte er die Frage
vor : « Habe ich Vogtherr das Wort entzogen ? " was mit . Nein !"
beantwortet wurde . Genoffe Feldmann fügt hinzu , daß der über -
wachende Beamte das Weitersprechen Voglherrs untersagte und da -
gegen unter dem verschärften Belagerungszustand nichts zu
machen war .

Er bestätigt ferner , daß der Antrag auf Einberufung einer neuen
Versammlung allerdings gestellt und sosorl verlesen wurde , die Ver -
sammlung jedoch , da viele Genossen aus entfernteren Orten abreisen
wollten , Schluß der Diskussion und Abstimmung über den Kandidaten
verlangte . Die Abstimmung ist dann erfolgt , nachdem noch als
letzter Redner ein Anhänger der Minorität gesprochen und Genosse
Müller sein Schlußwort hielt .

Zu deu Differcnzeu i « Königsberg .
Eine gut besuchte Mitgliederversammlung de ?

Deutschen Metallarbeiterverbandes fand am
21. Mai statt . Zu Beginn derselben gab Kollege Seemann folgende
Erklärung ab :

. Die Ortsverwaltung hat in ihrer Sitzung vom IS . 4. 16
Stellung genommen zu der Resolution , welche vom Kollegen Härtung
am 9. 4. 16 in der Mitgliederversammlung eingebracht wurde . Sie
ist zu dem einstimmigen Beschluß gekommen , der beutigen Mitglieder -
Versammlung folgende Emschließung mit dem Ersuchen zu unter «
breiten , derselben ihre Zustimmung zu eneilen :

Der schwierige Kampf um Verbesserung der Lohn - und Ar «
beitsbedingungen erfordert volle Einigkeit und Mitarbeit aller
Mitglieder , um Erfolge erzielen zu können . Zur Erhalrung dieser
Einigkeit und Milarbeit ist es dringend erforderlich , daß jede
Erörterung über den inneren Partei si reit in
allen Versammlungen und Sitzungen des Deulschen Metallarbeiter -
Verbandes , Verwaltungsstelle Königsberg i. Pr „ völlig aus »
geschaltet wird .

Kollege Härtung gab für seine Person die Erklärung ab , daß
er sich eine Stellungnahme in Versammlungen deS Verbandes vor¬
behalten müsse , falls Druckschriften mit groben Angriffen gegen eine
Parteirichtung in Mitgliederkreisen verbreitet würden , empfahl aber
auch die Annahme vorstehender Entschließung . Ohne weitere De -
balte wurde dieselbe hierauf einstimmig angenommen .

Aktionen der schweizerischen Sozialdemokratie für die Einführnng
des Frauenstimmrechts .

Aus der Schweiz wird uns geschrieben :
Die Geschäftsleitung der schweizerischen sozialdemokratischen

Partei veröffenrlicht in der Parteipresse einen Aufruf an die Partei -
genoffen zur Förderung des Frauen st immrechts , das
in beschränktem Maße in verschiedenen Kantonen bereits besteht .
So gehören der Schulpflege der Stadt Zürich 13 weibliche Mit -
glieder an , wovon 13 Genossinnen . Eine Genossin gehört der
Zentralschulpflege der Stadt Zürich an . Die Frauen sind auch
in die Gewcrbegerichte und Armenbehörden wählbar und schon
seit 1912 fungiert in der Stadt Zürich ein weiblicher Amts -
Vormund . Im Gesundheitsamt sind Wohnungsinspekiorinnen tätig ,
auch eine Polizei » und Gewerbeinspektorin hat Zürich , letztere
ist kantonale ( staatliche ) Beamtin . Die Kantone Baselstad : und
Luzern haben ebenfalls Gewerbeinspektorinnen . Im Kanwn Teisin
sind die Frauen anstelle der während der Saison abwesenden
Männer in allen Gemeindeangelegenheiten stimmberechtigt und
ebenso haben im Kanton Wallis die Frauen das gesetzliche Stimm -
recht für die Gemcindcarmenbehörden . In den Slödten Neuenbürg
und Cbaux - de - FondS besitzen die Frauen für die Schul - und Armen -
behörden das aktive und passive Wahlrecht , ebenso im Kanton
Appenzell . Im Kanton Genf haben die Frauen das aktive und
passive Wahlrecht iür die Gewerbcgerichte , in den Kantonen Neuen -
bürg , Genf und Waadt für die kirchlichen Angelegenheiten .

Im Kanton St . Gallen ist bereits im Kamonsrat ein sozial »
demokratischer Antrag anhängig auf Einführung des Frauenstimm -
rechts . Es dürste für die Schul - , Gemeinde - und KirchenbeHördeu
erreicht werden .

Im Berner Kantonsrat wird gegenwärtig ein neues Gemeinde -
gesetz beraten , zu dem die sozialdemokratische Fraktion den Antrag
aus Gleichberechtigung der Frauen mit den Männern in den Be -
stimmungen über das Wahlrecht stellte . Mit 34 gegen 37 Stimmen
wurde der Antrag an die Kommission gewiesen , die ihn bis zur
zweiten Lesung des Gesetzes prüfen soll .

Im genannten Aufruf werden schließlich die kantonalen Geschäfts -
leitungen ausgeiordert , die nötigen Schritte einzuleiten , um durch
Revision der Verfaffungen und Gesetze das Frauenstimmrccht ein -
zuführen . _

Mus Industrie und Handel .
Amerikanische Kriegspapiere .

. Economist " vom 13. Mai wird auS Boston ge -Dem
schrieben :

Die guten Tage der Kriegsgründungsaktien sind vorüber . Ihre
Anziehungskraft hat neuerdings erheblich nachgelassen . Haupt -
Ursache ist die internationale Lage , die Verwickelungen mit Deutsch -
land und Mexiko . Von 33 hervorragenden Kriegspapieren haben
14 sich über dem vor 1916 liegenden niedrigen Satz gehalten . Die

jetzige Marktlage zeigt , daß die starke Aufwärtsbewegung des Vor «

jahres im allgemeinen verschwunden ist . Die Allien der Bethlehem
Stahlwerke bleiben das klassische Papier des Kriegsmarkles . Sie
sind von 39 Dollar auf 699 Dollar iür die Aktie in die Höhe ge -
gangen und haben diesen Kurs am 22 . Oktober 1913 erreicht . Dann
sind sie aber auf 413 Dollar heruntergegangen . Sehr stark ist der
Rückgang der Baldwin Lokomotiven Aktien , noch auffälliger der von
Crucible Steels . Kriegsaktien haben ihre Zugkraft verloren . Der
Börsenjargon hat jetzt einen neuen Ausdruck „ Friedensaktien " ge -
schaffen , der eine Erklärung für das Sinken der angeführten Werte

ergibt . _

Europäischer Besitz au Aktien des amerikanischen Stahltrustes .

„ Neerlands Koopkracht " vom 12. Mai teilt mit : An Stamm -
aktien gab es für 398 392 399 Dollar , an 7 proz . Vorzugsaktien
369 281 199 Dollar . Ende März 1914 waren außerhalb der

Vereinigten Staaten davon Stammaktien 128 363 999 Dollar , Vor -

zugsaktien 31 231 999 Dollar . Ende des Jahres 1914 betrug der

europäische Besitz nur noch 119 396 499 Dollar , der Rückgang fiel
gänzlich auf England und Holland , dagegen vermehrte Deutsch -
land seinen Besitz von 213 999 Dollar auf 266 499 Dollar .

Nach dem Ende 1914 begann Amerika energisch zu kaufen . I «
einem Jahre verminderten sich die gewöhnlichen Aktien im Aus -
land von 23,29 v. H. am 31. Dezember 1914 auf 13,79 v. H. am
31. Dezember 1913 . Am 31 . März 1916 blieben in Suropa uur
noch 634 469 Stück gleich 12,48 v. H.

Deutschlands Anteil ging von 266 499 Dollar Stamm -
aktien Ende 1914 auf 87 899 Dollar am 31. März 1916 zurück . An

Vorzugsaktien besaß Deutschland Ende 1914 323 299 Dollar , die
ich auf 126 999 Dollar am 31 . März 1916 verminderten .

Frankreich verminderte seinen Besitz ebenfalls erheblich .

Kerautw . Redakt . : Alfred Wielepp . Neukölln . Inseratenteil verantw . Th . Glocke . Berlin . Druck u. Verlag : Vorwärts Buchdr . u. Verlagsanstalt DaulSinger & Co. , Berlin SW . Hierzu 2 Beilagen tt . UuterhaUuugsbl .
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ö4 . Sitzung . Donnerstag , den 2S . Mai ISIS ,
nachmittags 2 Uhr .

Die Debatte über die Frage der

Zensur
wird fortgesetzt .

Abg . Dr . Oertel (k. ) :
Mit dem Abg . Dr . Pfleger stimme ich im wesentlichen überein .

Allerdings darf man über die kommandierenden Generale und ihre
Verordnungen nicht in Bausch und Bogen aburteilen , sie haben auch
sehr viel Gutes gewirkt ; ich erinnere nur an den Erlasi gegen den
Uniug der Modeklcider gewisser Damen , an den Erlag gegen den
Gebrauch der Fremdwörter . Darin sollte man in den hohen und
höchsten Kreisen dem Volke mit gutem Beispiel vorangehen . Ob
wir bei Zeitungsverboten besser fahren würden , wenn sie nur mit

Zustimmung des Reichskanzlers erfolgen dürfen , wie die Kommission
wünscht , scheint mir zweifelhaft . — Herrn Pfleger stimme ich voll -
kommen zu in Verurteilung der Angriffe gegen den Katholizismus ;
solche Entgleisungen verurteilen wir ebenso scharf wie er . Wer
in der gegenwärtigen Zeit den Kamps zwischen den verschiedenen
Bekenntnissen entfacht , versündigt sich am Vaterlande . ( Beifall rechts
und im Zentrum . ) Auch in bezug auf die Petition des Professors
Schäfer bin ich vollständig einverstanden mit dem Abg . Pfleger . —

Herr Liesching warf einem kommandierenden General vor , er habe
Nötigung verübt , indem er die Zurücknahme des Verbotes an die
Bedingung der Entlassung des Schriftleiters knüpfte . Die Sache
liegt anders . Der Verleger bot ohne jede Anregung seitens des
Generals die Entlassung des Schriftleiters an als Zeichen dafür ,
daß er künftig Verstöste gegen den Burgfrieden nicht durchlassen
werde . Wegen solcher Verstöße gegen den Burgfrieden , die in den
Artikeln der Abgeordneten Müller - Meiningen und Gothein enthalten
waren , war das Verbot der Zeitung erfolgt ; dieses Verbot
Halle ich für gerechtfertigt . ( Widerspruch links . ) — Im all¬

gemeinen leidet aber die Presse aller Parteirichtungen schwer unter
den jetzigen Zuständeen . Die Erörterung der Kriegsziele wird
sogar gehindert , wenn sie in vertraulichen Denkschriften erfolgt .
Das dürfte doch etwas zu weit gehen . Auf der anderen Seite ist
ein Blatt , das die Wiederherstellung und Entschädigung Belgiens
verlangte , nicht der Beschlagnahme verfallen . Die Verbreitung einer
Rede des Abg . v. Heydebrandt , die die Erwartung anssprach , daß
die Anlloort der Regieruug auf die amerikanische Note unseres
Landes und der großen Stunde würdig sein werde , wurde verboten .
Ich frage das Auswärtige Amt , aus welchen Gründen das Verbot
erfolgt ist . Als eine hiesige Wochenschrift die Rede zu matzlosen
Angriffen gegen den Abg . v. Heydebrandt benutzte , nahm das Aus -
wältige Amt keine Gelegenheit , einzuschreiten . ( Hörtl hört l) Man
unterbindet nicht nur die freie Meinungsäußerung , sondern man
will auch durch Verbote erreichen , daß diese Unterbindung nicht im
Auslände bekannt wird . Glaubt man wirklich , daß man
im Auslande so wenig politisch orientiert ist , um aus der äußeren
Uebereinsiimmung zu schließen , daß wirkliche Uebercinstimmung
in allen Teilen des Volkes herrscht . Geben Sie dem Volke mehr
Freiheit , mehr Freiheit , sich die Sorgen der KricgSzeit wenigstens
vom Herzen zu reden . Sie bessern die Stimmung nicht . ( Abg . Haus -
mann sVp. s : Sie auch nicht !) Wenn Sie dem Volke die freie
Meinungsäußerung auch dann vorenthalten , wenn diese Meinungs -
äußerung durchaus vaterländisch ist , durchaus dem Burgfrieden Rech -
nung trägt und dafür sorgen will , daß eine gute , frische , kämpf »
freudige Stimmung erhalten bleibt . ( Abg . Ledcbour sSoz . Arbg . s :

. Sie wollen die Zensur nur für die anderen I) Unsere Kämpfer
draußen klagen darüber , daß sie aus den deutschen Zeitungen zu
wenig Erhebendes erfahren . ( Zuruf : «Deutsche Tageszeitung " !
Heiterkeit . ) Zu Scherzen ist die Sache zu ernst . ( Unruhe links , Zu -
rufe : Sie machen ständig Scherze ! ) Sollen wir ' nicht in an -
gemessener Form fordern dürfen , daß diesen schweren Leiden bald ein
Ende gemacht werden soll ? Dieses erzwungene Schweigen erzeugt
nicht die Stille der Stärke , sondeen die unheimliche Ruhe des
dumpfen Druckes . Unser Zweck ist nicht erreicht , unsere Feinde sind
nickt zum Frieden geneigter geworden , die Neutralen uns nicht wohl -
wollender . Auch wir sehnen uns nach dem Frieden , aber wir wollen
keinen faulen Frieden . Wir wollen den Frieden nur durch den Sieg
und wir wollen den Sieg mit allen Mitteln der Kriegskunst herbei -
führen . Wir wollen uns keine Waffe aus der Hand winden , uns
auch durch keine Vermittlung um den Siegespreis betrügen lasien .
( Bravo ! rechts . ) Das Volk hat ein Recht auf eine Presse , die frei
und offen seine Meinung widerspiegelt . ( Lebhaftes Bravo ! rechts . )

Staatssekretär des Auswärtigen Amts v. Jagow :

Als der von dem Vorredner erwähnte Artikel des Abgeordneten
v. Heydebrandt in der „ Kreuz - Zeitung " erschien , waren die Verhand -
lungen mit Amerika noch nicht abgeschlossen . In diesem Moment
wäre die Verbreitung dieses Artikels aus so temperamentvoller und

angesehener Feder zweifellos geeignet gewesen , große Erregung in
der öffentlichen Meinung herbeizuführen und die Verhandlungen mit
Amerika zu erschweren . Daher war das Auswärtige Amt . daS im
unmittelbaren Zusammenhang mit der KriegSführung wirkt und
diese nicht in kritischen Momenten durchkreuzen lassen darf , durchaus
zu einer Maßnahme berechtigt , für die ich die volle Verantwortung
übernehme . Der Artikel der „ Zukunft " dagegen erschien in einem
Moment , als er auf die Entscheidung keinen störenden Einfluß mehr
ausüben konnte . Daher lag vom Standpunl : meines Ressorts kein
Grund vor , gegen ihn irgendwelche Maßnahmen zu beantragen .
( Bravo ! bei der Fortschrittlichen Volkspartei . )

Abg . Hirfch ' Essen ( natl . ) :

Eine Beseitigung des Belagerungszustandes können meine
Parteifreunde nicht empfehlen , wohl aber wünschen wir eine andere

Handhabung . Sowohl bei Versammlungen wie bei der Zensur
haben wir Erfahrungen gemacht , daß man beinahe sagen mutz . eS

gehört zum Kennzeichen eines anständigen Menschen , irgendwie unter

Zensur zu stehen . Wir verlangen , daß die Zensur in die richtigen
Grenzen gewiesen wird , sie muß sich auf das militärische Gebiet be -
schränken . Große Klage wird auch geführt über die Ungleichmäßig «
keit der Zensur , sowohl örtlich wie sachlich . Die Zensur muß so
beschränkt werden , daß die Freudigkeit des DurchhaltenS
im Volk nicht erstickt und im Ausland nicht die Meinung erweckt
wird , daß dem deutschen Michel alles geboten werden darf . Auch
über die Gefahren , die von «neutralen " FricdenSvermittlern auS -

gehen , muß das Volk aufgeklärt werden , sonst könnte mau auch in

bezug aus diese Vermitilung sogen : « Nur die ollergrößten Kälber
wählen ihre Metzger selber " . ( Sehr gut I bei den Nationalliberalen . )
Eine gesetzliche Regelung der Zensur ist nötig ; es kann nicht ge -
duldet werden , daß Reden des Herrn v. Heydebrand verboten
werden , die Anpöbelei gegen diesen Mann aber verbreitet werden
darf . — Der Ministerialdirektor Lewald bestritt , daß in dem Falle
Schäfer ein Angriff gegen das Petitionsrecht geschehen sei. Daß ein
solcher aber vorlag , ist ganz unzweifelhaft und hier muß man ganz
entschieden schon den ersten derartigen Versuch zurückweisen . ( Leb -
hafte Zustimmung b. d. Natl . )

Eine Entschließung des nationalliberalen Zentralvorstandes zur
Note an Amerika ist auch teilweise der Zensur verfallen . Der Redner

verliest die Entschließung . Die Entschließung hält sich dabei emsach

an den klaren Wortlaut des Schlusses der Note . Das „ Berliner Tage -
blatt " aber nennt das eine . Unideutung " der Note . DaS beste Stück
der Zensur ist , daß sie auch verboten hat , den Eindruck zu erwecken ,
als ob die Zensur die freie Meinungsäußerung unterbinde . ( Heiterkeit . )
Wenn das deutsche Volk noch immer bereit ist . durchzuhalten , so ist
das sicher kein Verdienst der Zensur . ( Sehr richtig I)

Staatssekretär Dr . Helfferich :
Ich halte es nicht für nützlich , daß Maßnahmen der Militär »

behörde hier gewissermaßen dadurch durchkreuzt werden , daß von
der Zensur verbotene Sachen hier öffentlich verlesen werden . DaS
sollte besser in der Kommission geschehen . Die Zensur ist ein not -
wendiges Uebel . Auch in streng parlamentarisch regierten und in
republikanischen Ländern wird die Zensur in denselben Umfange
wie bei unS geübt . Sie arbeitet natürlich mit verschiedenen Me -
thoden und mit einem verschieden gearteten Publikum . Sie arbeitet
dort am besten , wo sie am gewissenlosesten arbeitet . Zweifellos ist ,
daß sie von den militärischen Stellen gehandhabt werden muß . Man
hat gesagt , das sei mit der Würde des Reichskanzlers nicht vereinbar .
Fürst Bismarck war nicht dieser Ansicht . Er hat in einem Schreiben
an Johann Jacobi vom 8. September 1370 ausdrücklich betont , daß
ihm eine direkte Einwirkung auf die militärische » Stellen nicht zu -
stehe . Wenn Fürst Bismarck das mit seiner Würde für vereinbar

gehalten hat , wird daS der gegenwärtige Kanzler wohl auch . — Man
kann auch nicht dies oder jenes Gebier auS der Zensur ausscheiden .
denn der Krieg umsaht alle Gebiete unseres öffentlichen LebenS . Er
wird z. V. auch mit Druckerschwärze geführt und von unseren
Gegnern sehr oft gegen uns mit unserer eigenen Druckerschwärze .
Härten und Mißhelligkeiten sind bei der Handhabung der Zensur
nicht zu vermeiden . ES ist noch viel schwerer , die geistige Ernährung
eines Volkes zu reglerüentieren . als die materielle . ( Sehr gut !> Die

Reichsleitung ist seit langem bemüht , die Handhabung der Zensur
zu bessern . Ich hoffe , daß die Verhältnisse eS gestatten werden , in
dieser Richtung weiter zu arbeiten . Diejenigen , die oft sehr un -
angenehm durch die Zensur betroffen werden , werden auch ihrerseits
durch Selbstzensur dazu beitragen können , daß dieser Abbau sich
weiter vollzieht .

Ministerialdirektor Dr . Lewald :

Im Kriegsfall geht die Zivilgewalt auf Grund des Belagerungs -
zustandeS an die Militärgewalt über unter persönlicher Ver -
a n t w o r t u n g der militärischen Befehlshaber . Der Reichskanzler
trägt nach der Verfassung lediglich für die gegengezeichneten Erlasse
des Kaisers und Bundesrats die Verantworcung . Für Maßnahmen
von Exekutivorganen der Bundesstaaten hat der Reichskanzler die
Verantwortung stets abgelehnt . Ebenso kann er keine Verantwortung
übernehmen für Handlungen der Militärgewalten , auf welche die
Zivilgewalt jetzt übergegangen ist . Auch die Minister der Einzel -
staaten , auch der preußische Minister des Innern kann eine Ver -
antwortung nur so weil übernehmen , als sein Wirkungsbereich durch
die Militärgewalt nicht eingeschränkt wird . Mit dieser Auffassung
verkriecht sich der Reichskanzler nicht etwa hinter die Militärgewalt ,
sondern stellt sich auf den Boden der Verfassung und des geltenden
Rechts . —

In dem Falle Schäfer liegt eine Beschränkung des PetitionS -
rechts nicht vor . Die Herren haben einen Artikel , den eine Zeitung
nicht drucken durste , in 750 000 Exemplaren drucken lassen und ver -
breiten wollen . Diese Umgehung einer von den Militärbehörden
getroffenen Anordnung ist verhindert worden . daS Agitationsrecht
des Herrn Dr . Schäfer ist beschränkt worden , dagegen ist er in
keiner Weise gehindert worden , seine Petition dem Reichstage ein -

zureichen .
Die Verhängung der S ch u tz h a f t ist sicherlich für unser Rechts -

empfinden verletzend . Aber im Kriege gilt das Recht der Notwendig -
keit , und was die Resolution fordert , die Schutzhaft auf das aus
rein militärischen Gründen absolut gebotene Maß zu beschränken , ge
schieht bereits ; der Reichskanzler ist mit dem Kriegsministerium in
Verbindung getreten und entsprechende Verfügungen des Kriegs -
Ministeriums sind ergangen und werden beachtet . Dagegen kann
dem in Schutzhaft Genommenen nicht das volle Recht des Unter -
suchungsgefangenen gewährt werden , das geht nicht an , weil eS sich
um Spionagefälle handelt , wo das Beweismaterial zuweilen nicht
herangeschafft werden kann , weil es im Ausland liegt .

Die vom Abg . Emmel beklagte Beschränkung der Verhandlungen
des reichsländischen Landtages erklärt sich aus der Tatsache , daß die

Tagung innerhalb des KriegSgebieies stattfinden mußte . Auch die
in ' Mülhausen getroffenen Maßnahmen erklären sich in derselben
Weise .

Daß daS Verbot einer Zeitung nur mit Zustimmung deS Reichs -
kanzlers erfolgen soll , wie die Resolution der Kommission wünscht ,
ist nach der ganzen Rechtslage und Organisation unmöglich . Auch
die zweite Resolution , die Sicherheiten gegen Eingriffe der Militär -

gewalt in das bürgerliche Leben fordert , bitte ich abzulehnen . Eine
Aenderung deS gesetzlichen Zusiandes kann während der Dauer des

Krieges jedenfalls nicht in Frage kommen .

Abg . Mertiu - Oels ( Deutschs Fraktion ) :

Namens meiner Fraktion muß ich mich den von den Abgeordneten
Oertel und Pflüger erhobenen Klagen und den von ihnen vertretenen
Anschauungen vollständig anschließen , speziell auch der Auffassung .
daß im Falle Schäfer ein Eingriff ins Pelitionsrecht vorliegt . —
Dem Staatssekretär v. Jagow erwidere ich. daß der unterdrückte
Artikel des Herrn v. Heydebrand absolut nicht schaden und die Ver -

Handlungen stören konnte . Uebcrhaupt hat das Volk nach l�/zjähriger
KriegSzeit ein Recht darauf , die Kriegsziele der Regierung zu er -
fahren . Sehr ernste Männer befürchten , daß die Regierung in
dieser Beziehung sich nicht in Ucbereinstimmung mit dem Volke be -
findet . ( Zustimmung rechts . )

Abg . Dittmann ( Soz . Arbg . ) :
Die Rede des neuen Staatssekretärs Helfferich hat Aufklärung

über den zukünftigen Kurs der inneren Politik gegeben : es bleibt
alles beim alten . ( Sehr wahr ! bei der Soz . Arbg . ) Bei seiner
Entwicklung der absolutistischen Theorie von der Un -
Verantwortlichkeit der militärischenBefehlshaber
gegenüber Regierung und Parlament mußte ich an das
Wort aus Wallenstein denken : Wie er sich räuspert und wie er spuckt ,
das hat er ihm glücklich abgeguckt . Aber so wenig sich damals das
Parlament von Bismarck imponieren ließ , so wenig sollte das

Parlament es heute tun . DaS Gericht hat später Jacobi und nicht
Bismarck recht gegeben . Daß die militärischen Befehlshaber nur
dem Kaiser verantwortlich sind , ist eine spätere Auslegung , das
Gesetz über den Belagerungszustand von 18S1 selbst besagt
das nicht . In allen Debatten von 1349 —51 wird als absolut
selbstverständlich behandelt sowohl die Verantwortlichkeit
der militärischen Befehlshaber gegenüber der
Staatsregierung als die Verantwortlichkeit der
Staatsregierung gegenüber dem Parlament . ( Hört !
hört !) Nack dem Ministerialdirektor Dr . Lewald liegt es im
Wesen des Kriegszustandes , daß

der Reichskanzler ausgeschaltet
ist . ( Dr . Lewald nickt zustimmend . ) Danach sollen also Recht und
Gesetz durch die Willkür der militärischen Befehlshaber ersetzt werden .
Bei der Beratung deS Gesetzes aber wollte man ausdrücklich nicht
einm willkürlichen und gesetzlosen Zustand eintreten lassen , sondern

eine gesetzliche Regelung , um den Machtvollkommenheiten
der »nilitärischen Befehlshaber Grenzen zu ziehen . ( Hört !
hört ! bei der Sozialdemokratischen Arbg . ) Sonst hätte ja auch das
Gesetz ganz kurz lauten können : alle Gesetze sind aufgehoben , auf
die militärischen Befehlshaber geht jede Gewalt über , diese sind nur
dem Könige verantwortlich . Statt dessen sagt der 8 17 ausdrücklich ,
daß von jeder Suöpendicrung eines Gesetzes den Kammern sofort
Rechenschaft gegeben werden muß . Wie aber soll die Regierung
Rechenschaft geben , wenn sie keine Rechenschaft fordern kann , wenn
die militärischen Befehlshaber ihr nicht verantwortlich fein sollen .
In der preußischen und in der ReichSverfassuug ist auch schlechtweg
von der Verantwortlichkeit der Minister und des Reichskanzlers die
Rede und niemand zweifelt , daß diese Verantwortlich -
keit dem Landtage respektive dem Reichstage gegenüber
b e st e h t. Auch im Gesetz über den Belagerungszustand
handelt eS sich selbstverständlich um die staatsrechtliche und
politische Verantwortlichkeit . ( Sehr richtig ! bei der Soz . Arbg . )
In der Kommission wurden Anträge gestellt , um die Vcrantivort -
lichkeit noch strenger festzulegen , doch ließ man die Verschärfungen
fallen , weil man sie für überflüssig hielt . Dagegen heißt es im

KommissionSbcricht , daß den Kaminern Bericht zu erstatten sei, da -
mit sie

nötigenfalls die Erhebung einer Anklage

veranlaffen . ( Hört ! hört ! bei der Soz . Arbg . ) Auch die
preußische Regierung hat damals denselben Standpunkt
als ganz selbstverständlich vertreten . Was will es
demgegenüber besagen , daß Fürst Bismarck nachträglich 1870
versucht hat , dem Gesetz eine andere Auslegung zu geben .
Bismarck hat oft den Ausweg gesucht , den obersten Kriegsherrn
als Kriegsschild zu benutzen . Der Fall ist ein Schulbeispiel
dafür , wie der Reichstag ausgeschaltet werden soll . 1870 hat fast
der gesamte Reichstag dagegen Stellung genommen . Wegen der
Gewaltakte gegen den sozialdemokratischen Parteivorstand und

Johann Jacobi forderte damals die freisinnige Demokra -
tische Partei in einer Interpellation : Aufschluß über die

Suspendierung der Verfassung , Rechcnschast gemäß des tz 17 des

Gesetzes über den Velagernngszustand , Aufschluß darüber , wie die

Regierung die persönliche Verantwortlichkeit der militärischen Befehls -
habcr durchführte . ( Hört ! hört ! bei der Soz . Arbg . ) Bei der Be -
gründung der Interpellation , die mitten im Kriege stattfand , führte der
freisinnige Abg . Duncker aus , daß der Reichstag über die Aus -
führung des Belagerungszustandes die Kontrolle auszuüben habe . ( Hört !
hört ! bei der Soz . Arbg . ) Auf das Schreiben Bismarcks mit der
Theorie von der Unverantwortlichleit der Regierung sagte er , es
handelt sich nicht um eine Maßnahme der militärischen Kommandos ,
um Truppenbewegungen , sondern um Maßnahmen der Verwaltiing
gegenüber den Bürgern . Und wenn solche Ueberschreitungen vor -
gekommen sind , so müsse auch Ernst gemacht werden mit der persön -
lichen Verantwortlichkeit , von der das Gesetz spricht , ohne Ansehen
der Person müsse sie gehandhabt werden , und die davon betroffenen
Militärs werden nichts an ihrer Ehre verlieren , wenn sie das Gesetz
des Vaterlandes für ebenso unantastbar erklären , wie den Boden
des Vaterlandes . Der Abg . Windthor st sekundierte
dieser Auffassung und charakterisierte die Bismarckiche Aus -
legung als die

Wachtstubcn - Jurisprudcnz .

( Lebhaftes Hört ! hört ! und Sehr gut ! bei der Soz . Arbg . ) Und
diese Wachtstuben - Jurisprudenz tischt man uns heute von neuem
auf . Auch der National liberale Miguel wandte sich gegen
die Bismarcksche Auslegung . Bebel natürlich ebenfalls , nur der
Konservative Wagner trat der Auslegung Bismarcks bei . Hätte die
Debatte mit einein Mißtrauensvotum abschließen können , so wäre es
der Regierung erteilt worden . Ob sich heute eine NeichStagsmehr -
heit dazu aufschwingen könnte , ist mir trotz aller großen Worte in
der Kommission nicht klar . ( Lebhafte Zustimmung bei der Soz .
Arbg . )

Die Verhängung des Kriegszustandes ist vom Reichs -
kanzlcr gegengezeichnet , und damit hat er die Ver -
anlwortlichkeit für die Beachtung der Gesetze übernommen . Gerado
im Kriegszustand muß sich die Bedeutung der Gesetze zeigen , wie
Wiudthorst damals treffend hervorgehoben hat .

Nach dem Wortlaut des Gesetzes kann aber der B c -
l a g c r u n g s z r« st a n d gar nicht mehr aufrecht er -
halten werden . Seine Verhängniig ist nach dem tz 1 nur in dem
vom Feinde bedrohten oder teilweise besetzten Gebiet vorgesehen .
Seine Aufrcchtcrhaltung im g a n z e n Reiche ist daher g e s c tz -

widrig . ( Sehr wahr ! b. d. Soz . Arbg . ) Auch 1870 wurde nur in
den einer feindlichen Bedrohung ausgesetzten Teilen der BelagerungS -
zustand verhängt . Der Reichstag muß also der Regierung zurusen ,
indem er unseren Antrag annimmt :

Zurück zum Gesetz !

( Lebhaftes Sehr richtig ! bei der Soz . Arbg . ) Ist für Elsaß -
Lothringen ganz oder teilweise der Belagerungszustand noch nötig .
s ? ist iiil Gesetz über den Belagerungszustand in Elsaß -
Lothringen von 1892 die Handhabe dazu geboten . Nur gegen
äußere Feinde ist die Verhängung des BelagennigszustandcS gc -
statiet . Ist es aber eine Sicherung gegen äußere Feinde , wenn
man im Innern Recht und Gesetz aufhebt , und die eigenen Staats -
bürger als Heloten bebandelt ? Selbst wenn der Belagerungszustand
zu Recht bestände , dürften die kommandierenden Generale nicht so
verfahren , wie sie es tun , denn auch dann stünde ihnen nur die
vollziehende Gewalt zu, nicht aber die Mißachtung und Auf -
Hebung der Gesetze . Alle ihre Anordnungen müssen stets
die ünmittelbare militärische Verteidigung im Auge haben .
Nur daraus erklären sich auch die drakonischen Strajandrobuiigen
im tz 9 des Gesetzes . ( Sehr wahr ! bei der Sozialdem . Arbeitsg . )
ES kann keine Rede davon sein , daß die Militärbehörde
berechtigt sei , das Bricfgchciimiis zu verletze », wie cS j e tz l
unausgesetzt geschieht . Artikel 81 der preußischen Ver -
fassung sagt : „ DaS Briefgeheimnis ist unverletzlich " . Dieser Artikel

gehört aber nicht zu denen , die die Militärbehörde während des

Belagerungszustandes aufheben darf . ( Hörtl hörtl bei den Sozial -
demotraten . ) Die demnach ungesetzliche Verletzung des Briefgeheim -
nisses erinnert an die schlimmsten Zeilen des Absolutismus mit ihren
„ schwarzen Kabinetten " . Es steht fest , daß viele meiner Partei -
genossen unter Briefkontrolle stehen . ( Hört ! hört ! bei den Sozial -
dcmokraten . )

Ebenso gesetzwidrig wie die Bricfsperre sind die indivi -
duellcn Redeverbote . Dem davon Betroffenen wird sogar das Reden
in internen Funklionärsttzungen verboten , auch wenn cS sich um rein
organisatorische Fragen handelt , deren Erörterung die militärische
Sicherheit in keiner Weise berührt . ( Hört ! hört ! bei den Sozial -
demokraten . ) Sogar Mitglieder deS sozialdemokratischen Partei -
vorstandeS sind davon betroffen worden . Dem Redakteur
Münster wurde vom Polizeikommiffar selbst das Verlesen
einer schriftlichen Erklärung in einer Funltionärversammlung
verboten , in derer sich persönlich rechtfertigen wollte gegen
Angriffe , die zu seiner Entlassung als Redakteur
gefübrt hatten . ( Lebhaftes Hört ! hört ! bei der Soz . Arbg . )

ES handelt sich bei diesem Vorgehen geradezu um

Verletzung der Menschenwürde .

WaS haben die Redenverbote mit der militärischen Sicherheit des

Reiches zu tun ? Unserer Genossin Z i e tz ist wegen » Verhctzuug "



dcis Reden im Korp - bezirk Hannover und Bekanntgeben dieses Ver -
Kols unter Androhung der Schutzhaft aicrbotcn ( Hört ! hört I b. d. Soz .
Arbg . ) . ebenso einer ganzen Anzahl unserer in der Jugendorga -
uisatioii tätigen Genossen und Genossinnen in Berlin , Stuttgart
und au anderen Orten . In Stuttgart hat man sogar eine Weihnachts -
feicr mit Kinderbescherung verboten I

Mit der Schutzhast wird eine

wahre Willkür - und Schreckensherrschaft
getrieben . Ta - Z Belagcrungszusdandsgesetz gibt kein Recht zur Ver «
hängung der Schutzhast . Wohl sind "die Garantien der persönlichen
ssreiheit aufgehoben , aber es ist keine Rede davon , dost Hunderte und
Tausendc ohne Grund eingesperrt werden dürfen . Eine Autorität ,
die die persönliche Sicherheit nicht achtet , untergräbt sich
s e l b st , raubt «ich die Achtung , die sie viel besser schützt
als alle Gewalt . Auch die Militärbehörden sollten wissen , dag man
auf Bajonetten nicht sitzen kann . Strich das Belagerungszustands -
gesctz lägt Verhaftung nur bei zureichendem Grunde zu, schreibt
ordnungsgemäße Untersuchung und Enthaftung vor , wenn sich der
Verdacht als unbegründet erweist . Heute aber sitzen auf
schuftige Denunziationen Menschen grundlos in Schutzhaft ,
obwohl sie freigesprochen sind oder der Staatsanwalt die
Slnklagecrbebung gegen sie abgelehnt hat . Ihren Angehörigen , denen
man die Ehre geraubt , erhalten keine Unterstützung , zum m o r a «
l is ch e n und gesellschaftlichen Ruin , zu Sorge und
Shimmer wird Hunger und Elend über sie verhängt . In Berlin sitzt
seit sieben Monaten ein Ungar in Schutzhaft . Er hatte zivilrcchtliche
Differenzen mit Leuten in Frankfurt , die ihm mit ihren einflußreichen
Verbindungen drohten und ihn schließlich , als er sich nicht fügte ,
beim Rcichsanwcilt wegen Spionage denunzierten . Dieser lehnte
eine Verfolgung sogar ohne Vernehmung ab . — Der Mann sitzt
seit sieben Monaten ! sStürmisches Hört I hört I links . ) Ein
Journalist I u n g , der beim Kriegsausbruch aus Frankreich zurück -
kehrte und sich als Freiwilliger meldete , aber untauglich war , wurde
in München verhastet , s a ß ein Jahr in Straßburg in
Untersuchungshaft , ohne Angabe von Gründen ,
Wie üblich , dann wurde er nach dem ihm fremden Minden aus -
gewiesen und durfte nicht einmal Mutter und Schwester
wiedersehen . ( Hörtl hört ! bei der Soz . Arbg . ) Julian
B . orchardl saß Sll Tage , eine Anzahl sozialistischer Frauen und
Mädchen sitzt ohne Slngabe der Gründe hier in Berlin in Schutzhaft .
Gegen den österreichischen Staatsangehörigen Sand hat man die
unsinnige Beschuldigung erhoben , er wolle in Zinntuben Salvarsan
nach Riunänieii aussühren . Deswegen wurde der Mann in Haft
genommen . Er durste leine geschäftlichen Angelegenheiten ordnen
und in keiner Weise mir seinen Familienangehörigen zusammen »
kommen . Die Frau des Mannes vergiftete sich schließlich vor Ver -
zweiflung ivenige Tage vor Weihnachten . Sand wurde aber auch
dann noch nicht �zu ihr gelasien und durfte sie erst
t!i> Stunden nach ihrem Tode sehen , fltaute Hört !
hört I und Enirüstungsrufe bei den Sozialdemokraten . ) Er
selbst hatte durch diese Schicksalsschläge schwer an seiner
Gesundheit gelitten und war durch ein ärztliches Attest
für HaftunfäHig erklärt worden . Trotzdem wurde noch
ein anderes Attest von Medizinalrat Dr . Lepmann eingeholt und der
erklärte Sand für hailfähig . So wurde der schwerkranke Mann noch
drei Monate in Haft gehalten . Endlich wurde er nach vielen

Schwierigkeiten entlassen , aber zugleich ausgewiesen . ( Rufe :
Deutsches Recht ! bei der Soziald . ArbeitSg . ) Nach der Haft -
entlassung wurde er sofort über die Grenze abgeschoben , ohne daß
man ihm Zeit gelassen hätte , seine Geschäfte zu ordnen oder mit
seinen Familienangehörigen zu sprechen . ( Pfuirufe . ) Sieben Monate
seines Lebens hat man dem Mann so geraubt , sein Familienglück
und seine Existenz vernichtet . Wer wagt eS , eine solche
Barbarei hier rechtfertigen zu wollen ! Dafür
sollen die Militäcbefehlshaber nur dem Kaiser ver -
antwortlich sein ? Begreift man nicht , welche Konse -
g u e n z e n eine solche Theorie heraufbeschwört ? Gerade die Vertreter
der ' Monorchie sollte » dieser gefährlichen Theorie ein Ende machen ,
dz�täusciidfisltigeo Blüt auf daS Haupt des Kaisers lädt und ihn
ziün ' Blitzableiter für die Sünden der anderen macht . ( Lebhafte Zu -
slimmung bei der Soz . Arbg . ) Nein , Sache ber Volk - s »
Vertretung ist es , hier

Wandel zu schaffen !

Die Volksvertretung hat dazu umso mehr Anrecht , als auch mehrere
ihrer Mitglieder unter Verletzung ihrer Immunität
von solchen Maßnahmen betroffen sind . ( Hört ! hört ! bei den So -

zialdemokraten . ) Obwohl der Artikel 31. der preußischen Verfassung
jeden Abgeordneten dagegen schützt , sind verfassungswidrig
solche Maßnahmen unternommen worden gegenüber
dem Kollegen Dr . Herzfeld . Er Ivurde , als er
die Grenze nach der Schweiz mit einem ordnungs -
mäßigen . Passe überschreiteir wollte , trotzdem er auf
seine Immunität als Abgeordneter hinwies , nicht
bloß an der Ueberfchreitung der Grenze gehindert , sondern auch einer

eingehenden persönlichen Untersuchung unterzogen , wobei er sich BiS
a u f s Hemd ausziehen m u ß t e. ( Hört ! hört I bei der Soz .
Arbg . ) Man fand bei ihm nichts Belastendes . Man hatte auch von
vornherein die Absicht , ihn nicht über die Grenze zu lassen , und
deshalb hatte man auch kein Recht , ihn überhaupt einer linier -

suchung zu unterziehen . ( Sehr wahr ! bei der Soz . Slrbg . ) Auf seine
Slnfrage bei den verschiedenen Behörden konnte er zunächst keine
Sl u S l u n ft über den Grund dieser Maßnahme bekommen . Schließ -
lich wurde er an daS Oberkommando der Markeir und weiter an das

Kriegsministerium verwiesen . Bon dort bekam er die Mitteilung , die

Maßnahme sei im Interesse der militärischen Sicher -
heil erfolgt . ( Lachen bei der Soz . Arbg . ) Man bedient sich des

Belagerungszustandes , um in gesetzwidriger Weise gegen politisch
unbequeme Leute vorzugehen . ( Sehr wahr ! bei der Soz . Arbg . )
Als der Slbg . H a e g y Briefe an den Vizekanzler Dr . Delbrück

richiete . in denen er sich dagegen wandte , daß ein Redakteur un -

rechtmäßig in Schutzhast genommen worden war , Ivurde ihm an -
gedroht , er würde in Schutzhaft genommen , ausgewiesen oder unter

Polizeiaufsicht gestellt werden . ( Laute Hört ! Hört I - Rufe und

Bewegung . ) Der ganze Reichstag müßte gegen ein solches Vorgehen
Einspruch erheben . Schließlich hat man dem tzvjährigcn Kollegen
Haegtz den Gestellungsbefehl zum Heeresdienst während der . Tagung
des Reichstags geschickt und wollte ihn sofort nach dem Osten ab -
schieben . Das ist zweifellos gesetzwidrig . ( Lebh . Zust . b. d. Soz . Arbg . )
Man sollte einmal prüfen , ob nicht die von den militärischen Be -

fehlshabern sofort behauptete Gefährdung der öffentlichen Sicher -

heit gerade durch ihre eigenen Anordnungen gefährdet wird ,
namentlich auch durch ihre Maßnahmen gegen die Presse . Herr
Lewald sagte , Präventivzensur würde nur �nach vorhergegangener
Warnung verhängt , lieber mein Blatt ist sie von Kriegs -
beginn an verhängt worden und mit kurzen Unterbrechungen
haben wir sie bis heute . Was die bürgerlichen Zeitungen
bringen , dürfen wir nicht bringen . Unsere ganze Bevölkerung
ist empört über das Berfagen der Regierung in der Ernährungs -
frage . Wir dürfen darüber nichts bringen — um die

Bevölkerung nicht zu beunruhigen .

Ist daS Wcltfrcmdheit oder Zynismus ?

( Sehr wahr ! bei den Soz . ) Man will unsere Blätter strafen für

ihre Haltung vor dem Kriege , man sagt : Die ganze Richtung paßt
uns nicht , und deshalb treibt man Gesinnungszeusur . ( Sehr richtig !
bei der Soz . Arbg . ) Die Anncxionsfordcrungcn der nationalliberalen

Parleilcitung druckten alle Berliner Blätter ab , dem „ Vorwärts "
wurde eS verboten . ( Hört ! hört I bei den Soz . ) Der Friedens -

g e s e l l s ch a f t hat man ihre Buchhandlung in Stuttgart ge -
i ch l o s s e n und jcdeVertreibungihrerSchriftenver -
boten . ( Hört ! Hört ! bei der Sozialdemokratischen Slrbeitsgemein -
schaff . ) Die Presse der Rechten dagegen kann ungehindert jeden

Versuch einer Fricdcnsvcrmittclung verhöhnen . Zorn und Erbitte -

rung muß uns bei diesem Vorgehen erfassen . ( Lebhaste Zustimmung
bei der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft . ) Das deutsche Volk

fühlt genau so, wie die anderen Völker , die gleichfalls in diesem
entsetzlichen Blutbad gerissen sind . Wenn die Möglichkeit dazu ge -
geben ist , dann werden Sie

ganz andere Töne höre « aus dem deutschen Volk ,
als was aus der Petition Schäfer hervorklang . ( Lebhafte Zu¬
stimmung bei der Soz . Arbg . ) Dann wird man Ihnen im deutschen
Volke begretflich machen , daß es ablehnt , den Krieg auch nur eine
Sekunde länger zu führen , nur weil wahnwitzige Annexionspolitiker
die Grenzen des Deutschen Reiches am liebsten im
Osten bis zum Ural unb _ im Westen bis zum Atlantischen
Ozean strecken würden . ( Sehr wahr I bei der Soz . Arbg . )
Wenn Dr . Oertel sagt : Kein fauler Frieden , nur ein Frieden
durch den Sieg , so klingt uns ganz dasselbe aus dem Lager der
Entente entgegen . Bleibt es dabei , würde man beiderseits
nicht vernünftiger , dann wird dieser entsetzliche Krieg

bis zum Weißbluten aller Völker gehen .
Das wollen wir nicht , wir wollen die Möglichkeit offener Aussprache
für das Volk , damit alle Welt erkenne , daß das deutsche Volk , so
sehr es sich gegen feindliche Vergewaltigung wehrt , ebenso sehr es
ablehnt , irgend ein anderes Volk zu vergewaltigen . ( Stürmische
Zustimmung bei der Soz . Arbg . ) Das auszusprechen , hindert die
Zensur alle Tage . Der Burgfrieden , unter dem angeblich alle
Richtungen gleich behandelt werden sollen , er soll in Wahrheit den
Sieg des Imperialismus über dic�Gcdankcnwclt des Sozialismus
und Internationalismus sichern . ( Sehr wahr ! bei der Sozialdemo -
kratischen Slrbeitsgemetnfchaft . ) Die Gewalthaber täuschen sich aber
über den endgültigen Erfolg . Ihr tötet nur das Wort , Ihr tötet
nicht den Geist des Sozialismus , der Millionen Menschen in der
Welt , draußen und hier in der Heimat , erfüllt ! Diese Millionen
wären unter dem Entsetzen dieser Massenmorde längst zusammen -
gebrochen , wenn sie nicht das Ideal des Sozialismus und der
Völkerverbrüderung aufrecht erhielten . Das gilt besonders für die
Millionen Frauen , die hungern und darben , die sich härmen und
grämen um ihre Männer , Söhne , Väter , die draußen dem Tode ins
Sluge sehen . Sie haben den inbrünstigen Glauben , daß dieser Zeit
eine Zeit des Friedens , der Verständigung und der Menschenliebe
folgen muß . Diesen Glauben aber sucht die Zensur den sozialisti -
scheu Frauen aus dem Herzen zu reißen . Ganz besonders
wird die „ Gleichheit " verfolgt ; in ihrer „ Frauentags -
nummer " , die dem Frieden und dem Sozialismus gewidmet sein
sollte , durfte mit keinem Wort auf den Frauentag hingewiesen
werden . ( Stürmische Empörungsrufe bei der Sozialdemokratischen
Arbeitsgemeinschaft . )

Die sozialistischen Frauen Deutschlands fühlen
sich eins mit ihrem O r g a n , der „ G l e t ch h e i t " , und mit ihrer
Leiterin , der Genossin Zetkin , die sie verehren und lieben wie
eine Mutter . Man gewinnt oft den Eindruck , als ob die Zensur
ihre Hauptaufgabe darin sieht , im deutschen Volk die Milch der
frommen Denkungsart in gärend Drachengift zu verwandeln . Hier¬
gegen Helsen nicht Ihre Resolutionen , sondern nur die glatte Auf -
Hebung der Militärdiktatur , die unser Slutrag verlangt . Sie müssen
dafür stimmen , denn die Slufrechterhaltung des Belagerungszu¬
standes wie seine Handhabung verstößt gegen Recht und Gesetz . Das
Interesse des Landes wird durch die Strafgesetze und das Spionage -
gesetz vom Juni 1914 genügend gewahrt , dies Gesetz bedeutet ja
allein schon einen Galgen neben der Preßfteiheit . In allen Fragen
militärischer Art hat die Presse sich von selbst die größte Zurück -
Itzlltung auserlegt , Verstöße sind nur vorgekommen in der S e n -
sattons - nnd�Klatschpresse , gegen die aber die Jensur
nicht ausgeübt wird . ( Sehr wahr ! bei der Sozialdemokratischen
Strbeitsgemeiiischaft . ) Lehnen Sie unseren Antrag ab , so wird das
Volk Sie für die Aufrechterhaltung der ungesetzlichen Zustände ver -
antwortlich machen . ( Sehr wahr ! bei der Sozialdemokratischen Ar -
beitsgemeinschaft . ) Das Bürgertum der achtundvierzigcr Zeit , der
Zeit der preußischen Bcrfassungsrcchtc und auch das Bürgertum der
liberalen Acra der siebziger Jahre hätte sich diese militärische
Diktatur nicht gefallen lassen . Ist Ihr Selbstbewußtsein als
Volksvertreter schon soweit gesunken , daß Sie nicht mehr wagen , auf
Ihrem ' Recht und ' Ihrer Pflicht zu bestehen ?

' Sic haben Mittel ,
die Regierung zu zwingen . ( Sehr richtig ! ) Noch niemals ist ein
Parlament einer . Regierung gegenüber in . eiuer Jo gänstigcu Lage
gewesen . • Die R e g i e r u n g braucht Ihre - F - u st i mmung
z u. ne u ein S tcu er v o,r La ge n - und zu . -p eu en Kriegs -
krediken , sie kann es je tzk stich ! auf einen schweren
Konflikt mit dem Parlament ankommen lassen ,
wobei das Parlament das ganze Volk hinter sich hat . Der
Reichstag ist stark , wenn er stark sein will . Die Regierung aber
ist moralisch ohnmächtig , denn sie kann kein Klagelied darüber an -
stimmen , daß sie zur Beachtung von Recht und Gesetz gezwungen
wird . Der Reichstag hat die kostbarsten Güter des Volkes zu
schützen , deshalb rufe ich Ihnen zu : Reichstag werde hart ! ( Lebh .
Beifall und Händeklatschen bei der Sozialdemokratischen Arbeits -
gcmeinschaft . )

Ministerialdirektor Tr . Lewald :

In temperamentvoller Weise hat der Vorredner den Reichstag
aufgefordert , die Steuervorlagen und die Kriegstreditvorlagen ab¬
zulehnen und� damit das Reich wehrlos zu machen . ( Lebh . Zustim -
mung , Zuruf bei der Sozialdemokratischen Slrbeitsgemeinschaft :
Lächerlich ! ) In der Sprache des Slbg . Dittmann würde das eine
Erpressung bedeuten . ( Große Unruhe bei der Sozialdemokratischen
Arbeitsgemeinschaft . ) Die von dem Abg . Dittmann angeführten
Fälle waren mir zum größten Teile nicht bekannt , ich werde am
Dienstag darauf eingehen . Ich muß aber lebhaft bedauern , daß
hier eine solche Rede gehalten wurde . ( Lebh . Zustimmung . Abg .
Ledebour ( Soz . Arbg . ) ruft : Lächerlich ! )

Hierauf vertagt das Haus die Wciterberatung aus Dienstag
11 Uhr . Vorher kurze Anfragen , nachher Steuervorlaaen .

Schluß 7 ( 4 Uhr .

Die Crnahrungsfragen
vor der Budgetkommission des Reichstags .

In der am Donnerstag fortgesetzten Beratung gab zunächst
Präsident Kautz die Sluskuirft , daß Hafer und Gerste völlig aus -
geteilt sind . Statt 8 Millionen Tonnen Hafer sind im vorigen
Jahr nur 5,3 Millionen Tonnen geerntet worden , wovon 1,7 Mit -
lionen Tonnen der Heeresverwaltung überlassen worden sind . Die
Ernte an Gerste betrug statt 3,5 Millionen nur 1,8 Millionen
Tonnen . Das führte dazu , daß den Brauereien nicht einmal das
Kontingent von 43 Proz . geliefert werden konnte . Voll einge -
deckt waren in Höhe dieses Kontingents nur die bayerischen Braue -
reien . Im Sommer muß deshalb ein Mangel an Bier eintreten .
— Die Regierung hat dafür gesorgt , der Nährmittcl - Jndustrie
möglichst viel Getreide zur Verfügung zu stellen . So werden den
Graupenfabriken monatlich 19 000 Tonnen Gerste geliefert . Unsere
Vorräte an Kaffee sind knapp ; es werden daher ebenfalls Monat -
lich 10 000 Tonen Gerste zu Ersatzfabrikaten zur Verfügung ge -
stellt . An Hefe besteht ebenfalls Mangel , der nicht voll behoben
werden kann . Den Preßhefefabriken sind 10 000 Tonnen Melasse
überwiesen worden . Der Bedarf der Heeresverwaltung an Fut -
termitteln ist bis zur nächsten Ernte voll gedeckt .

Slbg . Dr . Pfleger ( Z. ) erörtert die Schwierigkeiten , die
sich bei der Ablieferung des Getreides für die Landwirte ergeben
haben . Die Verteilung der Gerste an die Brauereien in Bayern
war praktischer als die im norddeutschen Brausteuergebiet . Eine
Unbilligkeit wäre es daher , wenn man jetzt den bayerischen Braue -
reien einen Teil ihrer Gerste wegnehmen wollte .

Präsident v. Batocii . de : sich der Kommission vorstellt , bittet
zu beachten , daß er . in der schwierigsten Zeit sein Amt antrete .
Wunderdinge solle man von ihm nicht eNvarten ; was aber in

seiner Kraft liege , solle geschehen . - Mit rauher Faust könne er
jedoch nicht zerstören , was bis jetzt aufgebaut wurde . Ein Pro -
gramm könne er im Moment nicht entwickeln . Jedenfalls werde
eine bessere Verständigung mit der Militärverwaltung herbeige -
führt . Es werden auch gewisse Widerstände der Bundesstaaten
überwunden werden müssen . Von einem Diktator zu reden , sei
Unsinn ; er habe keine Mittel , einen einzelstaatlichen Beamten ,
der passive Resistenz übe , zu einer anderen Haltung zu zwingen .
— Er denke zum Beispiel an die Förderung der Massenspei -
ftmg . Vorhandene Reserven müssen ohne Rückficht herangezogen

werden . Dem Wucher wird mit aller Entschiedenheit entgegen -
getreten werden , und vor allen Dingen werde er sofort eine Zu -
sammenstellung der Verordnungen veranlassen . Die Versorgung
der Großstädte ist schwierig . Die Interessen der Erzeuger land -

wirtschaftlicher Produkte dürfen nicht zu sehr verletzt werden ,
sonst leidet die Produktion . In der Presse müsse gleichzeitig auf -
klärend gewirkt werden . Schließlich hänge alles von dem Ausfall
der Ernte ab . Für den Betrieb der neuen Organisation müssen
freilich erhebliche Mittel zur Verfügung gestellt werden .

Abg . Wurm ( Sozd . Slrbg . ) : Im vorigen Herbst hat man
von einer großen Ernte gesprochen und den Brauereien Men -
gen von Getreide gegeben , und jetzt erst gibt man zu , daß wir
eine Mißernte hatten ! Es besteht kein Zweifel daran , daß große
Mengen Getreide der Voltsernährung entzogen wurden . Die
städtischen Arbeiter urüssen den ländtichen Arbeitern im Brot -
verbrauch gleichgestellt werden . Auf dem Lande sind bestimmt
noch Vorräte an Getreide vorhanden . Das ausländische Mehl ,
das im freien Verkehr teuer verkauft wird , stammt meist nicht
aus dem Ausland , sondern ist von den Bäckern „ erspart " worden .

Auf keine » Fall darf man dulden , daß Strahmehl dem Brot bei »

gemischt wird ; lieber soll man das Getreide wieder schärfer aus -
mahlen . Die Reichsgetreidestelle verlangt Preise bis zu 80 Mt .

pro Zentner Weizenmehl und verteuert dadurch die Produkte .
Den bayerischen Brauereien darf ein Vorzug nicht eingeräumt
werden . Insbesondere muß auch die Reichsgetreidestelle den
Kommunen regelmäßig gutes Mehl liefern . Daran hat es in
der letzten Zeit sehr gemangelt .

Unterstaatssekretär v. Stein rechtfertigt die Slbgabe von
Getreide an die Brennereien damit , daß die Slbfallprodukte dieser
Betriebe der Viehmast dienen . Alan werde auch künftig wieder
den Brennereien Getreide geben müssen , sobald die Brotver -

sorgung gesichert ist . Daß Mehl in größeren Mengen verdorben

ist , ist "nicht richtig . Das Mehl , das als Sluslandsmehl ange¬
boten wird , stammt in der Tat aus dem Ausland .

Slbg . Dr . Mendorfs legt der Kommission eine Brotprobe
aus Oranienburg vor . 2,2 Millionen Tonnen Brotgetreide sind
verschwunden , ohne daß ihr Verbleib festgestellt werden konnte .

Ohne Zweifel ist dieses Getreide verfüttert worden .

Slbg . Erz berger fragt nach der Höhe der Bestände der

Seeresverwaltung , die nach Gerüchten zu viel aufgespeichert habe .
Inserate , in denen Nahrungsmittel angeboten werden , sind zu
verbieten , um den Kettenhandel zu unterbinden . Der Zwischen -
Handel auf diesem Gebiet muß beseitigt werden , dann werden

Vorkommnisse vermieden , wie sie sich zum Beispiel in Leipzig
abgespielt haben .

General v. Owen bestreitet , daß die Heeresverwaltung zu
große Vorräte aufgestapelt hat .

Abg . Böhme ( natl . ) fordert die Beschlagnahme der in den .

Inseraten angebotenen Lebensmittel . Der Regierung ist der Vor -

Wurf zu machen , daß sie nicht genügend aufklärend wirkt .

Unterstaatssekretär v. Stein hält das für wenig erfolgreich ; es

sei aber bereits eine Presseabteilung sür� das neue

Kriegsernährungsamt vorgesehen , der die Aufllärunz
übertragen werden soll . Die Unterbindung des Angebots von Nah -

rungs , nitteln durch Inserate wird erwogen .
Abg . Arnstadt (k. ) würde es für besser gehalten haben , wenn

man für alle Getreidcarten gleichmäßige Preise festgesetzt hätte ; sonst

besteht stets der Anreiz , den Teil des Getreides , der einen niedrigeren
Preis hat . zu verfüttern . Die geforderte Nachzahlung für Hafer ist
nur ein Akt ausgleichender Gerechtigkeit . Das Kuchenbackverbot war
ein Fehler .

Slbg . Dr . Bärwinckel ( natl . ) unterstützt diese Ansicht , da der

Genuß des gewöhnlichen Kuchens wirklich eine Ersparnis an Butter

bedeutet .
Staatssekretär Dr . Helfferich erklärt , daß die Reichsfinanz -

Verwaltung die größten Bedenken habe gegen eine Nach -

zahlung für Hafer . Wollte man den Hafer haben , dann umßte man
entweder den Gendarm hinschicken oder 6 0 M. mehr

zahlen . Man habe den letzteren Weg gewählt .
In der weiteren Debatte fordert Stög. - Hoff ( Vp. ) nochmals

Aufklärung über , den Verbleib des fehlenden Getreides , -— Unter¬

staatssekretär v. Stein . gibt endlich die geforderte Auskunft . . Am.
16. November 1915 hätten vorhanden sein sollen 7 590000 Tonnen ;

vorhanden waren 7 006 000 Tonnen . Das Manko entfällt auf

Hinterkorn . Das einige Millionen Tonnen Getreide verschwunden

sind , ist nicht richtig . Sonstige Differenzen sind auf eine ungenaue
Ernteschätzung zurückzuführen .

Abg . Dr . R o e s i ck e ( B. d. L. ) nimmt die Landwirte in Schutz . '
Die Nachzahlung für Hafer muß erfolgen , wenn die Landwirte

nicht unzufrieden werden sollen .
Ein Vertreter der Zentral - Einkaufsgesellschaft gibt dann Aus -

kunft über die Einfuhr aus Rumänien . Ritt Oesterreich - Ungarn ist
ein Einfuhrkartell geschlossen worden , um die Einfuhr einheitlich zu
gestalten .

Präsident Kautz legi dar , daß der Bestand an Hülsenftüchten
nicht günstig ist ; es fehlt die große Einfuhr aus Rußland . Die Vox «
räte wurden deshalb in Höhe von 30 000 Tonnen beschlagnahmt ; en »

erhebliche Vermehrung wurde noch durch die Einfuhr aus Rumänien

erzielt . Die Vorräte gehen dann zur Verteilung an die Landes -

zentralen . In diesen Tagen gelangen wieder 10 — 12 000 Tonnen zur
Verteilung . Reis ist ebenfalls nicht genügend vorhanden ; auf weitere

Zufuhr ist kaum zu rechnen .
Abg . Ebert ( Soz . ) bittet , bei Verteilung von Reis und

Hülsenfrüchten die Rationierung anzuordnen und dafür zu sorgen ,
daß diese Produkte vorzugsweise der arbeitenden Bevölkerung zu -
fließen . — Präsident Kautz sagt dies zu .

Die Kommission wandte sich nun der Beratung der

Kartoffelfrage

zu , mit der auch gleich die Branntwcinfrage verbunden wird .
Ein Vertreter der Reichskartoffelstelle berichtet , daß nach der Be -

standsausnahme vom 26. April 122 Millionen Zentner
Kartoffeln zur Verfügung standen . Man darf noch mit einer Zu -
nähme von 10 — 12 Proz . rechnen . Dazu kommen dann im Juli die

Frühkartoffeln . Bis in den Slugust hinein ist der Bedarf gedeckt .
Abg . Ebert ( Soz . ) : Die ungenügende Kartoffelversorgung hat

große Erbitterung hervorgerufen . Leider hat man nicht dafür ge -
sorgt , daß genügende Stengen aus den Markt gekommen sind . Die

Regierung hat dieselbe Preispolitik getrieben wie beim Hafer . Sie

hat trotz aller Versprechungen die Preise erhöht und damit eine

Liebesgabe an diejenigen Landwirte gegeben , die ihre Kartoffeln
zurückgehalten hatten . Die Verteilungsorganisation hat völlig ver -

sagt ; sie funktioniert auch heute noch nicht , wie das Beispiel der
Städte Hagen und Barmen zeigt , denen man angebliche Saatkartofseln

angeboten hat , für die bekanntlich keine Höchstpreise bestehen . Der

Kartoffelbestand scheint ausreichend ; es muß aber dafür gesorgt
werden , daß die Kartoffelration erhöht und das Verfüttern der Kar -

toffeln unterbunden wird . Die Verwendung von Kartoffeln zur Her».
stellung von Trinkbranntwein muß strikte verboten werden .

Ein Geheimrat antwortet , daß in den Bezirken mit schwer ar -
bettender Bevölkerung eine Ration von anderthalb Pfund Kartoffeln

pro Tag zugelassen werden soll . Eine völlige Aufhebung der Ration
kann nicht in Aussicht gestellt werden .

In der Debatte wurde scharfe Kritik an der ganzen Art geübt .
wie die Regierung die Kartoffelversorgung geregelt hat . Von einer

Seite wurde auch daraus hingewiesen , daß die Spirituszentra . le die

Gelegenheit benutzt , durch langfristige Verträge mit den Abnehmern
ihre Konkurrenten auszuschalten . — Unterstaatssekretär v. Stein

teilt mit , daß fest 1. März Trinkbranntwein nicht mehr versteuert
wird , also auch nicht in den Verkehr kommen könne .

Die Beratungen werden am Freitag fortgesetzt .

Das Reichsvereinsgesetz .
Vom Pressebureau geht uns nachstehender Bericht zu :
Die Vcreinsgesctzkommission des Reichstags beendete am Don «

nerstag ihre Arbeiten . Der polnische Abg . Seh da begründete den

Antrag auf Aufbebung des Sprachcnparagraphen : SVährend des

Krieges sei von einer preußischen Behörde eme Versammlung , in



fccr in polnischer Sprache ein Vortrag über Tante gehalten werden
sollte , verboten worden . Auch ein Vortrag über die Bekämpfung der
Cholera sei nicht zugelassen worden , weil der Redner polnisch
sprechen ivollte . Mehrere Frauen , die an einem auf der Land -
straßc stehenden Kreuz in polnischer Sprache laut für ihre im Felde
stehenden Männer gebetet Härten , seien von einem hinzukommenden
Gendamen auf Grund des Spracheuparagraphen des Vereins -
gesetzes sortgewieseu worden . Die von der Regierung vorgelegte
Novelle werde den polnischen Gewerkschaften keinen Nutzen bringen ,
denn diese erkläre man schon deshalb für politisch , weil sie aus
Polen beständen und in ihren Versammlungen polnisch sprechen .

Ministerialdirektor L e w a l d erklärt , die von Sevda vorgc -
brachten Fälle über die Anwendung des Sprachenchrragraphen hätten
ihn „chotiert " . Ter Vortrag über Tante habe schon deshalb nicht
verhindert werden dürfen , weil wissenschaftliche Vorträge nicht unter
das Vereinsgesetz fielen . Habe ein Gendarm sich nicht abhalten
lassen , gegen betende Frauen so, ivie berichtet wurde , vorzugehen ,
so mißbillige er dies . Ein Berufsverein dürfe nicht deshalb für
politisch erklärt werden , weil er aus Polen bestehe , die sich in den
Versammlungen der polnischen Sprache bedienen . — Zu der Frage
der� Ueberleitung von dem bisherigen zu dem neuen gesetzlichen
Zustande bemerkte der Redner : Wenn die von der Regierung vor -
gelegte Novelle zum Vereinsgesetz verabschiedet sei , würden die
früher für politisch erklärten Gewerkschaften berechtigt sein , zu
verlangen , daß die sie zu politischen Vereinen stempelnden Ver -
fügungen aufgehoben würden , und daß die zuständigen Behörden
abwarten , ob die Gewerkschaften sich in Zukunft rein politisch be -
tätigen würden .

JSr . O e r t ? l deutete an , daß der preußische Kultusminister
im Staatsministerium gegen die Regierungsvorlage gestimmt habe .
( br ricl wiederholt den Gegnern des Sprachenparagraphen , dessen
Aufhebung zu beschließen , und verriet , daß er über die Aufhebung
des Sprachenparagraphen viel eher mit sich reden lasse als über
den Inhalt der vorliegenden Novelle . Uebrigens habe auch Herr
v. Hehdebrand erklärt , daß die Wünsche der Polen bei der Neu -
orientierung wohlwollend geprüft werden sollen .

Auf wiederholte Anfragen , ob die Novelle auch auf Vereine von
Staatsangestellten und auf Beamtenvereine sich beziehe , erklärte
Ministerialdirektor Dr . Lewald , daß Vereine von Arbeitnehmern ,
die im Dienst des Staates ständen , ganz gleich welcher Art ihre
Tätigkeit sei , unter das Gesetz fielen ; daß dagegen Beamtenvereine
nicht zu den im § 17a. des Gesetzentwurfs genannten Vereinen ge -
hörten , da sie nicht . die Erlangung günstiger Lohn - und Arbeits -
bedingungen bezweckten . Uebrigens habe die Novelle für diese Ver -
eine keine Bedeutung . Das Vereinsgesetz habe für politische Ver -
eine , wenn man davon absähe , daß sie ihre Satzungen und das
Verzeichnis ihrer Vorstandsmitglieder der Polizeibehörde über -
reichen müßten , nur die eine Fessel , daß sie Mitglieder , die das
18. Lebensjahr noch nicht vollendet hätten , nicht aufnehmen dürfen .
Diese Beschränkung komnic aber für Beamtcnvercine nicht in Be -
kracht , da es so junge Beamte nicht gebe .

Da Dr . Lewald wiederholt mit Nachdruck erklärte , daß die
verbündeten Regierungen den Gesetzentwurf nicht annehmen wür -
den , wenn der Reichstag durch Aufhebung des Sprachenparagraphen
oder in anderer Weise ihn erweitere , beantragten die Zentrums -
Mitglieder der Kommission , in einem besonderen Gesetzentwurf die
Aufhebung des Spracheuparagraphen zu beschließen . Zur Begrün -
dung dieses Antrages führte Abg . Gröber aus , es solle dem
Bundesrat die Stellungnahme zur Frage des Sprachenparagraphcn
zur Pflicht gemacht werden . Dieser Paragraph könne und müsse
noch während des Krieges beseitigt werden . Abg . Strzoda habe
auf Veranlassung des Landrats seines Heimatkreises vor polnischen
Bauern Vorträge über die Volksernährung , . üartoffel - und Getreide -
bau gehalten . Selbstverständlich habe er sich dabei der polnischen
Sprache bedient . Als der Landrat hiervon erfuhr , habe er Stgzoda
untersagt , weitere Vorträge zu halten . Solcher Wust und Unrat ,
wie er auf diesem Gebiet in Teutschland zu finden sei , müsse fort -
gefegt werden . Der neue Staatssekretär solle sich zur Reinigung
des Augiasstalles eines eisernen Besens bedienen .

. . . . . . . . . .

Abg . Dr . v. Laszewski ( Pole ) teilte im Anschluß hieran mit ,
daß dem ReichstagSabgeordneten Klos ein Vortrag , den er in Posen
über den Papst Benedikt in polnischer Sprache halten wollte , ver -
boten worden sei . Drei Tage nach dem Tage , an dem der Vortrag
hatte stattfinden sollen , sei ihm vom Minister des Innern , an den
er sich mit einer Beschwerde gewandt hatte , mitgeteilt worden , daß
das Verbot unbegründet gewesen sei . v. Laszewski habe dann
seinen Vortrag in Gnesen halten wollen , und dort sei er abermals
verboten worden . Im Hygienischen Verein für Mütter in Posen
habe ein polnischer Arzt einen Vortrag über ansteckende Krank -
heiten nicht in polnischer Sprache halten "dürfen.

Genosse L e g i e n trat für den Antrag Gröber ein . Die von
der Regierung vorgelegte Novelle habe gewiß keine große Beden -
tung . aber daß sie eine Besserung des bestehenden Zustandes bringe ,
könne nicht bezweifelt werben .

Abgeordneter Hitze ( Z. ) führte aus , daß die Novelle eine
schikanöse Praxis beseitigen wolle und deshalb politische Bedeutung
habe . Der Gesetzentwurf zeige Vertrauen zu den Gewerkschaften ,
und� dieses sei berechtigt . Denn bei den ernsten , in den Gewcrk -
schaften aller Richtungen organisierten Männern sei die Jugend
besser aufgehoben als auf der Straße oder in der Kneipe . Die No -
belle werde die Gewerkschaften auch davon abhalten , rein politische
Fragen zu verhandeln , ba die Folge einer Ueberschreitung der ihnen
gezogenen Grenzen der Verlust der Jugendlichen sein würde .

In der Abstimmung wurde zunächst der konservative Antrag ,
der auf unbedingte Fernhaltung der Jugend von den Gewerkschaften
abzielt , gegen 4 Stimmen der Konservativen und der Zentrums -
abgeordneten v. Franckenstein und Kossmann abgelehnt . Ferner
wurde der Antrag der Polen , der Regierungsvorlage die Bestim -
münz hinzuzufügen , daß die Vorschriften des Vercinsgesetzes über
politische Vereine nicht aus dem Grunde auf Gewerkschaften angc -
wendet werden dürfen , weil diese aus Reichsangehörigen nicht -
deutscher Nationalität beständen , mit allen gegen die zwei Stimmen
der Antragsteller abgelehnt . — Mit dem gleichen Stimmenver -
hältnis erfolgte die Ablehnung des polnischen Antrags , zu bestim -
mcn , daß auf Gewerkschaftsversammlungen der Sprachenparagraph
keine Anwendung finden dürfe . — Die Anträge der sozialdcmo -
kratischen Arbeitsgemeinschaft , der Regierungsvorlage eine andere
Fassung zu geben , und ferner die Aufhebung des Sprachenpara -
graphcn , des Jugendparagraphen und der der Koalition der Land -
arbeiter und Dienstboten feindlichen Bestimmungen des Vereins -
gesetzes in die Novelle einzufügen , wurden mit allen Stimmen
gegen diejenigen der Antragsteller und der Polen abgelehnt . —

Für den Antrag auf Aufhebung des Sprachenparagraphen stimmte
auch Freiherr v. Franckenstein .

Angenommen wurde der Antrag Gröber , den Sprachen -
Paragraph in einem besonderen Gesetzentwurf aufzuheben , mit
allen gegen 6 Stimmen ( Konservative , Nationalliberale , Deutsche
Fraktion ) , und sodann die Regierungsvorlage mit allen gegen
8 Stimmen ( Konservative , Polen , Sozialdemokratische Arbeits -
gemeinschaft und die Zentrumsmitglieder v. Franckenstein und

Kossmann ) .
Bon den von der sozialdemokratischen Fraktion beantragten

Resolutionen wurden diejenige , die sich gegen die Zulässigkeit lan -

desrechtlicher Eingriffe auf dem Gebiete des VereinSrechts ans '
sprach , mit allen gegen 11 Stimmen ( Sozialdemokraten und Polen ) ,
diejenige , die die Beseitigung des Jugendparagraphen fordert , mit
16 gegen 12 Stimmen ( Sozialdemokraten , Polen und dem Fort -
schrittler Wcinhausen ) abgelehnt . Die anderen sozialdemo -
krcüischersefts beantragten Resolutronen wurden angenommen : die -

jenige , die die Beseitigung der gegen die Landarbeiter und das Ge -
finde bestehenden Ausnahmebestimmungen bezweckt , mit 14 sozial -
demokratischen , polnischen und fortschrittlichen Stimmen gegr ' . r
12 Stimmen der anderen Parteien ; die Resolution , welche eine
andere Bestimmung des Begriffs des politischen Vereins fordert ,
mit 16 sozialdemokratischen , polnischen und fortschrittlichen gegen
1l Stimmen der anderen Parteien .

Die fortschrittliche Resolution auf Beschränkung des Diszi -
plinarrechts wurde mit allen gegen 4 Stimmen der Konservativen

und der Deutschen Fraktion , die gleichfalls von der fortschrittlichen
Volkspartei eingebrachte Resolution , die die Schaffung eines ein -
heitlichen Arbeitsrechtes fordert , mit 20 gegen ö Stimmen ( Konser -
vative , Deutsche Fraktion und der Nationallrberale Abg . Jnnck )
a n g e n o in m c n.

Die Kommission trat hierauf sofort in die zweite Lesung des

Entwurfs ein und wiederholte die vorstehend wicdcrgegcbcncn Be -

schlüssc . _

Zeftstellung von Kriegssthäöen .
Tic Weiterberatung in der Kommission begann beim § 4.

Kleine Zuwendungen aus Liebesgaben - Sammlungen sollen bei
den Schadenseststcllungen nicht in Anreckxnung gebracht werden .

Dagegen soll niemand , der bereits aus anderen öffentlich - rechtlichen
Korporationen seinen schaben gedeckt crl >altcn hat , ans Reichs -
oder Staatsmitteln nochmals einen Schadenersatz bekommen .

Der § 5 setzt fest , wer Schadenansprüche erheben kann . Als

solche gelten Eigentümer oder wer sonst die Gefahr eines zufälligen
Untergangs der vernichteten oder beschädigten Sache trägt . Wenn
der Geschädigte den Antrag nicht stellt , so können auch dinglich
Berechtigte iHypothekenglänbigerl den Antrag stellen . Wer die

Reichsangchörigkeit nicht desitzt , bedarf zur Stellung des Antrages
der Genehmigung des Reichskanzlers .

Die Nationalliberalen und die Freisinnigen stellten den An -
trag , daß als Geschädigte auch die dinglich Berechtigten angesehen
werden können , während die Konservativen beantragten , daß die

Schadenseststcllungen nicht pfändbar seien . Beide Anträge wurden
mit der Regierungsvorlage angenommen .

Der 8 6 stellt die Fcststellungsbehörden fest . Es sollen Aus -

schüsse , Ortsausschüsse und Reichsausschuß gebildet werden .
Die Sozialdemokraten beantragten : „ In den AuS -

schüssen tätige Geschädigte dürfen in eigener Sache nicht mit -
wirken . " Ferner einen Absatz zu dem § 6 zu beschließen : „ Ueber
die Tätigkeit der Ausschüsse , Oberausschüsse und des Reichsaus -
schusses sowie über die ausbezahlten Entschädigungen und die ver -
sagten Feststellungen der Schäden ist dem Reichstag alljährlich zu
berichten . "

Die Sozialdemokratische Arbeitsgemeinschaft
beantragte : Im 8 6 binter dem Wort „ Handwerk " einzufügen
„ und Arbeiterschaft " . Ferner sollen frühere Reichsangehörige zu -
gelassen werden .

Der Zweck dieser Anträge ist , daß auch Arbeiter in den Fest -
stellungsausschiisscn vertreten sein wollen .

Ans den Ausführungen der Regierungsvertreter war zu cnt -
nehmen , daß diese Absicht bestand , ohne daß es ausdrücklich de -
tont war .

Die Weiterberatung wird auf nächste Woche vertagt .

politische Ueberflcht .
„ Reichstag werde hart ! "

Tie gestrige Fortsetzung der Reichstagsdebatte über B e -

lagerungszustand und Zensur brachte wiederum eine

erdrückende Fülle neuen Materials über unsere inneren Zu -
stände . Selbst der konservative Herr O e r t e l übte eine

scharfe Kritik an der Zensur , schwächte sie aber durch allerlei

dem Ernst der Sache wenig angemessene Witze wieder ab . Er

war besonders erbost wegen des Verbots der Petition des Ge -

schichtsprosessors Schäfer und eines Artikels des Herrn
v. Heydebrand . Vor der Aufhebung des Belagerungszu -
standes schreckte er jedoch zurück . Ihm antwortete kurz wegen
des Heydebrand - Artikels Herr v. I a g o w , der Staatssekre -
tär des Auswärtigen Amts .

Der Nationalliberale Hirsch - Essen sprach in ähnlichem
Sinne wie Herr Oertel . Auch er kritisierte sehr scharf die

Handhabung der Zensur , besonders wegen der Behinderung ,
die sie der Agitation der Alldeutschen und verwandter Seelen

nach seiner Behauptung bereitet . Er brach seinen Ausfüh -

mngen ebenfalls die Spitze ab durch die Erklärung , nicht für
die Aufhebung des Belagerungszustandes stimmen zu
können . Nach ihm nahm der neue Herr im Reichsamt des

Innern , Herr Dr . Hclffcrich das Wort , um in ganz der -

selben Weise , wie es bisher bei allen Zensurdebatten im

Reichstage geschehen ist , für die Regierung zu erklären , daß die

Zensur zwar ein Hebel , aber ein notwendiges sei , der Belage -

rungszustand nicht aufgehoben werden könne und die Militär -

befehlshaber nur dem Kaiser verantwortlich feien . Er berief

sich dafür auf ein Schreiben Bismarcks mis dem Jahre 1870

an Johann Jacoby .
Ministerialdirektor Lewald spann dann diesen Faden

weiter und suchte im einzelnen die im bisherigen Verlauf der

Debatte erhobenen Beschwerden zu entkräften . Nachdem der

Reichsparteiler M e r t i n in ähnlichem Sinne wie Herr
Oertel und Herr Hirsch seinem „ Herzen Luft gemacht " hatte ,
wie sein Lieblingsausdruck lautet , nahm die Debatte eine

andere Wendung .
Als Redner der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft

kam bald nach 5 Uhr der Genosse Dittmann zum Wort

und hielt bis 7 Uhr eine wuchtige Anklagerede gegen das

ganze System des Militärabsolutismus im Innern . Gegen -
über dem Staatssekretär Dr . Helfferich betonte er , dessen Rede

habe Ausklärung darüber geschaffen , daß unter dem

neuen Kurs alles beim alten bleibe . Herr
Helfferich habe dem Fürsten Bisniarck zlvar trefflich abgeguckt ,
wie er sich geräuspert und gespuckt , aber Bismarcks Kürassier -

stiefel dürften ihm doch kaum passen . Das Gericht habe 1870

Bismarck unrecht und Jacoby recht gegeben . Die absolutistische
Theorie von der ausschließlichen Veranftvortlichkeit der Mili -

tärbefehlshaber sei nachträglich von Bismarck ausgebracht
worden . Bei der Schaffung des Gesetzes seien sich Land -

tag und Regierung einig gewesen , daß die Militär -

befehlshaber der Regierung und die Regierung dem Parka -
ment verantwortlich seien . Das habe er durch ein -

gehendes Studium der Akten des preußischen Abgeordneten -
Hauses zweifelsfrei festgestellt . Der Redner zitierte zahlreiche
Beweisstellen dafür . Er wies dann weiter nach , daß d i e

Ausrcchterhaltung des Belage rungözustan -
des gegen das Gesetz sei . das ihn nur „ in vom Feinds
bedrohten oder schon besetzten Gebieten " und nur zum Zwecke
der rein militärischen Verteidigung gestatte . Ebenso stände
die Handhabung der Verbots befugnis aus

8 9b des Gesetzes in schroffem Widerspruch zum Willen des

Gesetzgebers , was der Redner ebenfalls aus der E n t -

stchungsgeschichte des Gesetzes nachwies . Die

Ungesetzlichkeit und die Handhabung der Briefsperre , der

Redeverbote , der Schutzhaft und der Zensur unterwarf Genosse
Dittmann einer scharfen Kritik . Die Schutzhaftfälle ,
die er anführte , bewegten sichtlich das ganze Haus . Bei der .

Zensurkritik behandelte er besonders ausführlich das

Vorgehen gegen die Frauentagsnummer der „ G l e i ch h e i t " .

Gegenüber Herrn Oertels „ Frieden durch den Sieg " vertrat

er den Gedanken des „ Frieden ohne Vergewalti -
gung eines Volke s " .

Genosse Dittmann hatte seine ganze Rede daraus angelegt
und spitzte sie besonders zum Schluß darauf zu , nachzuweisen ,
baß der Reichstag das Recht und die Pflicht

habe , dem Militärabsolutismus ein Ende zu machen . Des -

halb müsse der Antrag , den Belagerungszustand
auszuheben , angenommen werden . Der Reichstag habe
die Macht dazu , wenn er nur wolle . Die Regierung brauche
seine Zustimmung zu den Steuervorlagen , zum Reichsbudget
und zu den Kriegskrediten . Diese Trümpfe brauche der

Reichstag nur auszuspielen , und die Regierung müsse nach -
gebe » . Der Redner schloß , er wisse zwar , daß niemand über

seinen eigenen Schatten springen könne , aber er rufe dem

Reichstage zu : „ Reichstag werde hart ! "
Die Debatte wurde darauf vertagt aus Dienstagmfftag

ll Uhr .

Der Seniorenkonvent des Reichstags
trat am Donnerstag vor Beginn der Vollsitzung zusammen ,
um über die Geschäftslage zu beraten . Man einigte sich
dahin , mit Rücksicht auf die noch vorliegenden Arbeiten der

verschiedenen Ausschüsse die Vollsitzungen am Frei -
tag , Sonnabend und Montag a u s f a t l c n z u

lassen , um den Ausschüssen Zeit zu ihren Beratungen zu
geben . Die nächste Vollsitzung wird an ? kommenden Dienstag ,
vormittags 11 Uhr , stattfinden mit der Tagesordnung :
Steuergesetze . Man hofft , diese Gesetze in zwei Sitzungen der

Vollversammlung erledigen zu können .
Weiter beschäftigte sich der Seniorenkonvent mit dem

Schluß der Reichstagssession : es wurde dabei festgestellt , daß
der 8. Juni jedenfalls der früheste Termin wäre , an dem der

Schluß möglich sei . _

Kritik des Steuerkompromisses .
Das „ Bert . Tagebl . " übt an dem Steuerkompromiß eine

scharfe Kritik , die der unsrigen nahekommt . Es schreibt :
„ Man wird den fatalen Eindruck nichi los , daß der Reichstag

päpstlicher sein wollte als der Papst und den Verbündeten Regie -

rungen höhere Steuern auf dem Präsentierteller darzubringen sich

entschlossen hat , als sie selbst zu hoffen oder auch nur zu fordern

wagten . . . .
Trotz aller dieser kleinen Korrekturen bleibt es dabei , i » ß der

bewilligungsfrcudige Reichstag noch weit über die ur -

sprünglich geforderten 480 Millionen der Verbündeten Regierungen
hinausgegangen ist . Wir können es beim besten Willen nicht als

eine Aufgabe des Reichstags ansehen , die Reichsregierung in ihren

Forderungen noch zu überirumpfen . . . .
Aber das Bedenklichste an dieser aus dem Hairdgelenk gemachten

Finanizreform ist , daß sie durchaus die Tendenz hat , die S t c n c r -

r e f o r m , die nach dem Kriege kommen muß , au f e i n falsches
Gleis zu schieben . Denn gerade das , was an ihr zukunfts -
kräftig ist , die direkte Besteuerung vom Einkommen und Vermögen
durch das Reich , ist zur Einmaligkeit verdammt . Das war ja auch
die Absicht der Verbündeten Regierungen . Durch die ganze Fassung
der Kriegssteuer mit der fiktiven Gewinnbesteucrung sollte der

Weg zu künftigen direkten Reichs steuern ver -

baut werden . DieserWegscheintimwesentliche n

erreicht . Man braucht deshalb nicht zu verzweifeln . Alle

Schwüre in der Richtung , daß die Einzelstaaten niemals auf die

ausschließliche Besteuerung der Einkommen und Vermögen ver -

zichten werden , dürften sich als hinfällig erweisen ; denn Not bricht

Eisen . Es ist tatsächlich nicht einzusehen , wie künftig die direkte

Besteuerung durch das Reich sollte vermieden werden können . Aber

dieser gerade Weg ist durch die Kriegsgewinnsteuer in ihrer

jetzigen Fassung verbarrikadiert worden . Es wäre wohl

klüger und weitsichtiger gewesen , der natürlichen Enttvickelung ein

Ventil zu öffnen , als sie aushalten zu wollen . Sie könnte sich eines

Tages mit Gewalt Bahn brechen . "

Lücken im Kriegsgewinnsteuergesetz .
In einem Artikel , der i » mehreren Berliner Blättern abge -

druckt wird , wird ans erhebliche Lücken im Kriegsgewinnstcuer -
gesctz hingewiesen . Zunächst wird die Befürchtung ausgesprochen ,
daß die Zwischenhändler und Vermittler , die keinen festen Ge -

schäftsbetrieb haben , aber doch Riesengewinne einstecken konnten ,
von der Steuer nicht erfaßt werden , weil ihre regulären
Einnahmen der Veranlagungstommission nicht bekannt werden .
Es wird gefordert , in das Kricgsgewinnsteuergesetz gesetzliche Vor -

schriften einzufügen , nach denen allen Kaufleuten und Fabrikanten
aufgegeben wird , in ihrer Steuerdeklaration die Namen ver Ver -
mittler anzugeben , mit denen sie in Geschäftsbeziehungen gestanden
haben ; außerdem sollen sie verpflichtet werden , die Höhe der Ver -

mittlergebühren mitzuteilen . Dadurch glaubt man die Kom -

Missionäre , Zwischen - und Kettcnhändler mit ihren Gewinnen

fassen können . Eine andere Lücke wird darin gesehen , daß keine

Vorsorge gegen die Abwanderung der Äriegsgewinne ins Ausland

getroffen sei . Leute , die nicht durch Besitz einer Fabrik , eines

offenen Geschäftes oder von Grundstücken an Deutschland gebunden
seien , könnten leicht mit ihrem gesamten Gewinn ins Ausland

gehen und ihm aus diese Weise die Steuer entziehen . Es wird

zur Verhinderung solcher Abwanderungen vorgeschlagen , die Patz .
behörden anzuweisen , erst dann Auslandspässe auszustellen , wenn
der Antragsteller eine amtliche Erklärung der zuständigen Vera » .

Iaguiigs - . Komiinssion oder Steuerbehörde beibringt , daß er die

Kriegsgewinnsteuer voll entrichtet , für sie Sicherheit geleistet oder

nicht kriegsgewinnsteuerpflichtig ist .

Keine Teilung des Rcichsamts des Innern .
Eine offizielle Nachrichtenstelle wendet sich gegen die Erörte -

rungen in der Presse , die besagen , daß aus Anlaß des Wechsels
in der Leitung des Rcichsamts des Innern und der Schaffung
eines Rcichsernährungsamts die Teilung des Rcichsamts des In -
nern erfolgen werde . Die Ausführungen der offiziösen Stelle

gipfeln in dem Schlußsatze , in absehbarer Zeit sei kaum auf eine

Teilung des Reichsamts des Innern zu rechnen ; ob sie überhaupt
einmal zustandekommen werde , erscheine noch recht fraglich .

Gerhard Hildebrand und die Partei .
In der Nummer des „ Vorwärts " vom 7. d. M. besprachen wir

unter der Ueberschrift „ W ie die Sozialdemokratie un -
schädlich gemacht werden sol l " nach dem „ Reichsboten "
einen Artikel des „ früheren Sozialdemokraten " G. O. Hilde -
brandt in Nr . 17 der „ Reformation " . In einem Parteiblatt ist
darauf irrtümlich angenommen worden , daß der Verfasser dieses
Artikels identisch sei mit dem aus der Partei ausgeschlossenen
Gerhard Hildebrand . Dieser erklärt nun in dem betreffenden
Blatte , daß er dem wiedcrgegebenen Artikel fernstehe .

Das tägliche örot .
Brotzulage für Schwerarbeitende .

Amtlich wird mitgeteilt :
Der Fleischverbrauch bedarf zunächst der Einschränkung ,

um für den Herbst und Winter genügend schlachtreifes und

Milchvieh zu besitzen . Die Ernährungsschwierigkeiten sind da -

durch vermehrt . Um so weit als möglich zu helfen , hat sich
das Direktorium der Reichsgetreidestelle mit Zustimmung des
Kuratoriums entschlossen , den Bundesstaaten eine größere
Menge Mehl außerhalb des Verteilungsplans zur Ver -



fügung zu stellen , um für die kommenden Wochen den unter
den jetzigen Verhältnissen besonders auf Brotnahrung angc
wicsencn Bcvölkcrungskreiscn . namentlich der industriellen Ar

beiterschaft und den minderbemittelten Schichten in den größeren
Städten eine außerordentliche Brotzulage ge
währen zu können . In ähnlicher Weise sollen vom Beginn
der Heuernte ab die landwirtschaftlichen Arbeiter bedacht
werden . Die Verteilung auf die einzelnen Kommunal
verbände erfolgt in Preußen durch die Regierungspräsidenten�
in den anderen Bundesstaaten durch die Landes - Zentrab
bchörden .

Die Rcichsgetreidestelle ist zu dieser Maßnahme — ab -

gesehen von der etwas vermehrten Einfuhr aus dem Aus
lande und einer Ermäßigung der Anforderung der Heeres
Verwaltung — einmal durch den pünktlichen Eingang des

größten Teils der von den Kommunalverbändcn abzulicfem
den Brotgctrcidcmengcn , dann aber auch durch die verständ
nisvolle Mitarbeit der Konimunalverbände , wie der Vcr

brauchcr selbst bei Durchführung der vorgeschriebenen
Verbrauchsbeschränkung in den Stand gesetzt worden . Immer
hm bedeutet die jetzt bereit gestellt Menge das H ö ch st m a ß
dessen , was ohne Gefährdung der laufenden Brotvcrsorgung
der Bevölkerung bis zur neuen Ernte allenfalls entbehre
werden kann . Das Direktorium vertraut daher , daß seine
Maßnahme nicht zu Mißdeutungen in der Oeffentlichkeit An

laß geben und insbesondere nicht die Uebcrzeugung von der

unbedingten Notwendigkeit weiterer sparsamer Wirtschaft mit
unseren Brotgetreidevorräten und sorgsamer Beachtung der

behördlichen Verbrauchsrcgelung erschüttern wird . Nur die

bisherige Sparsamkeit hat das jetzige helfende Eingreifen
ermöglicht . _

Beschränkte Freigabe von Kaffee und Tee .

Ter Kriegsausschuß für Kaffee . Tee und deren Ersatz
Nüttel hat kürzlich bekanntgegeben , daß diejenigen Mengen
an Rohkaffee und Tee , für die bisher die Uebernahme nicht
ausgesprochen ist . zum Verkaufe an die Verbraucher direkt
oder seitens des Großhandels nur an solche Wiedervcrkäufer
des Fachhandels abgegeben werden dürfen , die ihrerseits un
mittelbar an den Verbraucher liefern . Im Einzelfalle darf
nur >/ - Pfund gerösteter Kaffee mit mindestens der gleichen Menge
Kaffce - Ersatzmittel und 125 Gr . Tee verabreicht werden . Groß
Verbraucher ( Kaffeehäuser , Hotels . Gastwirtschaften , gemein
nützige Anstalten , Lazarette usw . ) erhalten an Kaffee nur die

Hälfte desjenigen Quantums in wöchentlichen Raten , das ihrem
nachweisbaren wöchentlichen DurchschntttSverbrauch der letzten
drei Betriebsmonate entspricht , zuzüglich der gleichen Menge
Ersatzmittel , ebenso an Tee die in den drei letzten Monaten

festgestellte Durchschnittsinenge . Kaffeemischungcn müffen min

bestens die Hälfte Kaffce - Ersatzmittel enthalten . Der Preis

fiir Va Pfund gerösteten Kaffee und ' / , Pfund Kaffee - Ers
mittel darf zusammen 2 . 20 M. nicht übersteigen . Enthalten
die Mischungen einen , geringeren Prozentsatz Bohnenkaffee , so
ist der Verkaufspreis dementsprechend niedriger zu stellen .
Der Preis für Tee beträgt pro Pfund 4,50 M. verzollt für
lose Ware und 5 M. im Paket . Bessere bis feinste Sorten

Tee dürfen der Qualität entsprechend zu höheren Preisen
verkauft werden , jedoch nicht höher als 8 M. das Pfund
für lose Ware und 8,50 M. für gepackte Ware . Das MischungS -
Verhältnis muß bei Kaffee — wie bei Mischungen von schwarzem
und grünem Tee auf der Umhüllung angegeben werden und
der Verkaufspreis ist je nach der Mischung entsprechend
niedriger zu stellen .

Der Kriegsausschuß droht denjenigen Verkäufern von

Kaffee , Kaffec - Ersatzmitteln und sonstigen Mischungen sowie den

Verkäufern von Tee , die die obigen Bedingungen nicht ein -

halten , Abnahme ihres gesamten Vorrats an .
Aus der Bekanntgabe erhellt nicht , waS unter Ersatz -

Mitteln verstanden wird . Daß Zichorie ein solches Ersatz -
mittel ist , wird allseitig bestritten . Wer Zichorie haben
will , kann sich solche besonders kaufen , nicht aber sollte er

gezwungen werden , Zichorie als Ersatzmittel zu nehmen .

Tie Bundesstaaten und das ftriegsernährnngsamt .
Wie der „ Württembergische StaatSanzeiger ' mitteilt , ist bei den

Dundesratsverhandlungen von der sogenannten LebenSmitteldiktatur

Sicherheit gegeben worden , daß die Rechte und berechtigten Jnter -

essen der Bundesstaaten die ihnen zukommende Beachtung

finden , daß insbesondere in die BorsorgungS - Einrichtungen der

einzelnen Staaten , die sich bewährt haben , nicht ohne zwingenden
Grund eingegriffen werden soll .

Tie Bntterversorgung der Kinder und Kranken .

Bei der Einführung der Butterkarten war vielfach geklagt
worden , daß von den Gemeinden den Kindern ein geringerer Butter -
onteil zugemessen wurde als den Erwachsenen . Die Gründe - für diese

Maßnahme wurden kürzlich in einem Runderlaß des Ministers des

Innern bekanntgegeben , der auch die Zuteilung einer größeren Butter -

menge an Kinder und Kranke den Gemeinden überlassen will . Der

Erlaß lautet :
„ Die Minderberückfichtigung der Kinder gegenüber den er -

wachsencn Personen bei der Zuteilung von Butterlarten ist den Ge -
meinden in dem Runderlaß vom 18 . Februar IlllS deswegen an -

heimgestellt worden , weil Kinder »ach den Bekanntmachungen

zur Regelung der Milchpreise und des Milchverbrauchs vom
4. November und über den Matzstab für den Milchverbrauch
vom 11. November 101S bei der Verteilung der vorhandenen Milch -

mengen vorzugsweise berücksichtigt werden sollen . Jedoch
können die Gemeinden auch abweichend von diesen Grund -

sätzen Kinder in gleicher Weise wie Erwachsene bei der

Vcrbrauchsregelung behandeln . Die betreffende Bestimmung des
RunderlasseS vom 18. Februar 1816 soll , wie au » ihrem Wortlaut
klar hervorgeht , nicht ein unbedingtes Gebot , sondern nur eine An -

regung für die Gemeinden bedeuten . Die Gemeinden haben , so -
weit dies noch nicht geschehen sein sollte , ferner dafür zu sorgen ,

daß kranken , verwundeten oder genesenden Personen , die nach ärzt -
lichcr Verordnung auf stärkeren Buttergenuß angewiesen find , eine

größere Buttermenge zugeteilt wird . Besondere Berücksichtigung ist

auch auf die Krankenanstalten , Sanatorien . GenehmungSheime usw .

zu nehmen . Die Deckung des sich hieraus ergebenden Butterbedarfs

muß aber mit den zur Verfügung stehenden Buttermengen erfolgen .

Eine Mebrzuweisung von Bulter für diesen Zweck kann nicht in Aus -

ficht gestellt werden . _

Frauenhilfe in der Ernährungsfrage .
Der Stadtrat zu Alten bürg hat angeregt , einen aus

Frauen bestehenden ErnährungSauSschuß zu bilden , der sich in

regelmäßigen Sitzungen mit diesen wichtigen Fragen beschäftigt und

dem städtischen Llusschuß Wünsche und Vorschläge übermittelt .

Keine Obstausfuhr .

Gegenüber der Besorgnis . eZ werde ähnlich wie im vorigen

Jahre auch in diesem Jahr « Obst zur Ausfuhr gelangen , wird ge -

meldet , daß für dieses Jahr die Ausfuhr aller Arten von Obst , ob

frisch oder getrocknet , mit aller Schärfe verhindert w,rd .

Staütverorönetenversammlung .
13. Sitzung vom Donnerstag , den 25 . Mai 1816 ,

nachmittags 5 Uhr .
Die Sitzung wird vom Porsteher - Stellvertreter Cassel cr -

öffiret .
In den Ausschuß für die Vorlage betreffend die Zurück -

stellung von Bauarbeiten für das Rechnungsjahr 1916 sind auch
die Stadtverordneten Fischer , Glocke , Mann , Metzle
( Soz . ) deputiert .

Stadtv . Licbcrmann ( Linke ) berichtet über die Ausschußvcr -
Handlungen betreffend die Einrichtung einer

städtischen Fürsorge für ganz oder teilweise erwerbslos

gewordene Textilarbeiter und - angestellte .
Die Magistratsvorlage ist im wesentlichen unverändert ge -

blieben , weitergehende Abänderungsanträge , namentlich auf Er -
höhung der Stundenentschädigung , Hot die Ausschußmehrheit ab -
gelehnt . Für die heutige Plenarberatung sind von den Sozial -
Demokraten die meisten dieser Anträge wieder aufgenommen
worden .

StadW . Brückner lSoz . ) : Namens meiner Freunde und der
von uns vertretenen Gewerkschaftler muß ich erklären , daß wir
selten von dem Ergebnis einer Ausschuhberatung so wenig
befriedigt worden sind wie von dem vorliegenden . Alle

Anträge , auf die wir Wert legen mußten , sind abgelehnt
worden . Das ist um so bedauerlicher , als alle diese Anträge
durchaus im Bereich des Möglichen und Erffillbaren lagen . Wir
nehmen diese Anträge wieder auf , um eine Stellungnahm « der
Versammlung zu erzwingen . Wir beantragen , es sofort in § 2

ausdrücklich festzulegen , daß dem Magistratskommisiar ein Aus -

sch u ß beigegeben wird , der aus dem Magistratskommissar für
die Arbeitslosenfürsorge als Vorsitzenden und je drei Vertretern
der Arbeitgeber uicd Arbeitnehmer zu bilden ist . Wir glauben
uns zu dieser Forderung um so mehr berechtigt , weil bereits in
dem Normalentwurf der Regierung auf den „ kommunalen Für -
sorgeausschuß " verwiesen wird , „ in dem bereits für eine ange -
meffene Vertretung auch der Arbeitgeber und Arbeitnehmer ge -
sorgt ist ". Aus dieser unserer Fassung des Antrages gebt ohne
weiteres hervor , daß der Ausschuß neben dem Kommissar der

entscheidende Faktor ist . Weiter beantragen wir : „ Zur Unter -

stützung des Ausschusses sind die Gewerkschaf -
ten heranzuziehen . " Gleich nach Ausbruch des

Krieges waren es die Gewerkschaften , die ihre Mittel

zur Unterstützung der arbeitslos gewordenen Arbeiter
und Arbeiterinnen einsetzten ; Millionen sind für die Arbeits -

losenuntcrstützung von ihnen aufgewendet worden . Wenige Monate

danach hat man in Regierungstreisen lebhafte Worte der An -

erkennung für die Tätigkeit der Gewerkschaften
gefunden , selbst im preußischen Landtage , und das will viel sagen ;
und hier , wo es nunmehr gilt , den Worten die Tat folgen zu lassen ,
da versagt der Magistrat und der Ausschuß ! Geben
Sie sich keiner Täuschung hin : in den Arbeiterkrciscn , nicht zum
wenigsten in den Gewerkschaftskreisen wird dieser Standpunkt sehr
wenig gewürdigt werden . Im September 1814 , als die dankcns -
werte Erwerbslosenunterstützung in Berlin eingeführt wurde , stützte
man sich von Stadt wegen auf die Gewerkschaften und nachher haben
der Oberbürgermeister und der Stadtrat Fischbeck erklärt , daß sie
ein Zusammenarbeiten mit den Gewerkschaften
nicht mehr missen möchten . ( Stadtv . Adolf Hoffmann :
Der Mohr hat seine Schuldigkeit getan , der Mohr kann gehen ! )
Nein , so weit gehe ich nicht , so pessimistisch bin ich nicht , eS sei denn ,

daß ich durch einen Beschlutz der Versammlung eines anderen

belehrt werde . ( Stadtv . Adolf Hoff mann : Da kommst Tu

auch noch hin ! ) Bei der praktischen Durchführung sind Sie ja doch
auf die Gewerkschaften angewiesen . Jetzt wird vorgeschrieben , der

zänzlich vom Betriebe losgelöste Textilarbeiter soll trotzdem zu
einem früheren Arbeitgeber gehen und dort die Unterstützung in

Zmpfang nehmen . Da gehen wir weiter , wir beantragen : „ Bc -
' teht für Arbeitnehmer kein BeschäftigungSvcrhältni « zu einem be -

stimmten Arbeitgeber , so führt die Gewerkschaft zur Rechnung der

Sdadtgemeinde die Berechnung und Zahlung der Unterstützungen
aus , ebenso durch ihren Nachweis die Kontrolle des Arbeitslosen . "
Wir sehen eben die Sache nicht mit der bloßen Meldung und mit
dem Geldabholen für erledigt an ; wir wollen auch einen gewissen
Zwang auf ihn ausüben , sich Arbeit zu verschaffen , indem wir

ihn der Kontrolle des Arbeitsnachweises unterwerfen . Dafür ist
der Arbeitsnachweis des TextilarbeitervcrbandeS zuständig . Glau -
den Sie , der Verband wird sich die Arbeit aufhalsen lassen , wenn
Sie ihm sonst jede Mitwirkung versagen ? Mißbrauche sind
absolut nicht zu besorgen ; sind doch bei der allge -
meinen Erwerbslosenfürsorge den Gewerkschaften hunderttausende
vertrauensvoll zur Verfügung gestellt werden ! Weiter fordern wir
die Erhöhung der Sätze für die Stundenentschädigung . Die Sätze
der Vorlage genügen auf keinen Fall ; die Lebensmittelpreise haben
einen unerhörten Stand erreicht , der Geldwert ist kolossal gesunken ,
eS muß zu einer noch größeren Unterernährung kommen , wenn
der Arbeiter nicht durch eigene Schuld , sondern durch Maßnahmen
der Regierung veranlaßt ist , eine erheblich verkürzte Zeit zu
arbeiten . In einem Gemeindcrat ist freilich erklärt worden : Die
Textilarbeiter stehlen uns Sonnabends das Holz , und dafür sollen
wir sie bezahlen ! Hier wird ja niemand solchen Anschauungen
huldigen ; aber eS ist doch bezeichnend , daß in der Zeit de » „ Ich
kenne kein « Parteien mehr , ich kenne nur Deutsche " solche Aus -
' prüche laut werden . Mit den nach unserem Antrag erhöhten Sätzen
tände Berlin auch nicht etwa allein ; in Leipzig und München

werden auch Sätze gezahlt , die einigermaßen denen entsprechen ,
die wir fordern . Gewiß soll man mit dem Geld von Reich und
Staat vorsorglich wirtschaften , aber nicht vorsorglicher , als mit
dem eigenen Geld der Kommune ; es handelt sich hier eben nur
um eine Verauslagung . Wir beantragen endlich , daß anderweit

bezogene Unterstützungen nicht anzurechnen sind . Wir bleiben auf
der Auffassung stehen , daß die Kriegsunterstützung unteilbar ist .
Ich konstatier « hier aber , WaS im Protokoll fehlt , daß der Magistrat
im Ausschuß hat erklären lassen , daß die Hinterbliebenenrente nicht
in Anrechnung kommen soll und daß Ehefrauen nicht schlechter
gestellt werden sollen , als sie vordem gestanden haben. � Nehmen
Sie unsere Anträge an und erwecken Sie nicht den Anschein , daß
man darüber leicht hinweggeht , weil es sich um Arbeiter handelt .
( Beifall bei den Sozialdemokraten . )

Stadtrat MaaS : Wir können hier die Mitwirkung der Gewerk -

schaffen entbehren , denn die Arbeitgeber kennen die Löhne , die

die Arbeiter erhalten haben , ganz genau . Es bandelt sich ja hier

auch nicht eigentlich um eine Unterstützung . Die erwerbslos ge -
N>oröen « n Textilarbeiter müssen sich eine andere Beichäffigung

suchen ; der Nachweis der Textilarbeiter kamt also gar nicht in

Frage . Eine Erhöhung der Löhne kann nicht empfohlen werden ;

eS geht nicht an , in Berlin höhere Löhne zu geben als in den

Vororten . In den Regierungsbezirken Potsdam und Frankfurt

sind die Sätze erheblich niedriger . . .
Stadtv . Fricdbcrg ( Fr . Fr . ) : Wir stimmen für die Ausschuß -

Vorschläge ; die weitergehenden Anträge lehnen wir ab .

Stadtv . Jac - bi ( Linke ) : Wir haben in Berlin verhältnismäßig

sehr wenig Textilarbeiter und eine Arbeitslosigkeit in größerem

Umfange ist ganz ausgeschlossen . ES handelt sich um eine kleine

Zahl weiblicher Personen , das ist alles . Tritt die ijrage einmal

bezüglich der Konfektion an uns heran , so werden wir unS das

anders zu überlegen haben . � �
Stadtrat Maas bestätigt die hinsichtlich der Anrechnung im

Ausschusse abgegebenen Magistratserklärungen .
Bürgermeister Dr . Reicke : Eine Animosität gegen d,e Gewerk -

schaffen liegt uns absolut fern ; vielmehr wird sich bei der Aus¬

führung wahrscheinlich daS Gegenteil herausstellen . Bei der all -

gemeinen Arbeitslosenfürsorge handelte es sich um eine von den

Gewerkschaffen mit ihren Mitteln schon ausgebaute Organisation .

wozu wir Zuschüsse gaben ; hier handelt es sich um Geld von Staat

und Reich . Der Ausschuß , den die Herren wollen , ist ia in anderer

Form borgeschen ; er wird gerade den Arbeiterorganisasionen auch
die Möglichkeit des Mitsprechens gewähren .

Stadtv . Brückner : Wollen Sie denn so inkonsequent sein , die
Mitarbeit einer Organisation wie der Gewerkschaften abhängig
zu machen von der Zahl der Arbeitslosen ? Das wird in Arbeiter -
kreisen noch weniger verstanden werden . Ein großer Teil der vor
dem 1. Februar arbeitslos Gewordenen hat schon Unterstützung
durch ihre Organisation erhalten ; wenn jetzt nur die allgemeine
Fürsorge in Frage kommt , so scheiden Sie diese Organisierten aus ,
nehmen ihnen , was sie vor dem 1. Februar bis zum heutigen Tage
gehabt haben . Das wird ganz und gar nicht verstanden werden .
Madjen Sie sich doch diese Inkonsequenz klar ! Nun wird auf die
Vororte verwiesen , die hätten sich gegen höhere Sätze auSge -
sprachen . Die Vororte haben sich off auch um Berlin nicht ge -
kümmert , ich erinnere nur an Eharlottenburg im Punkte der

Fleischvcrsorgung ; hier aber patzt es dem Magistrat und der Mehr -
heit , sich auf die Vororte zu berufen . Bedeutet die Textilindustrie
für Berlin so wenig , so sollten Sie doch für diese Arbeiter um
so eher Ihr warmes Herz bekunden können , weil die Ausgabe
dann nicht allzu groß ist . Man lehnt aber in Wahrheit die höheren
Sätze ab , Iveil man , wenn einmal die Unterstützung der Kon -

fektionöindustrie in Betracht kommt , über diese niedrigen Sätze
nicht hinausgehen will . ( Unruhe . ) Sprechen Sie doch offen aus ,
was ist ! ( Beifall bei den Sozialdemokraten ; Unruhe bei der

Mehrheit . )
In der Abstimmung werden die Anträge der Sozial -

demokraten abgelehnt , derjenige betr . die Gewerkschaften
in namentlicher Abstimmung mit 48 gegen 38 Stimmen . Mit
der Minderheit stimmen auch die Stadtvv . Dr . Nathan , Rosenolv ,
Max Schulz und Ullstein . — In der Gesamtabstimmung wird die

Vorlage nach den Ausschußanträgen angenommen .
Der Petitionsausschuß hat über eine Reihe von Petitionen

beraten und schriftlichen Bericht erstattet . Die Petition um

Offenhaltung des vorhandenen Durchganges durch die Markt -

halle II nach der verlängerten Charlottenstraße tagsüber für den

Fußgängerverkehr soll dem Magistrat zur Berücksichtigung
überwiesen werden . Die Petition der Ruhegeldempfänger der städti -
schen Straßenreinigung um Gewährung einer Kriegsteue -
rungszulage will der Ausschuß dem Magistrat zur Vcr -

f ü g u n g überwiesen wissen . Tie Bureausekretäre , Assistenten
und MagistratSkanzlisten haben um die Zubilligung von T e u e .

rungszulagen an die mittleren Beamten und um

entsprechende Erhöhung der jetzt bei 2590 M. gezogenen Ein -

kommensgrenze bis auf 8699 M. petitioniert ; der Ausschutz bc -

antragt , die Petition dieser Bcamtcnvereine dem Magistrat zur
Erwägung zu überweisen .

Die Ausschußvorschläge werden angenommen .
Für die Sparkasse der Stadt Berlin bringt der Magistrat

den Entwurf einer neuen Satzung in Vorschlag , der Schwer .
fälligkeiten und Hemmungen in der Verwaltung beseitigen und
den Sparsinn durck zweckmäßige Neuerungen fördern will . Vor
allem soll eine beschleunigte Abfertigung der Sparer erhielt wer -
den . Die Beschränkung auf die Einwohner Berlins wird fallen
gelassen , desgleichen die Beschränkung der Gesamteinlage auf ein
Sparbuch : Sparmarken und Sparprämien sollen eingeführt werden .

Von sämtlichen Fraktionen wird Ausschußberatung beantragt .
Die Vorlage geht nach kurzer Debatte an einen Ausschuß , der

sofort ernannt wird und dem auch die sozialdemokratischen Ctad ! -
verordneten Dr . Cohn , Hintze , Manasse , Mann und

Schulz III angehören .
Der Fortführung der Armenspeisung vorläufig bis zum

39 . Juni 1816 hat der Magistrat zugestimmt und 89 999 M. dafür
angewiesen , die als Kriegswohlfahrtspflegekosten auf Vorschußkonto
verbucht werden sollen .

Tie Vorlage wird angenommen , ebenso ein Antrag
der Sozialdemokraten , die ? lrmcnspeisung auch über den 1. Juli
fortzusetzen , wozu der Magistrat sich schon vorher durch den Mund
des Stadtrats D o f l e i n cvent . bereit erklärt hatte .

Schluß 8 Uhr . _

Gerichtszeitung .
Milchpantscherei .

2100 M. Strafe wegen fortgesetzter umfangreicher Milch -
pantschereien verhängte gestern das Schöffengericht Berlin -

Schöneberg unter Vorsitz des Amtsgcrichtsrats Bennewitz
iibor den Milchhändler Friedrich Müller in

Schönebcrg , dessen Ehefrau und dessen
Stieftochter und Verkäuferin Marie Gärt -
n e r .

Müller beffeibt in der Maxstraße 27 in Schöneberg ein Milch .
gesckstift , in dem er , seiner eigenen Angabe gemäß , täglich 499 bis
59 Liter Milch verkauft , wobei ihm die beiden weiblichen Mitange -
klagten helfen . Gegen Müller hat schon früher einmal ein Straf -
verfahren wegen Milchverfälschung geschwebt . Eine Beauftragte
der Kriminalpolizei hat in der Zeit vom Dezember 1815 bis Je -
bruar 1916 , ohne daß sie erkannt wurde , wiederholt „ Vollmilch "
in dem Müllerschen Geschäft gekauft , die dem Sachverständigen
Prof . Dr . Juckenack zur Untersuchung übergeben wurde . Diese
Untersuchung ergab , daß diese sogenannte „ Vollmilch " , für die
39 Pf . für das Liter bezahlt werden mußte , in vielen Fällen cnt -

rahmt war und statt des vorgeschriebenen Fettgehalts von min -

bestens 2,79 Proz . weit weniger Fettgehalt , bis herunter zu
1,49 Proz . , enthielt und deshalb als Magermilch anzusprechen
war ; in anderen Fällen ergab sich ein Wasserzusatz von 29
bis 39 Proz . Wasser . Diese Milch mußte also als verfälscht gelten .
Die Angeklagten bebaupteten , daß die Milch von ihnen so verkauft
worden sei , wie sie von den Milchproduzenten geliefert worden
sei . Da sich aber herausgestellt hat , daß die Milch von betreffendem
Gute in tadelloser Verfassung hierher geliefert wurde und nach
den Beobachtungen der Kriminalpolizei auch auf dem hiesigen
Bahnhofe eine Verwässernng der Milch nicht vorgenommen worden
ist , so muß dies erst im Geschäft des Angeklagten geschehen sein . —

Nach den Ergebnissen der Bclveisaufnahme hielt der S t a t S -
a n w a l t die Schuld der Angeklagten für erwiesen . Mit Rücksicht
auf den Umfang des Müllerschen Geschäfts und darauf , da� da¬
selbst täglich 409 bis 600 Liter Milch verkauft wurden , man sich
daher leicht berechnen könne , wieviel Geld durch den Zusatz von
Wasser in die Tasche dcö Angeklagten geflossen sein muß , bcan -
tragt « der Staatsanwalt gegen Müller sechs Monate Ge -
fängnis . gegen Frau Müller 699 M. , gegen die Stief -
tochter Gärtner 29 M. Geldstrafe . — Das Gericht hielt
gleichfalls eine nachdrückliche Strafe für geboten und verurteilte
das Ehepaar Müller zu je 19 9 9 M. , die Gärtner zu 19 9 M.
Geldstrafe . DaS Gericht bestimmte ferner , daß Müller daS
Urteil in der Mitte der Schaufensterscheibe im Innern seines
Ladens , so daß es von außen deutlich zu sehen ist , auszuhängen hat
und verfügte außerdem die Bekanntmachung des Urteils in der

„ Deutschen Tageszeitung " und dem Schöneberger Tageblatt .

Zum Nepperprozest . . . .
Zu dem Prozeß gegen den DarlehnSvermittler Karl Wmkler

bittet uns der als Zeuge vernommene Herr Eichbaum mitzuteuen ,
er sei nicht „ Lehrmeister " des Winkler gewesen . W�n' ler lei im

Jahre 1995 im ZeiiungSverlag . . Der Deutsche Delikatessen - Markt .
der Herrn Eichbaum gehörte , als Reisender angestellt gewesen und

habe später die „ Deutsche Credit » und Discontobank übernommen .

Als Inhaber eines Bankgeschäfts habe er Wmkler einen höheren
Diskontkredit zur Verfügung gestellt , ihm liefen ] Coodj mfort ent¬

zogen und den Geschäftsverkehr bereits im Jahre 1998 abgebrochen ,
als er dessen Geschäftsgebaren erkannte . Die zur Anklage stehen -
den Sachen seien unter der von Winkler gegründeten Berliner

Crdit - und Jmmobiliengcsellschaft u. Co. , kommanditiert Dr . med .

Tammann , entstanden . Herr Elchbaum habe sein früheres Bank -

geschäft nach soliden Grundsätzen betrieben und ,m Geschäfts -
verkehr mit der Reichsbank gestanden .
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Mus Groß - öeriin .
Neuregelung üer Sutterverforgung .

Anmeldung zur Kundenliste durch Zuckerkarte .
Wie bereits angekündigt , hat sich die Butterversorgungs -

stelle Grotz - Berlin zur größeren Sicherheit zu einer durch -
greifenden Neuregelung der Butterversorgung entschlossen . Die

Neuregelung beruht auf folgenden Grundgedanken :
Der Bindung des Käufers an ein ganz

bestintmtes Geschäft und der Einführung einer den

jeweils vorhandenen Buttervorräten an -

gcpaßtcr Kopfportion . Ferner soll die bisherige

Beschränkung des Verbrauchs der Kinder

beseitigt und ihnen dasselbe Quantum Butter —

ohne Rücksicht auf das Alter — wie den Erwachsenen
zugeteilt werden , nachdem die Staatsregierung klargestellt
hat , daß in dieser Beziehung den Gemeinden freie

Hand gelassen sei. Nach der Neuregelung darf Butter künftig
nur von einem Händler entnommen werden , bei dem man

sich zuvor angemeldet hat , ähnlich wie es schon für die

Fleischvcrsorgung eingeführt ist . Nur bei diesem Händler
findet der Käufer die Butter vor ; an anderen Stellen erhält
er keine Butter . Zur Anmeldung wird der obere Teil

der Zuckcrkartc verwendet . Zu diesem Aushilfsmittel
hat sich die Butterversorgungsstcllc im Hinblick auf die Berück -

sichtigung der Kinder bei der Butterzuteilung entschlossen ,
weil die Zuckerkarte an alle Einwohner ohne Unterschied des

Alters ausgeteilt ist . Auf Wunsch erhält der Käufer von dem

Händler eine Bescheinigung über die Anmeldung . Die An -

Meldung ist in ein von dem Verkäufer aufzulegendes Kunden -

Verzeichnis einzutragen . Tie erste Anmeldung hat in der

Zeit vom Freitag , den 26 . Mai , lns spätestens Dienstag ,
den 30 . dieses Monats , abends 8 Uhr , zu erfolgen und gilt
fiir die Zeit bis zum 2. Juli 1916 . Eine 23er -

s ä u m u n g der Anmeldefrist hat den Ausschluß
vom Butterbezuge bis zum 2. Juli 1916 zur

Folge . Keiner versäume daher die Anmel -

dungssrist . Die Wahl des Geschäfts , von dem man seine
Butter bezichen will , ist jedem überlassen . Sollte

von einem Händler irgendein Druck auf den Kunden

ausgeübt werden , daß er sich in seinem Geschäft an -

meldet — etwa durch Verweigerung von Waren oder sonst -
wie — so wird gegen den Händler sofort mit

allen Mitteln , namentlich Ausschluß von

der Butterbelieferung vorgegangen werden .

Tie Händler werden daher vor solchen Beein -

flussungen dringend gewarnt . "
Die Zuckerkartcnstücke sind vom Kleinhändler an die

Großhändler bis spätestens Mittwoch , den 31 . März 1916 ,

gegen Quittung abzuliefern . Die Großhändler haben die

Zuckerkartenstücke und Durchschläge der den Kleinhändlern er -

teilten Quittungen der Butterversorgungsstelle Groß - Berlin ,
Poststr . 16 , bis spätestens Freitag , den 2. Juni 1916 , mittags
12 Uhr abzuliefern . Das gleiche gilt für Kleinhändler , die

Butter unmittelbar von der Butterversorgungsstcllc beziehen ,
sowie für solche Kleinhändler , die lediglich sclbsterzeugte oder

von außerhalb Berlins eingeführte Butter veräußern . Klein -
und Großhändler müssen überdies ihren Vorrat an
Butter und ihre Produktion sowie die voraussichtlich von
auswärts zu erwartenden Mengen allwöchentlich anzeigen .
Vor Beginn des Verkaufs haben die Kleinhändler
für Bereitstellung der Butter in fertigen Packungen
Sorge zu tragen .

Die Durchführung dieser Verordnung setzt die verständige
Mitwirkung des Publikums voraus . Da jeder nunmehr in

einem bestimmten Geschäft die seiner Anmeldung entsprechende
Butter vorfindet , und nur soviel Butter auf den Kopf verteilt

ist , als nach den vorhandenen Vorräten angängig ist , haben
Ansammlungen auf der Straße keinen Zweck mehr und werden

nicht weiter geduldet werden .

Wegen der Ausstellung voller Butterkartcn für Kinder

erfolgt noch eine besondere Vcröfientlichung .

Ter Butterbezng nach Nummern .

In einigen Stadtgegenden ist der Versuch gemacht worden , zur

Entnahme von Butter Nummern auszugeben . Das hat sich nicht

bewährt , denn nun standen die Leute , um Nummern zu erhalten .
Bei Ausgabe der neuen Buttcrkarten , die zum Einkauf in einem

bestimmten Geschäft berechtigen werden , dürften die Karten von

vornherein am zweckmäßigsten mit Nummern versehen werden . Die

Geschäfte hätten die Verpflichtung , durch Aushang bekanntzugeben ,
wieviel Portionen Butter an dem betreffenden Tage bestimmt aus -

gegeben werden können .
Es wird außerdem berichtet , daß die Absicht bestehen soll , für

kranke , gebrechliche Personen , die nicht stehen können , sogenannte
„Vorzugskarten " au Zugeben . Das dürste zu schweren Reibungen
führen — der einzige Weg bleibt der , daß eine Garantie für jede
Butterkarte besteht , auch Butter zu erhalle ». Dann werden auch
diejenigen Berücksichtigung finden , die am Tage arbeiten müssen
und sich überhaupt nicht aufstellen können . Wenn übrigens sich die
Butterabgabe so abwickelt , wie oben bemerkt , daß die Käufer
Gewißheit haben , ihr Quantum zu erhalten , so dürften auch die
Buttcrpolouäscn mit der Zeit verschwinden . Etwas besser scheint es
übrigens schon geworden zu sein , wenn auch nicht viel .

Bis zur FleischkartenauSgabe .
Der Magistrat hat bekannt gegeben , daß vom 1. Juni ab

Fleischkarten für die gesamte Berliner Bevölkerung ausgegeben
werden sollen . Diese Fleischkarten sollen Geltung haben bei dem

Schlächter , bei dem der Käufer sich bis zum Dienstag in die aus -

gelegte Kundcnliste hat eintragen lassen unter Abgabe des Brot -

kartenmittelstückes . Lb am 1. Juni die Karten zur Ausgabe ge -

langen , steht noch dahin . Bis dahin ist der Fleischbezug so geregelt ,
daß Fleisch nur auf die Brotkarte abgegeben wird , die durchlochr
werden muß . AuS unserem Leserkreise gehen uns nun Zuschriften
zu, aus denen hervorgeht , daß schon am Sonnabend voi ! Fleischern
die Abgabe von Fleisch von der Abgabe des Brotkartenmiltelstückes

abhängig gemacht wurde . Jedenfalls wollten diese Fleischer sich
Fleisch sichern nach Inkrafttreten der allgemeinen Fleischkarte .
Andere Beschwerden gehen dahin , daß Leute , die das letzte Brot -

karlenmitlelstück bereits am Sonnabend abgegeben hatten , beim

Fleischcinkauf am Sonntag — diese Glücklichen — ihre neue Brot -
karte vorzeigen mußten , die nun durchlocht worden ist , obwohl die

neue Brotkarte erst vom Montag ab Geltung hat und es den Bäckern

verboien ist , am Sonntag Waren auf erst nächste Woche gültige

Brotkarten zu verabfolgen . In diesem Falle hatten die Käufer in

der laufenden Woche einschließlich des Sonntages keinerlei Anspruch
aus Fleisch oder Fett , und der Magistrat dürfte ihnen kaum noch

helfen können . Andere , die am Sonnabend noch etwas Fleisch er -

gatterten und das Brotkartenmittelstück erst am Montag zu ihrem

Schlächter trugen , hatten die Möglichkeit , in dieser Woche noch

Fleisch und Fett zu bekommen , wenn — ja wenn sie solches er -

haschten .
Es wäre also das Richtigste gewesen , wenn die Einzeichnung in

die Listen unter Abgabe des Brotkartenmittelstückes erst am Mon -

tag begonnen hätte , dann wären solche verstimmenden Wirkungen
vermieden worden .

Bis zur Ausgabe der Fleischkarte soll Fleisch nur gegen Vor -

zcigung der Brotkarte abgegeben werden und zwar in dieser Woche
ein halbes Pfund . Die städtischen Schweine sollen allen Laden -

schlächtern überwiesen werden , aber es stellt sich schon jetzt heraus ,

daß keinerlei Kontrolle besteht und es soll tatsächlich Schweinefleisch
wieder in die Pökelsässer wandern . Auch die Verteilung des Fleisches

durch die Fleijlberinnung scheint nicht die Gewähr einer gerechten

Verteilung zu bieten . Uns will auch nicht in den Kopf , daß aus -

gerechnet die Fleischerinnung diejenige Stelle sein soll , welcher die

Fleischverteilung der Stadt Berlin übertragen werden kann .

Vorbereitungen für die Ausgabe der Fleischkarte .
Am Dienstag war die Frist für die Anmeldungen für die

Kundenliste der Fleischer abgelaufen . Soviel bis jetzt erkennbar ist ,

sind die Anmeldungen ordnungsmäßig vor sich gegangen . Die

Fleischer hatten darauf am Mittwoch die sämtlichen bei ihnen ein -

gegangenen Anmeldunzen dem Magistrat zu übermitteln . Gestern
wurden vom Magistrat die Anmeldungen nachgeprüft und aus die

neu gebildeten 64 Schlächtergruppen verteilt . Die Gruppen selbst
werden am nächsten Sonnabend zum erstenmal auf dem Vieh - und

Schlachthof durch ihre Vertreter das auf sie entfallende Vieh abholen

lassen . Andere Fleischer als diese Gruppenvertreter werden künftig

zum Verteilungsgeschäste nicht mehr zugelassen . Auf diese Weise
wird alles vorbereitet , damit die neue Organisation beim Jnsleben -
treten der Fleischkarte sich bereits einigermaßen eingelebt hat .

Am kommenden Sonnabend wird wiederum vom Magistrat die

Fleischkopfmenge bekannt gegeben werden , welche nach Matzgabe der

Viehzusuhr für die nächste Woche festgesetzt werden kann .

Textilarbcitcrfürsorge der Stadt Berlin .

Die Berliner Stadtverordnetenversammlung
hatte gestern über die Textilarbeiterfürsorge der Stadt zu be -

schließen . Der vom Magistrat vorgelegte Entwurf kam aus

dem Ausschuß zurück , ohne daß an ihm etwas Wesentliches
geändert war . Selten sei die sozialdemokratische Fraktion so
wenig wie diesmal von einer Ausschußberatung befriedigt
worden , führte Genosse Brückner aus . Die von unseren
Genossen gestellten Anträge , die eine Abänderung der

Magistratsvorlage bezweckten und durchaus erfüllbare Forde¬
rungen enthielten , sind einfach abgelehnt worden .
Um auch das Plenum zu einer Stellungnahme zu
zwingen , brachte gestern die Fraktion ihre Anträge nochmals
ein . Brückner wies in der Begründung des die Mitarbeit
der Gewerkschaften betreffenden Zusatzes darauf hin ,
wie nach Ausbruch des Krieges den Gewerkschaften wegen
ihrer Haltung versprochen worden sei , sie als gleichberechtigt
zu behandeln . Der Magistrat habe , so sehr sonst von ihm die

bisherige Mitarbeit der Gewerkschaften in der Arbeitslosen -
fürsorge anerkannt worden sei, hier nicht gezeigt , daß auch
er den Gewerkschaften die Gleichberechtigung
zugestehen wolle . Die Antwort des Magistratsvertreters
Stadtrat Maas lief darauf hinaus , daß es in
allen Punkten bei der Ablehnung bleiben müsse . Mit

kurzen Erklärungen wandten sich die Redner der beiden frei¬
sinnigen Fraktionen gegen sämtliche Abänderungs - und

Zusatzanträge der sozialdemokratischen Fraktion . Daß in dieser
rage dem Magistrat ein Widerspruch zwischen Worten und
atcn vorgeworfen werden könne , bestritt Bürgermeister

R e i ck e. Im Schlußwort kennzeichnete Genosse Brückner
das Verhalten der Freisinnigen . Die Beschlußfassung ergab
dann Annahme der Magistratsvorlage in der
vom Ausschuß empfohlenen Fassung unter Ablehnung
der sozialdemokratischen Anträge .

Teure Ziegen .
von den verschiedensten Seiten wird an die Bevölkerung die

Aufforderung gerichtet , da wo eS irgend möglich ist , Ziegen oder
Kaninchen zu ziehen . Wer aber dieser Aufforderung nachkommen
und die schönen Vorschläge in die Praxis umsetzen will , erlebt die

größten Enttäuschungen . Ein in einem Vorort wohnender Leser
schreibt uns , er sei lungenleidend und benötige dringend Milch . Zu
diesem Zwecke wollte er sich eine Ziege zulegen . AuS diesem Grunde

habe er sich an das Zentralkomitee vom Roten Kreuz für Kriegs -
Wohlfahrtspflege gewendet mit dem Ersuchen , ihm eine Ziege zu
vermitteln . Darauf bekam der Anfragende folgende Antwort :

„ Teile mit , daß eine Ziege hier durch unsere Stelle zu haben
ist . 9ö Mark der heutige Preis . Wenn Geld eingesendet wird , er -

folgt Zusendung . "
Der Bewerber der Ziege hat auf diese Mitteilung nicht ge -

antwortet , weil er nicht grob werden wollte . Was nützen also alle

Aufforderungen , die Kleintierzucht zu fördern , wenn Preise geforder
werden , die für kleine Leute ein Kapital darstellen .

Wie dem Volke der Reis entzogen wird .

Dem „L. T. " wird geschrieben : Das neueste sind Reis -

konservcu ! Sollte man so etwas für möglich halten ?

Ein Nahrungsmittel , das den Vorzug besitzt , sich ohne jedes
künstliche Zutun so zu erhalten , wie es ist . das muß „ kon¬

serviert " werden . Wie geschieht das ? Man nimmt Reis ,

kocht ihn an , steckt die durch den Wassergehalt schwer gewordene

Masse in eine hübsch aussehende Blechbüchse , verschickt sie an

Delikateßhandlungen für wohlhabende Leute und verkauft

diesen Reis nebst Wassergehalt für einen Preis , der mindestens
dem Fünf - bis Zehnfachen des jetzt gewöhnlichen Preises für

einfachen Reis gleichkommt . Und um diesen Erfolg zu er¬

zielen . ist das einfache Naturprodukt in einer Konservenfabrik
mit Wasser vermengt worden , es ist Konservenblech verbraucht .
Arbeiter haben die Blechbüchsen füllen und zulöten müssen ,
der Reis hat den ganz unnützen Weg in die Konservenfabrik
und von da zu den Detaillistcn antreten müssen , alles dies .
um ihn mit Riesengewinn unter der törichten Eitikette ,Meis¬
konserve " an diejenigen Kreise bringen zu können , die alles

zahlen können und zahlen . "
Nicht nur mit dem Reis werden derartige , das Produkt

in der unerhörtesten Weise verteuernden Manipulationen vor - �

genommen , sondern mit zahlreichen anderen Lebensmitteln .

Aus der Notlage des Volkes verstehen zahlreiche Existenzen
Geld zu machen . _

Margarineverkauf . Zu unserer gestrigen Notiz über den Ver -

kauf der städtischen Margarine sei noch mitgeteilt , daß die Margarine
außer in den dort erwähnten Geschäften auch in allen Verkaussstellen
des Konsumvereins erhältlich ist .

Einmachezucker knapp !
Die Anträge auf Zuweisung von Einmachezucker sind in

allen Gemeinden Groß - Berlins in so außerordentlich zahl -
reicher Menge eingegangen , daß die Behörden schon jetzt
darauf aufmerksam machen , daß eine volle Zuweisung der

beantragten Mengen ausgeschlossen erscheint . Es wird den

Antragstellern daher dringend empfohlen , sich nicht auf die

Zuckerzuteilung zu verlassen . Soweit der Zucker zu Ein -

gemachtem nicht nachträglich hinzugesetzt werden kann , muß
der Einmachebedarf von dem Zucker erspart werden , der dem

Haushaltungen auf Grund der Zuckcrkarten zusteht .
Wie dieses Sparkunststück von den Hausfrauen fertig -

gebracht werden soll , wird allerdings nicht verraten .

Uebcrhaupt ist schon bei der Aufnahme von Anträgen
auf Verabfolgung von Einmachczucker ein sehr eng begrenzter
Personenkreis in Betracht gezogen worden , so daß der größte
Teil der Hausfrauen von vornherein ausschied . Wie sie im

stände sein sollen , besonders in der Obstzeit Marmeladen zum
Brotaufstrich herzustellen , diese Frage wird noch beantwortet

werden müssen . _

Gegen Wucher mit Baumwolle .

Neber Wucher mit freien Baumwollspinnstoffen oder
Garnen wird von vielen Seiten Klage geführt . Verwendungs -
freie baumwollene Lluslandsstoffe und Garne sind neuerdings
außerordentlich im Preise gestiegen . Auslandsspinnstoffe und
Garne mußten von den Höchstpreisen für Baumwollspinnstoffe
und Baumwollgespinste ausgenommen werden , weil sie zu
sehr verschiedenen Preisen im Ausland erworben sind , so daß
ein einheitlicher Grundpreis nicht festgesetzt werden kann .
Dies berechtigt den Besitzer aber nicht , Phantasiepreise zu
fordern , die in keinem Verhältnis zu seinen eigenen Gestehungs -
kosten und dem Risiko stehen , das er beim Erwerb gelaufen
ist. Das Kriegsministerium macht jetzt darauf aufmerksam ,
daß sich der Gefahr schwerer Strafe aussetzt , wer sich des

Preiswuchers mit freien Baumwollspinnstoffen oder Garnen

schuldig macht . Es kann ihm auch der Handelsbetrieb unter -

sagt werden . Die Militärbefehlshaber werden gegen die

Schuldigen mit den ihnen zu Gebote stehenden Mitteln in

sämtlichen Fällen einschreiten , die zu ihrer Kenntnis gelangen .

Um Freigabe deS Angelus im Teltow - Kanal haben eine Anzahl
Berliner Einwohner beim Landratsamt des Kreises Tellow
petitioniert . Sie begründen ihre Wünsche mit dem Hinweis auf
die gesunde Wirkung des Angelsports und mit der Notwendigkeit ,
bei der Fleischknappheit sich Fischgerichte au- S dem fischreichen Teltow¬
kanal zu verschaffen . _

Ueberschreitunge « der Höchstpreise .
Fast täglich veröffentlicht das Polizeipräsidium Fälle von Be -

strafungen wegen Ueberschreitung der Höchstpreise . Das sind aber
immer nur Einzelfälle . Viele machen sich nicht erst die Mühe , nach
der Polizei zu gehen und ihre Wahrnehmungen dort zur Kenntnis

zu bringen . Aus unserem Leserkreise wird angeregt , die Behörden
sollten veranlassen , daß in den Schaufenstern der Lebensmittelgeschäfte
ein gut gedrucktes Plakat an sichtbarer Stelle angebracht wird , auf
dem etwa folgendes zu lesen wäre :

„ Alle Ueberschreitunge » der Höchstpreise und sonstigen Ueber -

schreitungen , unredliche Handlung mit Maßen und Gewichten usw .
sind mündlich oder schriftlich bei der PreisprüfungSstelle ( folgt Adreffe )
anzubringen . "

Dieser Hinweis könnte nach den verschiedenen Richtungen hin

sehr heilsam wirken , da viele Käufer die Beschwerdestellen nicht genau
kennen und den Weg zur Polizei nur ungern gehen .

„ Knacker " in der Krankenkasse .
Geldschrankeinbrecher suchten in der vergangenen Nacht die

Neue Maschinenbauer - Krankenkasse in der Gartenstraße 16/17 heim .
Sie stiegen von einem Nebengrundstück her über die Mauer , zer -
trümmerten an zwei Fenstern eine Scheibe , riegelten dann die

Fenster auf und gelangten so in die im Erdgeschoß gelegenen Kassen -
räume . Hier „ knabberten " sie nach Art der gewerbsmäßigen Ber -

bxecher einen Geldschrank auf und erbeuteten daraus 306 Mark bares

Geld . Den Rückweg nahmen sie wahrscheinlich auch über das

Nachbargrundstück . _

Zahllose betrogene und bcstohlene Kricgcrfrauen in Groß - Bcrliu ,
namemlich in den westlichen Vororten , hat der von drei Staats -
anwaltschaften steckbrieflich verfolgte und gestern von der Schöne -
bcrger Kriminalpolizei verhaftete g6jäh : ige frühere Kirchcnorganist
und Schneidermeister Andreas Smilinski aus dem Gewissen . In
der raffiniertesten Weise verschaffte sich S . die Adressen seiner
polnischen Landsleute , die im Felde stehen , und mietete sich bei
deren in Groß - Berlin ansässigen Frauen ein . Ueberall blieb
er nur einen Tag wohnen , welche Zeit ihm aber genügte ,
um nicht nur den Kriegerfrauen Geld , Wäsche , NahruugS -
mittel für ihre im Felde stehenden Männer abzulocken ,
sondern er bestahl sie auch um ihre gesamten Ersparnisse
und Wertsachen . Ferner entwendete er in allen Fällen die Ausweis -
Papiere von bei diesen Frauen wohnenden Astermietern und Chambre -
garnisten . Mit Benutzung dieser Ausweispapiere setzte er dann seine
Raubzüge in derselben Weise bei anderen Kriegerfrauen fort . Das
Gemeingefährlichste bei diesem Schwindler bestand darin , daß ehr -
liche Männer , aus deren gestoblcncn Ausweispapieren er seine Be -
lrügereien gemacht Halle , ebenfalls in falschen Verdacht kamen und
von der Polizei festgenommen wurden . Beamten deö zweiten
Bestlks der Schöneberger Kriminalpolizei gelang cS gestern mir
Hufe von Betrogenen , den S . auf frischer Tal festzunehmen . Weilcre
Geschädigte werden gebeten , sich auf dem Schöneberger Polizei -
Präsidium beim Kriminalwachlmeister Vicrbaum , Zimmer 203 , zu

/melden .
Kleine Nachrichten . Ein schmerzhaftes Kopfleiden trieb die

60 Jahre alte Frau Berta Büttner vom Luiienufer 40 in den Tod .
Die Frau wurde vor vier Wochen als unheilbar aus dem Kraulen -
haus entlassen und äußerte seitdem wiederholt Selbstmordgedanken .
Während ihr Mann gestern nachmittag einen Ausgang machte , er -
bängte sie sich am Fenftcrkreuz . — Der 61 Jahre alte Schmied Julius
Reichelt aus der Carmen - Sylva - Str . 3 zeigte schon länger Spuren
von Lebensüberdruß . Auch er erhängte sich gestern nachmittag in
seiner Wohnung . — Am Lützowplatz geriet Mittwochmittag gegen
Vzl Uhr der siebenjährige Herbert Nepp an einen herannahenden
Straßenbahnwagen der Linie ? . Der Knabe wurde glücklicherweise
vom Fangiorbe der Schutzvorrichtung aufgenommen , halte aber bei



dem Sturz einen Bruch des rechten Armes erlitten . Der Verunglückte
fand im nahen Elisabeth - Krankenhaus Aufnahme .

In einem Straßenbahnwagen wurde gestern eine Frau
vom Tode ereilt . Die Frau hatte gegen 1 Uhr nachmittags
einen Straßenbahnwagen der Linie 72 benutzt und wurde in der
Prenzlauer Promenade plötzlich von einer Ohnmacht befallen . Ein
hinzugerufener Arzt konnte jedoch nur noch den inzwischen wohl in -
folge Herzschlages eingetretenen Tod feststellen . Die Persönlich -
keit der Verstorbenen , die etwa 6ö Jahre alt ist , konnte noch nicht
ermittelt werden . Die Leiche wurde nach dem Schauhause ge -
bracht . _

Mus öen Gemeinöen .
Teuerungszulagen in Neukölln .

Die Kriegsnotstandskommission setzte in ihrer letzten Sitzung
die Teuerungszulagen sür Beamte , Bedienstete und Lehrpersonen
mit einem Gehalt von 3000 — 8000 M. wie folgt fest : bei einem
Kind monatlich 8, zwei Kindern 14 und bei drei und mehr Kindern
18 M. Die Angestellten mit einem Gehalt von 3000 — 4000 M.
erhalten bei zwei Kindern 8 und bei drei und mehr Kindern 14 M.
pro Monat . Die städtischen Arbeiter mit kinderreichen Familien
erhalten neben der bisherigen Zulage noch eine Extraunterstützung ,
die 10 Pf . pro Tag und Kind bis zum 16. Lebensjahre beträgt . Die
Extraunterstützung wird vom 1. April ab gezahlt .

» -

Abgabe von Teigware « in Schöneberg .
Die Stadtgemeinde Schöneberg bringt jetzt Teigwaren sNudcln

usw . ) zum Verkauf . Die mit dem Verkauf betrauten Geschäfte sind
durch Preisaushänge in den Schaufenstern kenntlich gemacht . Der
Verkauf erfolgt nur gegen Abtrennung des Abschnittes O der Lebens -
mittelkarte . Auf jeden Abschnitt wird 1 Pfund abgegeben .

Es ist zu hoffen , daß die Abgabe von Teigwaren vorläufig
dauernd wird erfolgen können .

Gemeindekriegsküchen in Pankow .
Die letzte Sitzung der Gemeindevertretung beschäftigte sich mit

Anträgen unserer Parteigenossen , die Maßnahmen für Massen -
speisung und bessere Ausnutzung der Rieselgüter im Interesse der
Volksernährung verlangten . In der Begründung der Anträge wies
Genosse Schmidt darauf hin , daß für den kommenden Winter
die Lebensmitteireuerung und die schon jetzt stetig steigende Not ganz
ungewöhnlichen Umfang annehmen dürfte und selbst im Falle einer
baldigen Beendigung des Krieges noch auf lange hinaus außer -
ordentliche Maßnahmen erfordern werde . Aufgabe der Gemeinde sei
es , diese beizeiten zu ergreifen . Durch ausreichende Versorgung
der Notleidenden mit warmem Essen könne lindernd
eingegriffen werden , sei es durch Uebernahme und Ausbau der
bestchenden Volksküchen durch die Gemeinde oder noch besser durch
Errichtung eigener leistungsfähiger Gemeinde - Kriegsküchcn . Auch
sei die Einführung fahrbarer Küchen zu erwägen ,
wenngleich die bisherigen Erfahrungen mit diesen und die bei ihrer
Benutzung gebotene Einschränkung der Mannigfaltigkeit der Speise -
bereitung hierzu nicht sonderlich ermutigen könnten . Des weiteren
sei zu prüfen , ob nicht die Erträgnisse der Pankower
Nieselgüter mehr als bisher der Volksernährung direkt zu -
geführt und die Anbaufläche nach dieser Richtung besser ausgenützt
werden könnte .

Der stellvertretende Bürgermeister Stadtrat S t a w i tz empfahl
das Weiterbestehen der Volksküchen in der bisherigen Form und be -
fürwortete eine von diesen erbetene Erhöhung des monatlichen Zu -
schusses der Gemeinde . Dagegen trat er warm für Errichtung
eigener Gemeinde - K�iegsküchen ein und schlug vor ,
bis zur schleunigen Inbetriebnahme letzterer zunächst die bis -
berigen Schulküchen für diesen Zweck herzurichten . Diese und die
Volksküchen würden voraussichtlich dem derzeitigen Bedarf
genügen . Nach den bisherigen Erfahrungen mit den fahrbaren
Küchen könne er sich sür deren Anschaffung nicht erwärmen . Be -
züglich der besseren Ausnutzung der Riefelgüter im Interesse der
Volksernährung wies Redner darauf hin , daß schon bisher im
Sinne des AMrages verfahren und wohl nicht viel mehr herauszu -
holen sein werde , immerhin soll auch hier das noch Mögliche ge -
tan werden . — Die umfangreiche Aussprache ergab allseitige Ueber -
einftmnnung mit dem Prinzip der Anträge und den von Herrn
Stadtrat Stawitz vorgeschlagenen Avänderungcn und Ergänzungen .
Da auch unsere Genosien diesen ohne Bedenken zustimmen konnten ,
erfolgte einstimmige Annahme ihrer Anträge in der abgeänderten
Form . Mit der sofortigen Inangriffnahme der Durchführung wurde
eine aus zwei bürgerlichen Vertretest und unserem Genossen
G a ß m a n n bestehende Kommission betraut , die sich nach Bedarf
durch Sachderständiae usw . ergänzen soll . Der monatliche Gemeinde
zuschuß an die Volflkiichen wurde von 1000 M. auf 1500 M. erhöht .
— Weiter bewilligte die Vertretung zur Errichtung von zur Lage -
rung von Lebensmitteln notwendig gewordenen Kühlräumen auf
dem Grundstück des alten Wasserwerkes die Summe von 30 000 M.

Wahlvereinsversammlung in Stralau .

Am 23. Mai fand die Generalversammlung des Bezirks Stralau
statt , die zunächst den Jahresbericht entgegennahm . Danach waren
am 1. April 261 Mitglieder vorhanden , darunter 41 weibliche .

Die Neuwahl der Funktionäre ergab folgendes Resultat : 1. Be
zirksführer Arendsee , 2. Bezirksführer Joh . Walter , Kassierer Rein -
hold Walter , Schriftführer Pfeiffer , Revisoren Aschendorf , Pfeiffer
und Block . Bibliothekar Jacob , Abteilungsführer Joh . Walter ,
Geißler , Aschendorf , Preßler , Leseabendleiterin Genossin Hünicke und
Kinderschutzkommission Genossin Philipp .

Den Delegierten zur Kreis - und Verbandsgeueralversammlung
wurde e i n st i m m i g zur Pflicht gemacht , in beiden Versamm -

hingen entsprechend den Anschauungen der Stralauer Genossen , im
Geiste der Minorität zu wirken .

daß auch das Fleisch gefrorener Tiere in der Fabrik verarbeite !
worden ist .

Drei Personen vom Blitz getötet . Aus Frankfurt a. O. wird
gemeldet : Vom Blitz wurden gestern auf dem Rittergut Neu -
Höschen in der Mark ( Kr . Schwiebus ) , zwei Russen und
ein junges Mädchen , sowie zwei Pferde getötet und
ein dritter Russe schwer verletzt . Ein vierter Russe kam mit einer
leichten Verletzung - davon . Die Russen hatten sich mit dem Mad -

chen und einem Gespann vom Gewitter überrascht unter meh -
rere Weiden geflüchtet . Ein zweites Gespann war auf dem Felde
beim Kartoffelhackcn zurückgeblieben . Ein Blitz traf die alten
Weiden und die dort schutzsuchenden Personen .

Selbststcllung eines Defraudanten . Der seit dem 5. Mai
nach Unterschlagung von 300 000 Mk. flüchtige Rendant der Tech -
nischen Hochschule in Danzig , B o t h , hat sich in Chemnitz der
Polizei gestellt . Er hatte nur noch 40 Mk. bei sich.

Flucht eines gefangenen französischen Fliegers aus der
Schweiz . Der französische Flieger Gilbert , der seinerzeit mit

seiner Maschine auf schweizerischen Boden niedergegangen war
und interniert wurde , ist entflohen . Man ist aber dem Entflöhe -
neu auf der Spur . Gilbert lzatte schon einmal einen Fluchwer -
such unternommen , war aber vor dem Ueberschreiten der Grenze
erkannt und festgenommen worden .

WetterauSsichte « für das mittlere Norddeutschland bis
Sonnabend mittag . Zeitweise heiter , aber noch veränderlich mit germgen

Regenfällen , am Tage ziemlich warm .

Parteiveranstaltungen .
Neukölln . Die Fortsetzung der Generalversamm -

l u n g sindet Sonnabend , den 27. Mai . abends 8ll2 Uhr , in den Passage -
Feftsälen , Bergstr . 151/152 , statt . Mitgliedsbuch legitimiert .

Bernau - Schönow . Sonnabend , den 27. Mai , abends S' /j Uhr , findet
die Generalversamiulung des Wahlvcreins im Lokal von Advlf Hermann ,
Bürgcrmeisterstraße , statt . Bericht und Neuwahl der Bezirksleitung . Vcr «
schiedenes . _

Allgemeine Familiensterbekasse . Sonntag , den 28. Mai : Zahl -
und Aufnahmetag von 3— 6 Uhr im Reslaurant Gerichtstr . 12/13 und
Buckower «tr . 14.

Arbeiter - Radfahrer - Bund „ Solidarität " , Mitgliedschast Berlin
und Umgegend . Sonntag , den 28. Mai , Vereinstour sämtlicher Abteitungen
nach Rüdersdorf szum Schwan ) , Start 0 Uhr. Nachmittagslour nach Schön -
eiche zu Mann , Start 1 Uhr. Jeden Freitag , abends 7 Uhr , im Treptower
Park , große Wiese , Spielabend . wozu sämtliche Mitglieder erscheinen mögen .
Auskunst über Toureuangelegenheiten erteilt Otto Hankel , Neukölln , Lichten -
rader Str . 31.

_

Eingegangene Druckschriften .
Wie wir unser Eisernes Kreuz erwarben . Hest 5 —7 . Selbst -

erlebnisse von Inhabern des Eisernen Kreuzes 1S14, bearbeitet von
F. Freiherr v. Dincklagc - Campc . Erscheint in 20 Heften a 50 Pj . Bong
u. Co. , Berlin W. 57.

Weltlcid und Religion . Von Dr . K. Weidet . 1,50 M. K. E. Klotz,
Magdeburg .

Der Russenbürgermeister von Angerburg . Der Wirklichkeit nach -
erzählt von Dr . A. Greifs . Kommissionsverlag H. Prlddat , Angerburg ,
Ostpreußen .

tteutsev « » Dtieater .
DtrsKticm : Max Eeiniiardt .

Freitag , Sonnabend :
8 Uhr : Die grüne Fläte ( Ballett ) .

Vorher : Die Lästigen .
Kamni erspiele .

Freitag , Sonnabend :
S' la Uhr : Der eingebildete Kranke .

Vorher : Ballett .
VoLksbiihne . Theater a. Bülowpl .

Freitag , Sonnabend :
S' ft Uhr : Ple Btottcnbnrger .

Dir . Meinhard - Bernauer .

Traten . d. KömgptzefStraße
7 " Uhr : Ein Tranmsplel .

BCofinödienhaus
S' /t Uhr : Der 7 . Tagr .

Berfiner Theat .
S' /jU . : Wenn zwei Hochzeit machen .

Sessing - Theater .
Direktion : Victor Parnowsky .

8 Ukr : Z. letzt . M. : Peer Cynt .
Sonnabend : Z. l . M. : Schwarzer Peter

( Albert Bassermann . )

Deutsch . Künstler - Theater .
Allabendlich 8' / . Uhr :

Die selige Exzellenz .

URANIA
Tanbenstr . 48/49 .

8 Uhr :

Von den Rokitnosilmpfen
zum Narotsch - See .

Theater für Freitag , den 26 . Mai .

Deutsches Opernhaus Charlottbg .

7 unr : Lohengrin .
F riedrich - Wilhelmstädt . Theater .

s' i , u . : Das Dreimäderlhaus .
Kleines Theater .

8ffau . : Vater und Sohn .

Komische Oper .
Sffa Uhr : Der Favorit .

Lustspielhaus .
s ' /iuir : BrauclibaF & Fix .

Metropol - Theater

8u. : DieErfczop?. ßerolstein .
Hontls Operetten - Theater

u . : Der selige Balduin

Mus aller Welt .
Umfangreicher Fleischschmuggel .

Bedeutende Fleifchschmuggeleien sind seit längerer Zeit von

eruer Hamburger Fleischwarenfabrik durch einen Hamburger

Kaufmann , namens Harms , von der Firma W o 1 f f , nach
Berlin betrieben worden . Trotz des bestehenden Ausfuhrverbotes

hat Harms Waggonladungen Fleisch und Fleischwaren von Ham -

bürg nach Berlin geschafft . Ein Waggon im Werte von 14 000

Mark konnte vor der Abfährt auf dem Hamburger Bahnhaf be -

schlagnahmt werden . Es handelt sich auch um Fleischkonserven ,
deren Anfertigung für Privatzwecke überhaupt gänzlich untersagt

ist . Soviel bis jetzt festgestellt werden konnte , hat die letzte nach
Berlin geschaffte Sendung einen Wert von 17 000 Mk. gehabt .

Die weitere polizeiliche Untersuchung ergab , daß noch ein anderer

Kaufmann , namens Franz , bei der Versendung der Fleisch -

waren und beim Absatz in Berlin seine Hand im Spiel hatte .

Bei seiner Festnahme wollte er seine Berliner Abnehmer natürlich

nicht mehr kennen . Jednfalls steht fest , daß die von der Militär -

behörde beanstandeten Waren auf unerlaubte Weise anders her -

gerichtet und im freien Handel zum Verkauf gebracht wurden .

Um den Betrug möglichst unauffällig zu machen , wurden die

Konserven von der Fabrik auf der Hoheluftchauffee nach dem

Altonaer Güterbahnhof geschafft und von dort nach Berlin ge -

sandt . Da der erwähnte Kaufmann in Berlin bereits verhaftet ,

dann aber wieder freigelassen worden war , hat er seine Berliner

Abnehmer Meisellos verständigt , nichts von sich hören zu lassen .

— Nach den letzten Meldungen hat der Inhaber der Firma

Wolff , der seine Verhaftung erwartete , Selbstmord be -

gangen . Es besteht der dringende Verdacht , daß nicht nur ver -

dorbene Konserven zum Verlaus gebracht worden sind , sondern

Wulhglla - Theuter .
8- / . Uhr : Kyritz - Phriü .
Sonnabend 81/. Uhr : Gastsp . Alwin
NeuB ; Der Pfarrer von Rirchfeld .

Residenz - Theater

8' / . um : Fliegende BlätteF .
Schiller - Theater O.

8 ubr : Der EhFenbürgeF .
Schiller - Th . Charlottenbg .

8 uhr : EhFliehe Arbeit .
Thalia - Theater .

s ' / . u . - Blondineben .

Theater am Kollendorf pl .

s ' / . u . - immeF feste dFuff !
Theater des Westens

s ' / . u . - Kubinke .
Trianon - Theater .

sv . u. : Tante Tüs ' eben .

Rose = Theater .

Berliner Blut .
Sonntag : Gartenvorstcllung .

Mai - Spielplan !

äfiziia
das Mhdchen

mit den
Schicksals -

Variete -
Operette in

2 Bädern von

Giert

von
Tänze

Johnson und
Johnson

Birkeneder
Kremo
Paul Jülich
Wilma
Kino

V oigt - Theater ,
Badstr . 58. Badstr . 58.

Freitag , den 26. Mai 1916 :

„ Buschliesl " .
Schausp . m. Ges. i. 5 Akt. v. Willhardt .
Sonntag 3 Uhr : Der Waldteufel .
Ab Montag : Goldener Boden .
Kasseneröffnung 7 Uhr . Anjcmz 8 Uhr .

Tägl . 8 Uhr . Sonnt 31/, n. 8 U.

Schenk und Margot
und das große Mai - Programm .

Heines Werke
' 3 Lande 4 Mark •

Buchhandlung Vorwärts

. ( )
~ \ Pjjf

% ■> v i ' t . ' vv vv 5

Vorletzte Woche !

Ansang ' / . 9 Uhr .
Verblüssend wirkt täglich

„Afra ' s " Hellsehkunst ! !
Aicherdem die großartigen
! ! Alal - Siehlaxer ! !

u. die Prunkpantom . „ Ostern " .

Kleine Sommerpr . ! 40 Pf . —2,99 M.
Militär u. Kinder halbe Preise .

Mmiralspalast .
Das neue E i s b a 11 e 1 1

�frau �antaste.
Anf . 9 Ehr . 3 , 3 , 4 M.

Reiebshallen - TbeateF .

Stettiner Sänger.
„Ein Maren- Spuk. "

Studentenbild
von Meysel .

Ansang 8 Uhr .
Für Mllitärper -
sonen jreier
Eintritt zu den
Stett . Sängern .

Laden
uberals

Der Nachtrag zu der Bekanntmachung des Oberkommandos in den
Marken über Höchstpreise sür Bamnwollspinnstofse und Baumwollgespinsle
tritt am 26. Mai d. Js . in Kraft .

Die vollständige amtliche Bekanntmachung ersolgt an den Anschlag -
säulen und in der „Norddeutschen Allgemeinen Zeitung " .

Berlin , den 28. Mai 1916 .
Der Polizeipräsident .

186. I. Mil . 16. II Ang . _
Der Nachtrag zu der Bekanntmachung des Oberkommandos in den

Marlen vom 23. Dezember 1915 betressend Beschlagnahme , Verwendung
und Veräußerung von Bastsasern ( Jute , Flachs , Ramie , europäischer Hans
und überseeischer Hans ) und von Erzeugnisse » aus Bastsasern tritt am
1. Juni 1916 in Kraft .

Die vollständige amtliche Bekanntmachung ersolgt an den Anschlagsäule »
und in der „Norddeutschen Allgememen Zeitung " .

Berlin , den 26. Mai 1916.
Ter Polizeipräsident .

186. I. Mil . 16. U. Ang .

Verband der £ithographen, Steindrneher
Mitgliedschaft

Berlin . und verwandten Berufe .
Engelufer 15 lU , Zimmer 67 —6

Mitgliedschaft
Berlin .

Sonnabend , de « 27 . Mai , abends pünktlich 7ll , Uhr :

Gemeinsame Sezirksversammlungen
für

Kithogrnphen - Stewdrucker
Die Versammlungen finden in folgenden Lokalen statt :

1. Graphisches Vereinshans , Alexandrinenstr . 44.
2. Restaurant J . Sachse , Lindower Str . 26 ( Bahnhof Wedding ) .
3. Restaurant Verelnshelm , Stargarder Str . 3 ( Bhf. Schönhauser

Allee ) .
4. Restaurant Fredersdorf , Frankfurter Allee 24 ( Nähe Warschauer

Straße ) .
5. Xenhlilln . Restaurant Passage - Festslile , Bergstr . 151.
6. Schöneberg . Restaurant Wandtke , Bahnstr . 25 ( Bahnhos

Schöneberg ) . 108/12
Die zur Erörterung stehenden Berufsfragen verpflichten säwt -

liche Kollegen zum Besuche der Bezirksversammluuge » .
Die außer Beruf tätigen Mitglieder werden um ihr Erscheinen dringend

ersucht .
Wir bitten alle Kollegen , die ihrer Wohnung nächstliegende Wer-

sanmilung zu besuchen .
Die Verwaltungen I . u . III .

Nkmaltungssttlle Kklliu N 54, Limenflr. 88 - 1
Telephon : Amt Norden 185, 1239 , 1987 , 9714 .
Bureau geöffnet von 9— 1 und von 4— 7 Uhr .

Sonntag , den 28 . Mai 1916 , vormittags 9' /z Uhr :

Branchen - Vers ammlung
aller m den Gisenkonstrnktionsmerkstätien

beschäftigten Ardeiter
in den Sophiensälen , Sophienstr . 17/18 .

Tagesordnung :
1. Bericht über die Berhandlungen . 2. Diskussto «.

DaS Erscheinen aller Kollegen ist unbedingte Pflicht .

Sonntag , den 28 . Mai 1916 , vormittags 16 Uhr :

Versammlung
der Metallschleifer und Galvaniseure ,

Hilfsarbeiter und Arbeiterinnen
in den Arminhalle » , Kommandantenstr . 38/59 .

Tagesordnung : 117/11

1. Jahresbericht . 2. Diskussion . 3. Neuwahl der gesamten Branchen .
kommission .

Kollegen und Kolleginnen ! Es ist Pflicht aller , in dieser Versammlung
pünktlich zu erscheinen . _ _vie Ortsverwaltnug .

1 XnabeU' Waschanzäge,
Knabenblusen ,

Knabenhose » usw .
lausen Sie am preiswertesten

direkt in der Fabrik »

ÄndFeU85tF . 50,' 7re| . pe�
kein Laden . {

Keblsse _
höchstzahlend , kauft in und auBer dem
Hause 8582 *

Kaiserstraße 8 , Hof I

3o Stelen Stonöeo
Die

Wochenschrist für Arbeiterfamilien

Wöchentlich 1 Heft für 10 Vf.

Spezialarzt
1. Geschlechtskrankheiten ,
Harnleiden , Schwäche ,
Ehrlich - Hata - Kuren , Blut -
und Harn - Untersuchungen .

Dr . med . Karl Reinhardt . Institute ;
( . 1 zwischen Dresdener und AnnenstraBe .

riinZCIlStr . 04 Spreohst . 5— 7, Sonntags 10 —11 .

Potsdamer Str . 1 17 1

Aulklärende
. . _ , Sonnt . 11- 1.

48 Seiten starke Broschüre gratis und post¬
frei in verschlossenem Kuvert .
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